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Editorial

Die große Beschleunigung 
seit den fünfziger Jahren, 
die die beispiellose Zunahme 
von menschlicher Aktivität 
und deren Auswirkungen auf 
die Welt verdeutlicht, zeigt 
sich insbesondere im Kon-
text von Telekommunikation. 
Die technologischen Ent-
wicklungen im Bereich der 
Informations- und Kommu-
nikationstechnologien (IKT) 
führen zu weltweit steigen-
den Datenmengen.

Auch im urbanen Kontext führt das zu einer Datenexplo-
sion und geht mit der zunehmenden Digitalisierung von 
Städten, deren Infrastrukturen und Prozessen einher. Man 
spricht dabei von urbanen Daten, worunter allgemein Daten 
verstanden werden, die von Verwaltungen, anderen städti-
schen Akteuren (Stadtwerken, öffentlichen Einrichtungen), 
sowie Wirtschaftsakteuren (z. B. Unternehmen), Forschung 
und Wissenschaft und der Zivilgesellschaft (Bürger, Verei-
ne) erstellt, verarbeitet oder bereitgestellt werden. Urbane 
Daten sind Arbeitsgrundlage, Entscheidungsgrundlage und 
Kommunikationsmittel und unverzichtbar für Planungs-, 
Bau-, Betriebs- und Beteiligungsaufgaben. 

Die Nutzung und In-Wert-Setzung der urbanen Daten ist 
eng mit dem Konzept von Smart Cities verknüpft, bei der 
durch intelligentes Datenmanagement – also u. a. die struk-
turierte Erfassung, die Pflege, Verknüpfung, Auswertung, 
Bereitstellung und Nutzung von Daten – eine Vielzahl an 
Mehrwerten erzielt werden können. Hierzu zählen etwa ein 
leichterer Zugang zu Daten, umfangreichere und bessere 
Entscheidungsgrundlagen, die (teil-)automatisierte Steue-
rung von Systemen und Effizienzgewinne. Urbane Daten 
bilden zunehmend das Fundament einer digitalen, evidenz-
basierten und transparenten Stadtplanung, und Datensys-
teme unterstützen eine „effektive urbane Transformation“ 
für eine nachhaltige Urbanisierung. Hierfür müssen die 
wachsenden und zunehmend komplexeren Daten sinnvoll 
verarbeitet, aufbereitet und verwaltet werden.

Urbane Daten und deren Management sind daher ein ele-
mentares Thema, das vor dem Hintergrund von steigender 
Komplexität urbaner Systeme, der großen Beschleunigung 
vieler Prozesse, steigenden Erwartungshaltungen an Ver-
waltungen und Stadtmanagement, sowie vor dem Hinter-

grund von Klimawandel und der Hoffnung auf effizientere 
Prozesse weiter an Bedeutung gewinnt. 

Um diese Mehrwerte zu heben, muss eine Vielzahl an Dingen 
umgesetzt werden, wie etwa die Weiterentwicklung techni-
scher Systeme, die Anpassung von Organisationsstrukturen 
und die Neudefinition von Prozessen. Aber auch rechtliche 
Fragen zu Datentausch und -nutzung, Datenschutz und Da-
tensicherheit sind zu beachten. Und dabei stehen die Men-
schen als Beteiligte, Nutzer, Anwender etc. im Mittelpunkt, 
das heißt, deren Einbindung und Partizipation muss ebenso 
sichergestellt werden. Dementsprechend sind die Heraus-
forderungen mannigfaltig und müssen immer für die ein-
zelnen Anwendungsfälle konkretisiert werden. 

Um ein gutes urbanes Datenmanagement zu betreiben und 
die Daten über die verschiedenen Silos hinweg zusammen-
zuführen, zu verarbeiten und in die praktische Anwendung 
zu bringen, sind entsprechende datenintegrierende Syste-
me notwendig. Diese urbanen Datenplattformen fungieren 
dabei als zentrale Instanzen bzw. interoperable Datendreh-
scheiben für den Austausch von urbanen Daten.  

Wie der Umgang mit urbanen Daten im Kontext Stadtent-
wicklung konkret in der Praxis angegangen und gestaltet 
wird, welche Themen dabei eine Rolle spielen, wohin der 
Blick sich richtet und welche Herausforderungen wie zu 
meistern sind, soll in der vorliegenden Ausgabe dargestellt 
werden. Ebenso soll verdeutlicht werden, welche Mehrwer-
te und Ergebnisse entstehen und wer die Nutzenden sind. 
Daher werden Projekte und Systeme vorgestellt, die den 
veränderten Umgang mit urbanen Daten und beispielhaf-
te Wege aufzeigen. Ein Mehrwert der Digitalisierung ist die 
Replizierbarkeit von Daten, Codes, Systemen etc. So dienen 
die vorgestellten Projekte im besten Fall als Vorlage, zei-
gen technische Systeme, nennen relevante Datenstandards, 
beleuchten Kooperationsformen oder benennen pragmati-
sche Vorgehensweisen. 

Dieses Spektrum soll Ihnen Inspiration sein. Ich wünsche Ih-
nen daher eine interessante und nützliche Lektüre.

Dr.-Ing.  Stefan Höffken 
Leiter Digitalisierung, Tegel Projekt GmbH, Berlin

Von der Datenexplosion zu konkreten 
Mehrwerten

Dr. Stefan Höffken



2 vhw FWS 1 / Januar–Februar 2023

Kommunikation
Verfahren der digitalen Bürgerbeteiligung in Hamburg

Seit 2016 arbeitet Hamburg am Aufbau eines Systems zur 
digitalen Bürgerbeteiligung (Lieven 2017). Zunächst wur-
de ein einfaches geodatenbasiertes Onlinebeteiligungstool 
entwickelt und erprobt. Im nächsten Schritt wurde dieses 
um eine digitale On-Site-Komponente mit Touch Tables er-
weitert, um ein integriertes medienbruchfreies System zu 
schaffen. Die insgesamt weiterentwickelte Software wurde 
als „Digitales Partizipationssystem“ (DIPAS) Anfang 2021 
als Open-Source-Software veröffentlicht (Schwegmann et 
al. 2021). Mit dem navigator wird das DIPAS-System nun um 
ein neues, fünftes Modul erweitert.

Abb. 1: Screenshot DIPAS navigator

Die Anforderung, einen zentralen Zugang zu den Beteiligungs-
verfahren zu schaffen und Daten und Ergebnisse von Betei-
ligungsverfahren in neuer Form aufzubereiten und bereitzu-
stellen, ergab sich aus der intensiven Nutzung der digitalen 
Beteiligungsangebote. Um die Anforderung erfüllen zu kön-
nen, musste zunächst die Datenbankstruktur des DIPAS-Sys-
tems neu organisiert werden. Es war erforderlich, die vorher 
in separaten Datenbankinstanzen gespeicherten Daten der 
einzelnen Verfahren in eine neue übergreifende Datenbank, 
dem sogenannten Domain-Modul, zu überführen, in der die 
einzelnen Verfahren nur mehr virtuelle Instanzen darstellen. 

Abb. 2: Fünf DIPAS-Elemente

Über eine spezifische Schnittstelle können diese nun ver-
fahrensübergreifend von anderen Softwares abgerufen, 
aggregiert und analysiert werden. Die dafür genutzte Rest-
API-Schnittstelle PDS (Participatory Data Specification) war 
im Rahmen der EU Urban-Agenda von Hamburg mitentwi-
ckelt worden (Europäische Kommission 2022). Derzeit nutzt 
die Hamburger CoSI-Software1 diese Möglichkeit und nun 
auch der DIPAS navigator. 

Hauptnutzen des navigators
Der Hauptnutzen des navigators ist die Übersicht über alle 
digitalen informellen Beteiligungsverfahren, die in Ham-
burg durchgeführt werden. Dazu muss man berücksich-
tigen, dass informelle Bürgerbeteiligung im Stadtstaat 

1	 Vgl. dazu den Beitrag von Maja Richter, Nicole Schubbe und Pierre Gras in 
diesem Heft

Seit November 2022 existiert in Hamburg für Bürgerinnen und Bürger ein neues Cockpit für digitale informelle Bür-
gerbeteiligung. Der DIPAS navigator (https://beteiligung.hamburg/navigator/#/) gibt eine schnelle Übersicht über 
alle laufenden und abgeschlossenen Beteiligungsverfahren, die mit dem DIPAS-System in den letzten Jahren durch-
geführt wurden. Das neue automatisierte Datencockpit ist ein Meilenstein in der Entwicklung der digitalen Bürgerbe-
teiligung, für den viele Voraussetzungen geschaffen werden mussten. 

Neu in Hamburg: alle Verfahren der  
digitalen informellen Bürgerbeteiligung 
auf einen Blick

Claudius Lieven
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schaffen. Das System arbeitet dabei 
praktisch vollautomatisch, es ist keine 
Redaktion auf der Ebene der Aggrega-
tionen erforderlich. Alle Informationen 
werden vom navigator automatisch und 
aktuell aus den Einzelverfahren her-
ausgelesen. Ein Verfahren erscheint 
zu dem Zeitpunkt als „Neues Verfah-
ren“ auf Karte und Liste, den der de-
zentrale Verfahrensverantwortliche als 
Starttermin gesetzt hat, und ab dem 
Moment wird es auch im statistischen 
Bereich gezählt. Ein neuer Beitrag er-
scheint in der Liste der neuen Beiträge 
automatisch nach dem nächsten Sys-
temrefresh, das heißt, maximal eine 
Stunde nach Abgabe des Beitrags. 

Vor Beginn der technischen Entwicklung des DIPAS navi-
gators wurde eine komplexe Anforderungserhebung mit 
unterschiedlichen Stakeholdergruppen (Bürger, fachliche 
Leitstelle für Bürgerbeteiligung in Hamburg/Stadtwerk-
statt, Anwender, technische Entwickler) durchgeführt. Die-
se Anforderungserhebung inklusive der Designentwicklung 
unter Aspekten der Barrierefreiheit wurde im Rahmen 
des Projekts „Connected Urban Twins“ (CUT) umgesetzt. 
Die gesammelten Informationen wurden in einem Design 
vom norddeutschen IT-Dienstleister Dataport zusammen-
geführt und dienten als Grundlage für die technische Ent-
wicklung, die vom Hamburger Landesbetrieb Geoinformati-
on und Vermessung zusammen mit der Stadtwerkstatt der 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen umgesetzt wur-
de. Der navigator ist dabei insgesamt so konzipiert, dass 
er ohne Anleitung „selbsterklärend“ funktioniert. Wo nötig 
wurden Hilfetexte integriert, die Funktionen erläutern oder 
Zählweisen erklären.

Eine kleine, aber dennoch wichtige Neuerung, die uns im 
Zuge der Einführung des navigators gelang, ist die Er-
fassung eines Berichtsdokuments zu jedem Verfahren. 
Beteiligung kann nur dann gut sein, wenn auch Trans-
parenz über die Ergebnisse der Verfahren besteht, und 
diese, so hoffen wir, wird durch einen zentralen Fundort 
für solche Dokumente wirkungsvoll unterstützt. Es sind 
aber auch noch Einschränkungen in Bezug auf Umfang 
und Tiefe der bereitgestellten Informationen zu nennen. 
Bislang werden nur Verfahren angezeigt, die seit Anfang 
2020 durchgeführt wurden. Die zwischen 2016 und 2019 
vor der Schaffung des Domain-Moduls durchgeführten 
Verfahren müssen datentechnisch umstrukturiert wer-
den, damit sie automatisiert ausgelesen werden können. 
Diese Umstrukturierung soll demnächst abgeschlossen 
werden, sodass die Verfahren dann nacherfasst werden 
können. 

Hamburg dezentral organisiert ist. Die sieben Hamburger 
Bezirksämter, die neun Senatsbehörden und die diver-
sen öffentlichen Unternehmen und Anstalten öffentlichen 
Rechts führen Beteiligungsverfahren in ihrem jeweiligen 
Zuständigkeitsbereich selbstständig und eigenverantwort-
lich durch. Sie können sich dabei von der Stadtwerkstatt in 
der Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen beraten las-
sen und das von uns bereitgestellte DIPAS-System nutzen, 
sie müssen es aber nicht. 

Dies führt einerseits zu einer sehr lebendigen, vielfältigen 
und engagierten Beteiligungskultur, andererseits zu einer 
gewissen Unübersichtlichkeit, weil jede Institution ihre Ver-
fahren primär selbstständig kommuniziert und – im digitalen 
Zeitalter essenziell – selbstständig im Internet veröffentlicht. 
Das macht es für Bürgerinnen und Bürger, aber auch für die 
Kommunal- und Landespolitik nicht einfach, sich eine Über-
sicht zu verschaffen, wann und wo was läuft. 

Diese Übersicht soll durch den navigator einfacher werden. 
Alle Verfahren sind auf einer Stadtkarte dargestellt. Durch 
Mausklick auf ein Icon erscheint ein Fenster mit den Kern-
informationen zu Verfahren: Status, Titel, Themen, Laufzeit, 
Verfahrensverantwortlicher usw.  Neben der Übersicht bietet 
der navigator auch die Möglichkeit eines „Deep Dive“ in jedes 
Verfahren, sei es laufend oder abgeschlossen. So kann der 
Nutzer alle Informationen und alle Beiträge aller erfassten 
Verfahren aufrufen und sich vollständige Transparenz ver-

Kommunikation
Verfahren der digitalen Bürgerbeteiligung in Hamburg

Abb. 3: DIPAS-Domain-Modul
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Kommunikation
Verfahren der digitalen Bürgerbeteiligung in Hamburg

Maps sind dazu da, „Geschichten mit Karten zu erzählen“, 
das heißt, komplexe Sachverhalte und Entwicklungszusam-
menhänge in einer interaktiven Abfolge maßgeschneiderter 
Charts für Zielgruppen von Laien bis Experten erfassbar 
zu machen. Die Arbeit an einem weiteren Modul, das dazu 
dient, die Verfahrensverantwortlichen bei der Auswertung 
der Beiträge zu unterstützen, wird in diesen Wochen be-
gonnen. Aufbauend auf der integrierten Datenbank des Do-
main-Moduls werden NLP (Natural Language Processing) 
Werkzeuge entwickelt, die aus den Beiträgen wiederkeh-
rende Muster und Zusammenhänge herauslesen und diese 
räumlich repräsentieren (Thoneick et al. 2021). 

Ein wichtiger Aspekt ist dabei, dass alle diese DIPAS-Module 
nach Open-Source-Prinzipien entwickelt werden, auf offe-
nen Standards beruhen und über offene Schnittstellen ver-
fügen. Dasselbe gilt für die an- oder eingebundenen Kom-
ponenten der Urban Data Platform, des Masterportals und 
des CoSI-Systems. Diese Offenheit hat es ermöglicht, dass 
beispielsweise das Masterportal mittlerweile eine große Ge-
meinschaft von Nachnutzern gefunden hat und auch DIPAS 
bereits von mehreren Städten genutzt wird. Es erscheint 
daher erreichbar, dass das entstehende Softwareökosystem 
dieses urbanen digitalen Zwillings insgesamt so offen, mo-
dular und transferierbar aufgebaut werden kann, dass inter-
essierte Kommunen, Städte und Bundesländer diese Lösun-
gen ohne große Hindernisse nachnutzen können.

Quellen:
European Commission (2022): Data Standards Supporting Citizen Participation 
in Urban Planning https://futurium.ec.europa.eu/en/urban-agenda/digital-
transition/library/data-standards-supporting-citizen-participation-urban-
planning. 

Freie und Hansestadt Hamburg: Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
(FHH) (2022): Erfahrungsbericht über das Projekt DIPAS und Bericht zum Stand 
der Digitalisierung von Stadtplanungsprozessen. Mitteilung an die Bürger-
schaft, Drucksache 22/9070 vom 16.08.2022.

Lieven, C. (2017): DIPAS – Towards an Integrated GIS-based System for Citizen 
Participation. Procedia Computer Sciences 112, S. 2473–2485.

Schwegmann R./Niggemann M./Noennig J.R. (2021): Wissenschaftlicher Ab-
schlussbericht zum Projekt Digitales Partizipationssystem (DIPAS). Abgerufen 
unter https://dipas.org/sites/default/files/2022-01/2021_06_30%20DIPAS_Ab-
schlussbericht_1.0.pdf am 02.01.2023.

Thoneick R./Degkwitz T./Lieven C. (2021): Advancing Participatory Democracy 
through Collaborative Data Platforms. In: Schwegmann R./Ziemer G./Noennig 
J.R. (ed): Digital City Science. Researching New Technologies in Urban Environ-
ments. Jovis, Berlin 2021.

Claudius Lieven 
leitet die Stadtwerkstatt in der Behörde für 
Stadtentwicklung und Wohnen Hamburg 
sowie das DIPAS-Projekt und die Hamburger 
Teilprojekte zur Entwicklung fachlicher An-
wendungsfälle für die Stadtentwicklung

Ferner gibt es für formelle Beteiligungsverfahren im Be-
reich der Bebauungsplanung noch keine vergleichbare 
Funktionalität.  Wir planen aber in Zusammenarbeit mit 
den Kollegen vom Projekt DiPlanung (Freie und Hansestadt 
Hamburg 2022), eine solche Möglichkeit zu schaffen. Rein 
analoge Beteiligungsverfahren, die keine digitalen Daten 
produzieren, erscheinen leider nicht im navigator. Hybride 
Beteiligungsverfahren, die aus analogen und digitalen Bau-
steinen bestehen, werden durch ihre digitalen Stammdaten 
erfasst, und so können auch Daten, wie Termine und Be-
richte, ins System gelangen. Die Ende 2022 veröffentlichte 
Version des DIPAS navigator stellt eine erste Stufe dar; es 
ist geplant, weitere Funktionen, wie thematische und räum-
liche Filterungen und Schlagwortsuchen, schrittweise zu 
ergänzen. 

DIPAS als Teil des digitalen Zwillings
Der navigator stellt ein Add-on zum DIPAS-System dar. 
Das DIPAS-System ist wiederum ein Modul des sich entwi-
ckelnden digitalen Zwillings der FHH2. Wegen des starken 
Raum- und Planungsbezugs von DIPAS liegt ein Schwer-
punkt auf der Karten- und Datenvisualisierung. Dazu setzt 
DIPAS auf den Funktionen des Masterportals und der Urban 
Data Platform auf und nutzt diese zur 3D-Visualisierung von 
Gebäuden, urbanen Daten, Schattensimulationen etc. Es ist 
insofern ein instanziierter urbaner digitaler Zwilling bezie-
hungsweise ein Element der Schicht von spezifischen Appli-
kationen, die auf den Basismodulen des Zwillings aufbauen. 

Abb. 4: DIPAS als Zwillingsinstanz

Funktionserweiterungen anderer Module können so auch 
DIPAS zugutekommen, beispielsweise wenn in das Mas-
terportal Funktionen zur Integration von digitalen städte-
baulichen Entwürfen integriert werden und diese als Pla-
nungsalternativen für die öffentliche Erörterung visualisiert 
werden können. Bereits möglich ist die Auswertung von 
DIPAS-Beiträgen mit verschiedenen statistischen Tools im 
CoSI-System sowie die Integration von Karten und Analysen, 
die in CoSI erstellt wurden, in DIPAS-Beteiligungsverfahren. 
Gegenwärtig entsteht ein weiteres neues Modul, die soge-
nannten „Story Maps“, das darauf ausgelegt ist, von die-
ser Möglichkeit ausgiebig Gebrauch zu machen. Die Story 

2	 Vgl. dazu den Beitrag von Maja Richter, Nicole Schubbe und Pierre Gras in 
diesem Heft



5vhw FWS 1 / Januar–Februar 2023

Kommunikation
Mit Metadaten durch den urbanen Datendschungel

Das Forschungsprojekt „Ageing Smart –  
Räume intelligent gestalten“
Das interdisziplinäre Forschungsprojekt „Ageing Smart 
– Räume intelligent gestalten“ widmet sich den Heraus-
forderungen, die bei Entscheidungen auf kommunaler 
Ebene in Anbetracht des demografischen Wandels, der 
Digitalisierung und der räumlichen Polarisierung bewäl-
tigt werden müssen. Das Projektkonsortium besteht aus 
Mitarbeitenden der Fachbereiche Raum- und Umwelt-
planung, Mathematik und Informatik der RPTU Kaisers-
lautern-Landau, des Fraunhofer-Instituts für Experimen-
telles Software Engineering (IESE) und des Deutschen 
Forschungszentrums für Künstliche Intelligenz (DFKI) und 
deckt verschiedene Expertisen und Herangehensweisen 
ab. Das gemeinsame Ziel ist zum einen, die Bedürfnisse 
und Wünsche der Kohorte der Baby-Boomer (Geburten-
jahrgänge 1955–1969) hinsichtlich ihres bevorstehenden 
Ruhestands besser zu verstehen. Zum anderen sollen die 
damit verbundenen planerischen Herausforderungen für 
Kommunen – unter Berücksichtigung der oben genannten 
disruptiven Einflüsse – erforscht und mögliche Lösungs-
ansätze aufgezeigt werden. 

Die gewonnenen Erkenntnisse gehen in die Entwicklung 
eines datengestützten Systems ein, das primär kommunal 
agierenden Personen als Entscheidungshilfe in Planungs-
prozessen dient.  Hierzu wurden sieben Modellkommunen 

in unterschiedlichen Bundesländern und Räumen (urban, 
suburban und rural) ausgewählt, die ihre Daten zur Verfü-
gung stellen. Dort werden zudem Befragungen unter den 
Ortsansässigen durchgeführt und mit Verwaltungsmit-
arbeitenden Workshops veranstaltet, bei denen Schwer-
punktthemen ausgewählt und Anforderungen erhoben 
werden.   Das Forschungsprojekt wird seit April 2021 über 
einen Zeitraum von fünf Jahren von der Carl-Zeiss-Stiftung 
mit rund 4,3 Mio. Euro sowie von der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau mit rund 
0,9 Mio. Euro gefördert. 

Urbane Daten als Grundlage von Analysen 
und zur Entscheidungsunterstützung 
Weil die Hintergründe, Perspektiven, Interessen und Frage-
stellungen der Forschenden im Projekt äußerst vielfältig 
sind, wird von den Kommunen auch eine sehr umfangrei-
che Auswahl an Daten benötigt. Beispielsweise werden für 
Erreichbarkeitsanalysen Informationen zu den Straßennet-
zen, dem ÖPNV, verschiedener Points of Interest, wie etwa 
Arztpraxen oder der Nahversorgung, benutzt. Für die stadt-
planerischen Projektaspekte spielt die Art der Bebauung 
eine große Rolle. Die Lehreinheit für Physische Geografie 
benötigt das Baumkataster und Sensordaten zur Luftquali-
tät und die Mitarbeitenden der Raumökonomie analysieren 
verschiedenste Finanzdaten. 

In öffentlichen Verwaltungen liegt eine Fülle von Daten vor, die zu zahlreichen Themengebieten wertvolle Informa-
tionen über die aktuelle Situation sowie Entwicklungen der Vergangenheit liefern. Wenn solche Daten mit adäquaten 
Methoden genutzt werden, können sie einen wichtigen Beitrag beim Treffen von raumplanerischen Entscheidun-
gen leisten. Eine datengetriebene Entscheidungsunterstützung kann jedoch maximal so gut sein wie die Daten, die 
ihr zugrunde liegen. Daher ist es eine wichtige Aufgabe, Personen zu sensibilisieren und zu schulen, die Daten 
nutzen, verarbeiten, erzeugen oder in ihre Systeme integrieren. Dies betrifft sowohl Mitarbeitende in öffentlichen 
Verwaltungen als auch Forschende und andere Nutzergruppen. Sie benötigen leicht verständliche und umsetzbare 
Prozesse zur Dokumentation und Sicherstellung von ausreichender Datenqualität sowie intuitiv nutzbare Werkzeu-
ge, die sie hierbei unterstützen. Eine Schlüsselrolle spielen in diesem Kontext Metadaten, die Informationen über 
die verwendeten Datensätze bieten. Sie sind bedeutend für die Auffindbarkeit, die Beurteilung der Relevanz, den 
Umgang und die Nutzung der Daten. Insbesondere der letztgenannte Punkt ist wichtig, wenn die Daten im Rahmen 
von algorithmischen Entscheidungsunterstützungssystemen verwendet werden.  Anhand des Forschungsprojekts 
Ageing Smart wollen wir einen Ansatz vorstellen, der die Wichtigkeit einer guten Datenverwaltung im allgemeinen 
Bewusstsein aller Projektbeteiligten verankert und sowohl Bereitstellende als auch Nutzende von kommunalen 
Daten darin unterstützt. 

Mit Metadaten durch den urbanen  
Datendschungel
Verwaltung und Nutzung kommunaler Daten im Forschungsprojekt „Ageing Smart – Räume 
intelligent gestalten“

Julia Mayer, Martin Memmel
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Datenqualität und Metadaten  
Es gibt zahlreiche Dimensionen, die für die Qualität von 
Daten von Bedeutung sind. Dazu gehören Vollständigkeit, 
Fehlerfreiheit, Aktualität, Konsistenz, Transparenz, Vertrau-
enswürdigkeit, Verlässlichkeit, Genauigkeit, Konformität, 
Zugänglichkeit, Verfügbarkeit und Verständlichkeit. In der 
Praxis ist es nicht realistisch, dass seitens der Kommunen 
bereitgestellte Daten immer alle diese Qualitätsmerkmale 
erfüllen. Vielmehr ist es gelegentlich unvermeidbar, mit bei-
spielsweise unvollständigen Datensätzen umzugehen oder 
mit Daten, in denen eine offensichtliche Verzerrung vorliegt.  

Umso wichtiger sehen wir an dieser Stelle den Aspekt der 
Transparenz: Auch, wenn es nicht möglich ist, jederzeit in 
allen Merkmalen einwandfreie Daten zu nutzen, muss klar 
und offen kommuniziert werden, wo Probleme vorliegen 
und wo keine Aussage über die Qualität getroffen werden 
kann. Des Weiteren braucht es Verantwortliche und einen 
Prozess zur Freigabe derjenigen Datensätze, die zur Nut-
zung in einem Entscheidungsunterstützungssystem infrage 
kommen. Die Verwendung von Metadaten kann an dieser 
Stelle einen signifikanten Beitrag leisten. 

Metadaten sind Informationen über Daten, die einige ihrer 
Eigenschaften beschreiben und dabei helfen, sie eindeutig 
zu identifizieren und ihre Integrität und Qualität sicherzustel-
len.    Das geläufigste Beispiel aus der Praxis stellen Biblio-
thekskataloge dar, mit deren Hilfe man Bücher in einer Samm-
lung finden kann und die einige Informationen bereitstellen, 
ohne dass man ein Buch selbst in die Hand nehmen muss. Im 
Fall von Ageing Smart enthalten die Metadaten zusätzlich zu 
grundlegenden Informationen, wie Titel, einer Kurzbeschrei-
bung und einer Kontaktperson, beispielsweise auch Hinweise 
zum Datenschutz, der räumlichen Verortung, zeitliche Aspek-
te und technische Angaben. Der konkrete Mehrwert der Nut-
zung von Metadaten im Forschungsprojekt entsteht also auf 
verschiedene Arten, die durch die Bereitstellung eines redak-
tionellen Bearbeitungstools noch unterstützt werden:  

Kenntnis über die Existenz der Daten 

Weil die Metadaten aller im Projekt verwendeten Datensätze 
in einem zentralen Metadatentool angelegt werden, erhält 
man einen Überblick, welche Daten im Projekt vorhanden 
sind. Auch wenn einige Datensätze (etwa aus datenschutz-
rechtlichen Gründen) nicht auf dem Projektserver abgelegt 
werden, informiert das Vorhandensein ihrer Metadaten im 
Metadatenkatalog die Forschenden über ihre Existenz.  

Verständnis über die Daten 

Schon ein aussagekräftiger Titel und eine gute Kurzbe-
schreibung können unterstützen, einen Datensatz besser 
zu verstehen. Alle weiteren Merkmale erlauben ein tieferes 
Verständnis darüber, was ein Datensatz enthält, ohne dass 
die Forschenden die Daten selbst einsehen müssten, und 
helfen somit, die Relevanz eines Datensatzes zu beurteilen. 

Kommunikation
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Um projektintern einen Überblick zu erhalten und die Mo-
dellkommunen nicht mit Anfragen zu überfrachten, sind 
generische Vorgehensweisen notwendig, die die Datenan-
fragen und -lieferungen, das Datenmanagement, den Zu-
gang und die Verwendung regeln. Hierfür wurde eine Daten-
kommission aus Projektmitarbeitenden gegründet, die alle 
datenbezogenen Prozesse in enger Zusammenarbeit mit 
dem Projektkonsortium festlegt. Ihre Aufgabe ist es, trans-
parent Ziele und Vorgehensweisen zu definieren, um so für 
Klarheit und Sicherheit beim Umgang mit Daten zu sorgen. 
Die Vielschichtigkeit der Anforderungen stellt eine große 
Herausforderung dar, die allerdings auch beispielhaft für 
die Komplexität bei der Bereitstellung solcher kommunalen 
Daten außerhalb eines eingeschränkten Projektkontextes 
ist. Des Weiteren sind adäquate Werkzeuge erforderlich, die 
diese Prozesse im Speziellen und das Datenmanagement 
im Allgemeinen unterstützen. Hier liegt der Fokus aktuell 
auf einem vom DFKI entwickelten Tool zur redaktionellen 
Bearbeitung von Metadaten. 

Abb. 1: Projektübersicht (Quelle: www.ageing-smart.de)
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Archivierung, Pflege und Erhalt 

Zum Ende des Forschungsprojekts wird der Projektserver, 
auf dem fast alle Datensätze gespeichert sind, nicht wei-
ter zur Verfügung stehen. Mithilfe der Metadaten kann dann 
überblickt werden, welche Daten endgültig gelöscht oder 
archiviert werden müssen. 

Um von den möglichen Mehrwerten von Metadaten profi-
tieren zu können, ist ein fachkundiger Umgang notwendig. 
Dieser umfasst die Verwendung eines entsprechenden 
Vokabulars mit ausreichender Ausdrucksmöglichkeit. In 
Ageing Smart wird hierfür der Metadatenstandard DCAT-
AP.de genutzt. 

Der Metadaten-Standard DCAT-AP.de 
DCAT-AP (Data Catalogue Vocabulary – Application Profile) 
wurde auf Initiative der Europäischen Kommission entwi-
ckelt. Es ist ein Standardvokabular zur Beschreibung von 
Datenkatalogen und soll einen Austausch von offenen all-
gemeinen Verwaltungsdaten vereinfachen, indem es Be-
zeichnungen vereinheitlicht. Ein Datensatztitel ist hier also 
immer ein „title” und niemals eine „headline“ oder gar „ue-
berschr“.    DCAT-AP.de ist eine deutsche Erweiterung von 
DCAT-AP und wurde vom IT-Planungsrat als formaler Aus-
tauschstandard für Verwaltungsdaten festgelegt. 

Für die redaktionelle Bearbeitung der Metadaten im Projekt 
Ageing Smart wird dieser Standard eingehalten. Zum einen 
ist er für alle Zwecke im Projekt ausdrucksmächtig genug, 
zum anderen ermöglicht er eine spätere Integration oder 
Übertragbarkeit einiger oder aller Metadatensätze oder 
-kataloge. Es wird jedoch nur eine Teilmenge aller Attribute 
aus DCAT-AP.de erfasst, weil nicht alle relevant oder ver-
fügbar sind. 

Kompatibilität verschiedener Ressourcen 

Unter anderem kann es bei der räumlichen Abdeckung zu 
Inkompatibilität von Datensätzen kommen. Wenn man bei-
spielsweise Bevölkerungsdaten auf Stadtteilebene, aber 
Daten über Schulen auf Schulbezirksebene hat, kann man 
diese nicht ohne Weiteres kombinieren. Metadaten liefern 
also Informationen zum Austausch und der (Wieder-)Ver-
wendung von Datensätzen aus unterschiedlichen Kontexten 
und Anwendungen und können diese somit erleichtern. 

Auffinden und Sortieren der Daten 

Es kann sehr erkenntnisreich sein, in den vorhandenen 
Metadatensätzen zu stöbern. Man kann sich beispielsweise 
alle vorhandenen Datensätze aus einer bestimmten Modell-
kommune, zu einem oder mehreren Stichworten, Kategorien 
oder Autoren ansehen. Hierdurch können bisher unbekann-
te Datensätze entdeckt, ungeeignete Datensätze aussortiert 
oder Prioritätenlisten erstellt werden. Weiterhin können 
Metadaten helfen, die am besten geeigneten Versionen eines 
Datensatzes bereitzustellen. Darüber hinaus bieten die ge-
speicherten Metadaten beispielsweise Informationen darü-
ber, wer als Ansprechperson fungiert, um etwa Auswertun-
gen durchzuführen oder den Zugriff auf die Daten zu klären. 

Ort der Ablage 

Die Metadaten enthalten auch Informationen zum Ort der 
Ablage der Daten. Die Forschenden wissen also unmittelbar, 
ob sie auf dem Projektserver liegen, auf einem Open-Data-
Portal einer der Modellkommunen oder gar im Fall von sehr 
sensiblen Daten auf einem Rechner ohne Internetzugang. 
Hinterlegte URLs ermöglichen gegebenenfalls einen direk-
ten Zugriff auf die Datensätze für (autorisierte) Personen. 

Glaubwürdigkeit der Quelle 

Datensätze, die im Entscheidungsunterstützungssys-
tem genutzt werden, müssen in einem wohldefinier-
ten Prozess dafür frei- 
gegeben werden. Der Ur-
sprung und somit ihre Ver-
trauenswürdigkeit ist hier 
zusammen mit einer nach-
vollziehbaren Dokumenta-
tion von etwaigen Änderun-
gen ein erheblicher Faktor. 

Organisation 

Je mehr Datensätze vorhan-
den sind, desto hilfreicher 
kann die Möglichkeit einer 
Sortierung oder einer Filter-
funktion nach unterschiedli-
chen Metadatenmerkmalen 
sein.  

Kommunikation
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Abb. 2: Projektverlauf (Quelle: www.ageing-smart.de)
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Fazit und Ausblick 
Aktuell werden die Daten aus den Modellkommunen ein-
gesammelt. Die Prozesse und Werkzeuge werden dabei er-
probt und in enger Zusammenarbeit mit den Akteurinnen 
und Akteuren weiterentwickelt. Gleichzeitig finden durch 
Workshops eine Sensibilisierung und ein Kompetenzauf-
bau bei den Forschenden statt.  Dabei muss man bemer-
ken, dass die Entwickelnden und die Datenkommission eine 
Gratwanderung durchlaufen. Man muss Prozesse etablie-
ren und Strukturen vorgeben, die es erlauben, einen Über-
blick über die Datensätze und ihre Metadatensätze zu be-
halten. Gleichzeitig darf man die Projektbeteiligten nicht 
durch organisatorische Aufgaben überlasten oder sogar 
überfordern, indem man zeitlich exzessive und inhaltlich zu 
komplexe Vorgehensweisen erwartet. Weitere notwendige 
Schritte zur Verbesserung des Metadaten-Tools liegen da-
her in einer weiteren Vereinfachung der Nutzung. 

Bei bestimmten Merkmalen kann eine Autofill-Funktion 
durchaus hilfreich sein. Eine Plausibilitätsprüfung kann 
zukünftig an bestimmten Stellen verhindern, dass falsche 
Metadaten ihren Weg in die Metadatenbank finden. Darüber 
hinaus muss ein Prozess konzipiert und integriert werden, 
der die Freigabe von Datensätzen zur Verwendung im Ent-
scheidungsunterstützungssystem regelt.  Neben dem rei-
nen Sammeln der Daten mit Fokus auf Übersicht und Auf-
findbarkeit liegt in der nächsten Phase der Schwerpunkt auf 
der Frage der Nutzung: Wie verweist man auf konkret ver-
wendete Daten? Wie stellt man Eigenschaften dar, die für 
Transparenz und Erklärungsfähigkeit relevant sind? 

Unser Ziel ist es, dass die im Projekt erarbeiteten Prozes-
se und Werkzeuge auch außerhalb von Ageing Smart einen 
Beitrag zum besseren Umgang mit Daten leisten – sowohl 
bei der Bereitstellung als auch bei der Nutzung der Daten. 

Quellen/Links: 
https://www.ageing-smart.de 

Normentwurf für qualitativ hochwertige Daten und Metadaten: https://www.
nqdm-projekt.de 

https://www.dcat-ap.de 

https://scll.dfki.de 
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Julia Mayer 
wissenschaftliche Mitarbeiterin zum Smart-
City Living Lab des Deutschen Forschungs-
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(DFKI), Kaiserslautern

Redaktionelle Bearbeitung  
der Metadaten 
Um die Metadaten im Projekt zu erfassen und zu verwal-
ten, entwickelt das DFKI ein webbasiertes Tool, das zu-
sammen mit den Forschenden sukzessive erprobt und 
an ihre Bedürfnisse angepasst wird. Eng begleitet wird 
diese Entwicklung von der projektinternen Datenkommis-
sion.  Hierbei müssen die Entwicklerinnen und Entwick-
ler berücksichtigen, dass das Bearbeiten der Metadaten 
möglichst niedrigschwellig erfolgen kann. Weil sehr viele 
Merkmale angegeben werden könnten, von denen man-
che nicht trivial sind, kann es leicht zu einer Überforde-
rung der Eintragenden kommen. Hinzu kommt, dass es 
oft keinen unmittelbar erkennbaren Mehrwert durch das 
Anlegen und Editieren der Metadatensätze gibt. Dieser er-
gibt sich vielfach erst im weiteren Lauf des Projekts und 
vielleicht auch nicht für die Person selbst, sondern erst, 
wenn Transparenz, Erklärbarkeit und Nachvollziehbarkeit 
von Ergebnissen und Verfahren eine Rolle spielen. Daher 
ist es umso wichtiger, die Forschenden für die Relevanz 
von Metadaten zu sensibilisieren und ihre Kompetenzen 
im Bereich Datenmanagement zu stärken. 

Von technischer Seite wurden mehrere Ideen umgesetzt, 
die eine Nutzung des Tools vereinfachen sollen: Begriffe, 
die für die meisten Menschen vermutlich unverständlich 
sind, werden auf der Nutzeroberfläche durch leichter be-
greifbare Begriffe ersetzt. So wurde beispielsweise aus 
„Distribution“ die gewöhnlichere und in DCAT anders ver-
wendete Bezeichnung „Datensatz“. Die interne Logik und 
die Bezeichnungen der einzelnen Spezifikation von DCAT-
AP.de bleibt im Hintergrund jedoch erhalten, sodass ein 
standardkonformer Datenaustausch weiterhin möglich 
bleibt. Darüber hinaus gibt es ausführliche Hilfetexte mit 
einfachen und sprechenden Beispielen. Durch eine mög-
lichst übersichtliche Anordnung der Merkmale in zusam-
menhängende Themenblöcke mit grafischen Elementen, 
die diese gedanklichen Blöcke unterstreichen, soll eine 
einfachere Eingabe ermöglicht und Klarheit gewährleis-
tet werden. Nicht zuletzt werden die in der Spezifikation 
als obligatorisch definierten Merkmale an den Anfang ge-
stellt. Nutzende können also allein durch Eingabe von nur 
wenigen Merkmalen einen neuen Metadatensatz anlegen. 
Die empfohlenen und optionalen Felder können bei Bedarf 
auch später und von anderen Projektbeteiligten nachge-
tragen werden. 

Der Ageing-Smart-spezifische Metadatenkatalog wird zu-
nächst nur intern Verwendung finden. Durch die Nutzung 
von DCAT-AP.de ist allerdings eine Übertragung in kommu-
nale Metadatenportale möglich. Das entwickelte Tool kann 
in Zukunft auch in anderen Forschungsprojekten oder in 
kommunalen Verwaltungen zum Einsatz kommen. 
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Als Basis zur Umsetzung eines Smart-City-Ansatzes ma-
chen sich Städte zunehmend auf den Weg, einen sogenann-
ten „digitalen Zwilling“ aufzubauen. Der digitale Zwilling 
soll dabei ein Abbild des städtischen Raums und der sich 
darin abspielenden Abläufe sein. Die Spannweite der zu er-
zielenden Mehrwerte reicht von Monitoring-Aufgaben über 
intelligente Steuerungen von Anlagen und Netzwerken bis 
hin zu Simulationen von Planungen vor deren Realisierung. 
Der digitale Zwilling ist als ein sogenanntes „Planning Sup-
port System“ (Batty 1995) zu verstehen und bietet eine Viel-
zahl potenzieller Anwendungsfälle, anhand derer deutlich 
wird, welche Nutzergruppen von einem digitalen Zwilling 
profitieren können: Stadtverwaltungen können schneller 
nachvollziehen, was sich in der Stadt abspielt und Hand-
lungserfordernisse schneller erkennen. Politische Gremien 
können ihre Entscheidungen anhand fundierter und von den 
Fachstellen aufbereiteten Daten treffen. Bürgerinnen und 
Bürger profitieren von einer erhöhten Transparenz, die ins-
besondere durch einen gering gehaltenen Abstraktionsgrad 
erreicht wird. Somit dient ein digitaler Zwilling der Samm-
lung, der Ordnung, der Verarbeitung, der Aufbereitung und 
der Bereitstellung von Wissen, das die elementare Grund-
lage für planerische Aktivitäten darstellt (Streich 2011, S. 
17 ff.) und unterstützt demokratische Entscheidungen, die 
innerhalb einer Stadt zur Entwicklung und Gestaltung des 
gemeinsam geteilten Raums zu treffen sind.

Aus den zur Verfügung stehenden Geodaten ein virtuelles 
3D-Stadtmodell zu erstellen, ist meist arbeits- und in der 
Folge kostenintensiv. Von den Landesämtern für Digitali-
sierung, Breitband und Vermessung können Kommunen 
zwei- und vereinzelt dreidimensionale Geodaten beziehen. 
Meist handelt es sich dabei um Datensätze eines digitalen 
Geländemodells und 3D-Gebäudedaten als LoD1 (Block-

modell) oder LoD2 (Blockmodell mit Standarddachformen) 
(Kolbe 2008, S. 3). Der Abstraktionsgrad ist hierbei zunächst 
noch relativ hoch, das heißt, die sogenannten interessierten 
Laien haben Schwierigkeiten, wenn sie sich in dem generier-
baren 3D-Stadtmodell orientieren sollen. Der Weg zu einem 
texturierten 3D-Stadtmodell ist anschließend noch lang. Die 
3D-Geodaten müssen aufbereitet werden, Fassaden aufge-
nommen und zur Erstellung von Texturen freigestellt, ent-
zerrt und überlagernde Fremdkörper retuschiert werden. 
Nicht jede Kommune kann oder möchte sich auf diesen Weg 
zur Erstellung eines texturieren 3D-Stadtmodells begeben. 
Deshalb stellt sich die Frage, ob es auch alternative Wege 
zur Erzeugung eines virtuellen 3D-Stadtmodells gibt, das als 
Grundlage für einen digitalen Zwilling dienen kann.

Ein digitaler Zwilling für Landsberg am Lech
Diese Frage haben sich auch die Stadt Landsberg am Lech 
und die drei Nachbargemeinden Apfeldorf, Unterdießen 
und Fuchstal gestellt und gemeinsam mit der 3D Reality-
Maps GmbH aus München im Rahmen der mFUND-Inno-
vationsinitiative des Bundesministeriums für Digitales und 
Verkehr (BMDV) das dreijährige Förderprojekt „TwinCity3D 
– Entwicklung einer geodatenbasierten ‚TwinCity3D‘-Platt-
form und KI-Analysetools zur Unterstützung einer umwelt-
freundlichen Stadt- und Verkehrsplanung“ gestartet, das 
mit insgesamt knapp 1 Mio. Euro gefördert wird. Ziele sind 
die Entwicklung eines realitätsnahen, virtuellen 3D-Mo-
dells, das die Basis für einen digitalen Zwilling der Stadt 
bilden soll, die Entwicklung von Analysetools und die Ent-
wicklung und Erprobung exemplarischer Anwendungssze-
narien. Zum Einsatz kommt dabei eine neue Technologie 
von 3D RealityMaps (TwinCity3D 2022). Ohne den direkten 
Anspruch, sich zu einer „Smart City“ entwickeln zu wollen, 

Die Ziele einer nachhaltigen Entwicklung in den Bereichen Stadt-, Verkehrs- und Klimaanpassungsplanung stellen 
Städte vor große Herausforderungen. Um Antworten auf die damit verbundenen Fragestellungen finden zu können, 
rücken urbane Daten zunehmend in den Fokus. Für den Begriff der „Smart City“ wurden schon mehrere Konzep-
tionsversuche unternommen. Die Frage, was eine Stadt zur smarten Stadt macht und wie smart dabei Bürger und 
Planung sein können und müssen, bleibt bei den aktuell vor allem durch Effizienzgedanken und kommerziellen 
Interessen geprägten Trends meist unbeleuchtet, sodass diese konzeptionellen Ansätze eher den Marketingabtei-
lungen von Großkonzernen der Informations- und Kommunikationstechnologien entspringen (Exner 2013, S. 13). 
Eine abschließende und allgemeingültige Erläuterung, was eine Smart City ist, welche Kriterien diese erfüllen muss 
oder soll, gibt es bis heute noch nicht, und so bleibt Raum zur Entwicklung individueller und maßgeschneiderter 
Lösungsansätze, die den konkreten Anforderungen der jeweiligen Städte entsprechen. 

Der digitale Zwilling für Landsberg  
am Lech
Ein Smart-City-Ansatz für Klein- und Mittelstädte

Daniel Broschart, Florian Siegert, Corinna Sinken



10 vhw FWS 1 / Januar–Februar 2023

lings fungieren soll. Neben den klassi-
schen Produkten von zweidimensionalen 
RGB-, Thermal- und NADIR-Luftbildern 
stellt das mit 5-cm-Auflösung erzeugte, 
fotorealistische 3D-Stadtmodell die Ba-
sis dar, auf der im weiteren Projektver-
lauf aufgebaut wird. 

Der georeferenzierte Datensatz wird 
mit kommunalen Geobasis- und Geo-
fachdaten angereichert und verschnit-
ten. Auf diese Weise soll eine „TwinCi-
ty3D“-Plattform entwickelt werden, die 
Planungsprozesse im städtischen und 
ländlichen Raum wesentlich verbessern 
soll. Die neuen Anwendungsfelder kön-
nen aus den Geodaten abgeleitet wer-
den, die gleichzeitig während eines Bild-

flugs erhoben werden. Eines der Ziele des Projekts stellt 
die Analyse des oberirdisch ruhenden Verkehrs dar. Auch 
wenn es sich bei einem Luftbilddatensatz um eine statische 
Aufnahme zu einem Zeitpunkt handelt, soll ein Algorithmus 
entwickelt werden, mithilfe dessen Einsatzes die Flächenin-
anspruchnahme des ruhenden Verkehrs berechnet werden 
kann. Von dem Ergebnis verspricht sich das Projektteam 
eine zusätzliche Argumentationshilfe für das Aufgabenfeld 
der Verkehrsplanung, dem sparsamen Umgang mit nicht-
vermehrbaren Flächen und dem Wandel in der Mobilität. 
Öffentliche Stadträume sollen im Sinne des Wohls der All-
gemeinheit stärker den Stadtbewohnern zugute kommen 
und nicht in erster Priorität durch individuellen ruhenden 
Verkehr von einigen wenigen blockiert werden.   

Neben dem Anwendungsfall, der sich aus der Auswertung 
der Luftbilddaten für die Verkehrs- und Stadtplanung er-
gibt, soll die TwinCity3D-Plattform auch eine Anbindung von  
Near-Realtime-Daten ermöglichen. Auf diese Weise soll 
vermieden werden, dass sich urbane Daten nur dann er-
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wird mit der zu entwickelnden „TwinCity3D“-Plattform das 
Ziel verfolgt, Landsberg am Lech durch den gezielten Ein-
satz digitaler Lösungen als nachhaltiges und zukunftsfähi-
ges Mittelzentrum zu platzieren, bei dem der Mensch und 
die für ihn zu erzielenden Mehrwerte stets im Fokus stehen 
(Bleicher 2020, S. 85).

ThermCity3D 
Das aktuelle Projekt „TwinCity3D“ baut auf dem ebenfalls 
über die mFUND-Innovationsinitiative durchgeführten 
Projekt „ThermCity3D“ auf. Im Rahmen von ThermCity3D 
wurden neue Technologien zur Aufnahme und Analyse von 
Luftbild- und Wärmebildern mit KI entwickelt. Zum Einsatz 
kommt dabei das von der Elektra Solar GmbH entwickelte 
Ultraleichtflugzeug „Elektra One Solar“, das ein umwelt-
freundliches und nahezu geräuschloses Fliegen ermöglicht 
(Elektra Solar 2022). Aufgrund des verbauten Elektromotors 
werden die Vibrationen sehr gering gehalten und die einge-
setzten Kamerasysteme so wenig wie möglich beeinflusst. 
Die Ausstattung mit vier schräg angebrachten RGB-Kame-
ras, einer senkrecht angebrachten NADIR-RGB-Kamera, 
einer Thermalkamera sowie einer Multispektralkamera er-
möglicht die parallele Aufnahme mehrerer Datensätze bei 
einer einzigen Befliegung (ThermCity3D 2021).  

Realitätsnahes und virtuelles 3D-Modell
Während in ThermCity3D der Fokus auf der Entwicklung des 
Aufnahmesystems und der experimentellen Prozessierung 
der erhobenen Datensätze lag, geht die Entwicklung im ak-
tuellen Forschungsvorhaben TwinCity3D konkret in den An-
wendungsbereich: Ziele des Projekts sind die kostengünstige 
Erhebung ultrahoch aufgelöster Multisensorluftbilddaten, 
ihrer raum-zeitlichen und KI-basierten Analyse sowie die 
Entwicklung eines realitätsnahen, virtuellen 3D-Modells, das 
wiederum als Grundlage zum Aufbau eines digitalen Zwil-

Abb. 2: Das virtuelle 3D-Stadtmodell, das aus den RGB-Luftbildern erzeugt 
wurde (3D RealityMaps 2022)

Abb. 1: Während eines Einzelflugs parallel erhobene Thermal-, RGB- und Multispektralluftbilddaten 
(3D RealityMaps 2022)
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erhobenen Luftbilddaten werden miteinander verglichen 
und ermittelt, ob sich Veränderungen identifizieren lassen. 

Für das Stadtgrünmanagement und das städtische Forst-
amt wird so ein entscheidender Mehrwert erzielt. Anhand 
des mit KI erstellten digitalen Baumkatasters und in Kom-
bination mit den Thermaldaten kann der kühlende Effekt 
der Vegetation auf die Umgebung flächendeckend quanti-
fiziert werden. Die Multisensorluftbildauswertung ermög-
licht die Bewertung, an welchen Stellen die Anpflanzung 
von Bäumen und Baumgruppen zu einer Verbesserung 
des Mikroklimas führt, wie sich der kühlende Effekt durch 
Stadtgrün auf die Umgebung auswirkt, an welchen Stellen 
durch gezielte Anpflanzungen weitere Verbesserungen er-
zielt werden können, und die multitemporale Durchführung 
dient als Monitoring im Sinne einer Erfolgskontrolle. 

Darüber hinaus soll der im Projekt entwickelte digitale Zwil-
ling aber noch weitere ambitionierte Einsatzmöglichkeiten 
mit sich bringen. Das Forschungsvorhaben hat sich zum Ziel 
gesetzt, dass Planungsszenarien und -alternativen als 3D-
Modell in das virtuelle Umgebungsmodell integriert werden 
können. Das realitätsnahe virtuelle Grundmodell hat hierbei 
einen entscheidenden Vorteil, wenn es um die Einbindung 
von Bürgern und Politikern geht: Durch den niedrigen Abs-
traktionsgrad ist die Transferleistung für den sogenannten 
interessierten Laien keine so große Herausforderung mehr 
wie bisher bei der Verwendung von gerenderten Einzelper-
spektiven oder zweidimensionalen Planwerken. Durch die 
Option einer Diskussion von Planungsalternativen und einer 
freien Standortwahl im virtuellen Raum wird der Idee einer 
„Echtzeitplanung“ (Zeile 2010) nachgekommen, bei der ein 
geplantes Bauvorhaben hinsichtlich seiner räumlichen Di-
mension und Wirkung auf sein Umfeld besser beurteilt wer-
den kann und zu einer besseren Kommunikation mit den 
an Planung und späterer Ausführung beteiligten Akteuren 
führt (Streich 1996). 

Datenschutz, Nutzergruppen und  
unterschiedliche Rechte
Datenschutzrechtliche Aspekte werden bereits früh im Pro-
jekt berücksichtigt. An einem Demonstrator wird zunächst 
verdeutlicht, dass bei einer Auflösung von 5 cm weder Per-
sonen, noch Nummernschilder identifiziert werden können. 
Für die im Laufe des Forschungsprojekts zu entwickelnde 
„TwinCity3D“-Plattform wird im ersten Projektjahr defi-
niert, welche Nutzergruppen die Datenplattform des digita-
len Zwillings später nutzen werden. Daraus wird abgeleitet, 
welche unterschiedlichen Ansprüche die späteren Nutzer-
gruppen an die Plattform haben. Weil der Stadtverwaltung 
die Aufgabe der Datenaktualisierung, der Auswertung der 
eingehenden Informationen und die Aufbereitung der Daten 
für politische Gremien oder öffentlichen Veranstaltungen, 
wie Bürgerbeteiligungsverfahren, obliegt, wird für diesen 

schließen, wenn eine Vielzahl von Klickvorgängen und 
Mausmeter über mehrere verteilte Portale bewältigt wer-
den. Die Erhebungsdaten von Zählstellen, zum Beispiel für 
den Radverkehr, sollen im virtuellen 3D-Modell an der Stel-
le visualisiert werden, an der sich die Messsensorik in der 
gebauten Realität befindet und so für Nutzer der Plattform 
einen möglichst einfachen Zugang generieren. 

Die Multispektralbilder werden dagegen dahingehend aus-
gewertet, um Rückschlüsse auf den Baumbestand und den 
Vegetationsbestand ziehen zu können. Durch den Einsatz 
des entwickelten KI-Algorithmus können Wissenslücken 
geschlossen werden. Während die Kartierungsarbeiten im 
städtischen Baumkataster rund 7500 Bäume auf öffentli-
chen Flächen umfasst, wurden durch Anwendung der KI 
knapp 42.000 Bäume im Stadtgebiet automatisiert erkannt. 
Anhand einer einzigen Befliegung mit dem Multisensorauf-
nahmesystem konnte das gesamte Inventar an Bäumen und 
Sträuchern auf öffentlichem und privatem Grund digitalisiert 
werden. Die dreidimensionale Information bietet zudem die 
Möglichkeit zur Klassifizierung von Baumwuchshöhen, der 
Berechnung des Grünvolumens und des gespeicherten Koh-
lenstoffs im Stadtgebiet. Die Multispektralaufnahmen liefern 
wertvolle Informationen zur Klassifizierung der Baumarten. 
All diese Informationen stellen wichtige Planungsgrundla-
gen für die Stadtentwicklung in Zeiten des Klimawandels dar.

Die Analyse des Thermalbilds lässt tiefergehende Rück-
schlüsse auf die stadtklimatischen Bedingungen zu. In 
ThermCity3D konnten bereits Hitzeinseln im Stadtgebiet 
aus dem Datensatz einer Sommerbefliegung identifiziert 
werden. Die durchgeführte Winterbefliegung lässt dagegen 
Vermutungen über etwaige Wärmeverluste von Dachflächen 
während der Heizperiode zu. Im Rahmen von TwinCity3D 
wird der Ansatz durch die Durchführung einer multitem-
poralen Befliegung zu einem Monitoring-System weiter-
entwickelt werden. Die zu verschiedenen Zeitpunkten (aber 
vergleichbaren Parametern der jeweiligen Außenfaktoren) 
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Abb. 3: Analyse der Thermalaufnahmen, Klassifizierung von Wärmesigna-
turen (D RealityMaps 2022)



12 vhw FWS 1 / Januar–Februar 2023

Quellen:
Batty, Michael (1995): Planning Support Systems and the New Logic of Compu-
tation. In: Regional Development Dialogue 16/1995.  

Bleicher, Ann-Kathrin (2020): Eine bayerische Kleinstadt smart in die Zukunft?  
Das Beispiel Landsberg am Lech. Masterarbeit am Lehrstuhl Humangeographie 
und Transformationsforschung, Uni Augsburg.

Elektra Solar (2022): https://www.elektra-solar.com (Abruf 30.12.2022).

Exner, Jan-Philipp (2013): Smarte Planung – Ansätze zur Qualifizierung eines 
neuen Instrumenten- und Methodenrepertoires im Rahmen von Geoweb, 
Raumsensorik und Monitoring für die räumliche Planung. Dissertation im Fach-
bereich Raum- und Umweltplanung, TU Kaiserslautern.

Kolbe, Thomas H. (2008): CityGML, KML und das Open Geospatial Consortium, 
in: Schilcher, Matthäus: Tagungsband zum 13. Münchner Fortbildungsseminar 
Geoinformationssysteme, TU München, Band 13, München.

Streich, Bernd (1996): Town Planning in Change: Form follows Digital Func-
tion & Media Experimental Design Work in Architecture and Urban Planning, 
Kongressbeitrag 19. Internationaler Kongress der Union of Architects (UIA), 
Barcelona.

Streich, Bernd (2011): Stadtplanung in der Wissensgesellschaft: Ein Handbuch, 
2. Auflage, VS Verlag für Sozialwissenschaften, Wiesbaden.

ThermCity3D (2021): https://www.realitymaps.de/forschung-thermcity-3d/ 
(Abruf: 22.12.2022).

TwinCity3D (2022): https://www.realitymaps.de/forschung-twincity3d/ (Abruf: 
22.12.2022).

Zeile, Peter (2010): Echtzeitplanung – die Fortentwicklung der Simulations- und 
Visualisierungsmethoden für die städtebauliche Gestaltungsplanung, Disser-
tation im Fachbereich Architektur, Raum- und Umweltplanung, Bauingenieur-
wesen (ARuBi), TU Kaiserslautern.

Kommunikation
Ein Smart-City-Ansatz für Klein- und Mittelstädte

Danksagung

Der vorliegende Beitrag entstand im Zuge des darin vorgestellten 

Forschungsvorhabens „TwinCity3D“, das im Rahmen der Innova-

tionsinitiative mFUND des BMDV gefördert wird. Die Autoren be-

danken sich beim mFUND und beim BMDV für die Förderung und 

beim TÜV Rheinland für die inhaltliche und organisatorische Unter-

stützung. 

Über den mFUND des BMDV: Im Rahmen der Innovationsinitiative 

mFUND fördert das BMDV seit 2016 datenbasierte Forschungs- 

und Entwicklungsprojekte für die digitale und vernetzte Mobilität 

4.0. Die Projektförderung wird ergänzt durch eine aktive fachliche 

Vernetzung zwischen Akteuren aus Politik, Wirtschaft, Verwaltung 

und Forschung und durch die Bereitstellung von offenen Daten auf 

dem Portal mCLOUD. Weitere Informationen finden Sie unter www.

mFUND.de. 

Ansatz eine „Vollversion“ des digitalen Zwillings vorgese-
hen. Datensätze, die unbedenklich öffentlich freigeschal-
tet werden können, werden in einer sogenannten „freien 
Version“ ohne Passwortschutz bereitgestellt. Für Anwen-
dungsfälle, die zwischen diesen beiden Extremen liegen, ist 
vorgesehen, dass eine auf den jeweiligen Anwendungsfall 
zugeschnittene Auswahl detaillierterer Datensätze bereit-
gestellt werden kann. Dieser Fall könnte zum Beispiel dann 
zum Tragen kommen, wenn Varianten eines Bauvorhabens 
als virtuelle 3D-Modelle bereitgestellt werden und im Rah-
men von Bürgerbeteiligungsverfahren beurteilt werden sol-
len. 

Fazit
Das vorgestellte Forschungsvorhaben „TwinCity3D“ hat es sich 
zum Ziel gesetzt, eine kostengünstige Alternative zur Erzeu-
gung einer Digitalen-Zwilling-Plattform zu entwickeln und so-
mit auch kleineren Städten oder ländlichen Gemeinden einen 
Zugang zu „Smart-City“-Themen zu ermöglichen. Mit den zu 
entwickelnden KI-Analysetools und den Integrationsmöglich-
keiten von Sach- und Fachdaten werden die Themengebiete 
Verkehrs-, Klimaanpassungs- und Stadtplanung konkret an-
gesprochen. Mehrwerte können für die Bereiche Stadtver-
waltung, politische Gremien und Bürger geschaffen werden. 
Durch den Einsatz soll Wissen generiert, aufbereitet und ge-
teilt werden. Die Bereitstellung von für die Öffentlichkeit be-
deutsamen Daten führt zu einer zusätzlichen Transparenz bei 
demokratischen Entscheidungen. Zusammenfassend bleibt 
festzuhalten, dass diese Entwicklungen Bürgerbeteiligungen 
unterstützen, jedoch nicht ersetzen können. Digitale Lösungen 
müssen stets auf die jeweiligen Bedürfnisse ausgewählt und 
mit dem Fokus auf den Menschen und des für ihn zu erzielen-
den Mehrwertes eingesetzt werden. 

Dr. Daniel Broschart 
Große Kreisstadt Landsberg am Lech

Dr. Florian Siegert 
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Corinna Sinken 
Verwaltungsgemeinschaft Fuchstal
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Kennen Sie Computerspiele aus dem Bereich der Stadtpla-
nung wie SimCity oder Cities: Skylines? Dort werden Städte 
unter Einbeziehung verschiedener Faktoren simuliert. Jede 
Entscheidung im Spiel hat Einfluss auf die fiktive Stadt. An-
ders als im realen Städtebau kann bei Fehlentscheidungen 
aber einfach und schnell neu begonnen werden. Mit urba-
nen digitalen Zwillingen werden solche wiederholbaren 
Simulationsszenarien möglich, und verschiedene Bebau-
ungsvarianten können vor der Bautätigkeit realitätsnah be-
urteilt werden. 

Die Idee kommt aus der Industrie, wo ein einzelnes Bau-
teil digital exakt nachgebildet wird und dann virtuell erprobt 
werden kann, wie dieses sich in verschiedenen Nutzungs-
szenarien verhält. Eine Stadt ist deutlich komplexer als ein 
einzelnes Bauteil, wie beispielsweise ein Motor. Die Fokus-
sierung auf eine konkrete Fragestellung ist in einem urba-
nen digitalen Zwilling daher sinnvoll und auch notwendig. 
Somit wird nicht die Umsetzung eines urbanen digitalen 
Zwillings pro Stadt/Kommune angestrebt, sondern die Er-
stellung vieler urbaner digitaler Zwillinge, die sich jeweils 
auf bestimmte Aufgaben konzentrieren, aber untereinander 
Informationen austauschen können. Insbesondere in der 
Stadtplanung besteht die Hoffnung, durch den Einsatz von 
urbanen digitalen Zwillingen Genehmigungsverfahren ver-
einfachen zu können, Fehlplanung zu minimieren, Bürger 
früh und effektiv in Planungsprozesse einbeziehen zu kön-
nen und somit viel Geld und Zeit zu sparen. 

Urbane digitale Zwillinge für die  
Stadtplanung
Urbane digitale Zwillinge können Instrumente für die ver-
einfachte Bearbeitung verschiedenster stadtplanerischer 
Vorhaben sein. In der Freien und Hansestadt Hamburg 
(FHH) können mithilfe dieser Zwillinge beispielsweise so-
zialräumliche Auswirkungen unterschiedlicher Planungs-
szenarien betrachtet (vgl. Kapitel Cockpit Städtische 

Infrastrukturen), das Planrecht abgebildet und gegen Bau-
vorhaben geprüft (vgl. Kapitel Zwilling der gebauten und 
geplanten Stadt) oder digitale Bürgerbeteiligung mit 3D-Vi-
sualisierung erlebbar gemacht werden.1

Entsprechend der jeweiligen Fragestellung werden die ur-
banen digitalen Zwillinge aus unterschiedlichsten digitalen 
Ressourcen der Stadt zusammengestellt. Digitale Ressour-
cen umfassen hierbei verschiedenste Daten, Analysen und 
Softwareanwendungen. Auch Echtzeitdaten spielen eine 
wichtige Rolle, weil sie die gegenwärtige Realität abbilden.2 
Damit die vielfältigen urbanen digitalen Zwillinge miteinan-
der funktionieren können, benötigen sie eine einheitliche 
Basis, die eine persistente, fachübergreifende Informa-
tionsverknüpfung ermöglicht und so einen einheitlichen 
Interpretationsraum bildet: den Geobasiszwilling (vgl. Ka-
pitel Geobasiszwilling). Die Elemente des Geobasiszwillings 
können beliebig in fachspezifischen urbanen digitalen Zwil-
lingen genutzt werden, wenn die Informationsbereitstellung 
auf standardisierten Schnittstellen einer Datenplattform 
nach DIN SPEC 91537 basiert und so eine herstellerunab-
hängige Nutzung sichergestellt wird.

Mit dem Projekt Connected Urban Twins (www.connected-
urbantwins.de) fördert das Bundesministerium für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) die Zusammen-
arbeit von Hamburg, Leipzig und München, mit dem Ziel, 
urbane digitale Zwillinge für die Stadtentwicklung der Zu-
kunft zu entwickeln. Die drei Städte haben sich intensiv mit 
der Definition urbaner digitaler Zwillinge beschäftigt und 
die DIN SPEC 91607 „Urbaner digitaler Zwilling für Städte 
und Kommunen“ initiiert (Schubbe et al. 2023). Insbesonde-
re die DIN SPEC 91607 kann als Anleitung zur Umsetzung 
kompatibler urbaner digitaler Zwillinge in anderen Kom-
munen unter der Nutzung freier oder proprietärer Software 

1	 Vgl. dazu den Beitrag von Claudius Lieven in diesem Heft

2	 Open-Source-Echtzeitdateninfrastruktur der FHH: https://gitlab.opencode.
de/lgvhh/udp/hh-udp-iot

Mithilfe urbaner digitaler Zwillinge lassen sich Städte und Kommunen in vielfältiger Form digital abbilden. Das Zu-
sammenspiel von verschiedenen Daten, Analysen und Softwareanwendungen innerhalb von Zwillingen ermöglicht 
es, vielfältige Fragestellungen zu untersuchen und zu beantworten. Beispielweise können urbane digitale Zwillinge 
in der Stadtplanung zur Analyse unterschiedlicher Planungsszenarien oder zur Prüfung von Bauvorhaben genutzt 
werden. Die unterschiedlichen fachspezifischen Zwillinge einer Kommune können auf einer gemeinsamen Grund-
lage, dem Geobasiszwilling, aufbauen und somit einfach vergleichbare Ergebnisse liefern.

Urbane digitale Zwillinge für die  
Stadtplanung
Beispiele aus Hamburg

Maja Richter, Nicole Schubbe, Pierre Gras
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Zudem ermöglicht CoSI den Anwenderinnen und Anwen-
dern, Erreichbarkeitsanalysen durchzuführen. Diese Ana-
lysen können mithilfe verschiedener Parameter (Verkehrs-
mittel des Individualverkehrs, Maßeinheit der Entfernung, 
Entfernung) auf die individuellen Ansprüche der Planerin-
nen und Planer angepasst werden. So lässt sich beispiels-
weise abbilden, wie groß die Reichweite einer Person im 
Rollstuhl innerhalb von 15 Minuten ist (siehe Abb. 2). Zudem 
kann für die Erreichbarkeit neuer Standorte beispielsweise 
eine neu zu planende Bushaltestelle simuliert werden. 

Abb. 2: Erreichbarkeitsanalyse in CoSI (Rollstuhl, 15 Minuten)

Auch parametrische Simulationen – etwa von neuen Wohn-
quartieren – können mit CoSI umgesetzt werden. Anhand von 
Parametern, wie Anzahl der Wohneinheiten, durchschnitt-
licher Haushaltsgröße und Ähnliches, können verschiedene 
Szenarien getestet werden (siehe Abb. 3). Auf dieses neue 
Planungsszenario können die oben genannten Analysen, wie 
die Erreichbarkeitsanalyse, erneut angewandt werden. 

CoSI stellt außerdem die Möglichkeit bereit, thematische 
Vorlagen zu laden. Es können zu ausgewählten Themen the-
matische Basiskonfigurationen für fachspezifische Analysen 
eingeladen und direkt verwendet werden. Dies vereinfacht 
die Nutzung bei sich wiederholenden Planungsprozessen 
erheblich. Die Besonderheit von CoSI ist die gemeinsame 
Entwicklung durch eine Vielzahl von städtischen Bedarfsträ-
gern sowie die Initiierung des Projekts durch die Stadtpla-
ner selbst. So konnte ein Produkt entwickelt werden, das die 
verschiedenen Akteure in der Stadt benötigen, um optimal 
miteinander zu arbeiten und wiederkehrende Fragestellun-
gen effizient zu lösen. Rückblickend ist CoSI einer der ersten 
urbanen digitalen Zwillinge Hamburgs, der bereits vor der 
Prägung des Begriffs entwickelt wurde.

Zwilling der gebauten und geplanten Stadt
Ein weiteres Themengebiet, das durch urbane digitale Zwil-
linge bearbeitet werden kann, ist die Stadtentwicklung. 
Aufgrund der Komplexität der Stadtentwicklung ist es nicht 
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verstanden werden. Eine freie und quelloffene Softwarelö-
sung, die als Nutzerinterface für urbane digitale Zwillinge 
implementiert werden kann, ist die Masterportal-Software 
(www.masterportal.org). Eine Adaption dieser Software für 
interdisziplinäre Planung der städtischen Infrastruktur ist 
das Cockpit Städtischer Infrastrukturen (CoSI).

Cockpit für Städtische Infrastrukturen (CoSI)
Das Cockpit für Städtische Infrastrukturen (CoSI) wurde 
vom Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung (LGV) 
zusammen mit dem CityScienceLab der HafenCity Univer-
sität in der Freien und Hansestadt Hamburg zur einfachen 
interdisziplinären Planung städtischer Infrastrukturen ent-
wickelt (Degkwitz et al. 2021). Es ist ein Werkzeug zur Ver-
einfachung der Arbeit von Expertinnen und Experten. Die 
Datengrundlage für CoSI wird über die Urban Data Platform 
Hamburg (www.urbandataplatform.hamburg) mit den her-
stellerunabhängigen und offenen Schnittstellen (https://
www.ogc.org/standards/wfs, https://www.ogc.org/stan-
dards/ogcapi-features) einer Geodateninfrastruktur bereit-
gestellt. Die Daten beinhalten sozialstatistische Informatio-
nen sowie relevante Fachdaten verschiedener Disziplinen, 
wie beispielsweise ÖPNV-Stationen oder Standorte von 
Krankenhäusern und Bildungseinrichtungen. Mithilfe die-
ser Daten können über die CoSI-Oberfläche vielfältige Ana-
lysen und Auswertungen durchgeführt werden.

Die Einbindung von Dashboards in die Kartenoberfläche er-
laubt einen Vergleich von Kennzahlen zwischen Gebieten 
und Jahren. Abbildung 1 zeigt beispielhaft einen Vergleich 
der Anzahl von Haushalten mit Kindern in den Jahren 2012–
2020 für ausgewählte Gebiete in Hamburg. Der Inhalt des 
Dashboards lässt sich nicht nur, wie in Abbildung 1 gezeigt, 
als Balkendiagramm abbilden, es gibt auch die Möglichkeit, 
diesen als Linien- und Tortendiagramm darzustellen. Jede 
dieser Diagramme lässt sich für eine mögliche Weiterver-
wendung als Bild herunterladen und speichern. 

Abb. 1: Vergleich von Kennzahlen in CoSI (Anzahl Haushalte mit Kindern 
2012–2020)
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(Niederschlagsabfluss, Verschattung etc.) digital simuliert 
und beurteilt werden.

Ein Fokus im Bereich der Stadtplanung liegt auf dem Einsatz 
von urbanen digitalen Zwillingen im Planungsprozess. Ins-
besondere Baugenehmigungsverfahren lassen sich mithilfe 
eines Zwillings einfacher automatisieren. Hierfür werden 
Kubaturen und städtebauliche Kennzahlen städtebaulicher 
Entwürfe gegen strukturierte, auf XPlanung basierende 
Bauleitpläne (https://gitlab.opencode.de/diplanung/ozgx-
planung) automatisiert geprüft (Tegtmeyer et al. 2022). 

Geobasiszwilling 
Obgleich die urbanen digitalen Zwillinge einer Stadt ver-
schiedene fachliche Ausprägungen besitzen und auf ver-
schiedenste Fachdaten, Anwendungen und Analysen zu-
rückgreifen, haben sie eine Gemeinsamkeit: Jeder urbane 
digitale Zwilling benötigt einen Raumbezug sowie eine ver-
bindliche Grundlage, auf der die verwendeten Fachinfor-
mationen einheitlich dargestellt werden können: einen ein-
heitlichen Interpretationsraum. Diese Aufgaben werden von 
einer speziellen Zwillingsinstanz, dem Geobasiszwilling, 
übernommen. Der Geobasiszwilling ermöglicht die intel-
ligente Vernetzung von gebietsbezogenen Geobasis- und 

Fachinformationen und bietet 
die Basis für Simulationen und 
Analysen. Er ist eine besondere 
Instanz urbaner digitaler Zwil-
linge und kann auf verschiede-
nen organisatorischen Ebenen 
und in unterschiedlicher räum-
licher Ausdehnung und Auflö-
sung existieren. 

In der Freien und Hansestadt 
Hamburg umfasst der Geobasis-
zwilling die Geobasisdaten des 
Landes (§10 Abs. 1 HmbVermG 
2005), wie beispielsweise die 

möglich, diese in einem einzi-
gen Zwilling zu subsummieren. 
Dennoch gibt es die Möglichkeit, 
bestimmte städtebauliche Kon-
zepte, sozioökonomische Prog-
nosen und planungsrechtliche 
Leitlinien in Zwillingsinstanzen 
abzubilden. Urbane digitale 
Zwillinge zur Stadtentwicklung 
können beispielsweise Betei-
ligungs-, Prüf- oder Genehmi-
gungsverfahren digitalisieren 
und so weiter vereinfachen 
(Tegtmeyer et al. 2022). 

Der Kern dieser Zwillinge ist es, die Geobasisinformatio-
nen, die die Planwerke der verbindlichen Bauleitplanung 
verwenden, mit den städtebaulichen Konzepten, die oft-
mals, wie in der BIM-Methode, in lokalen Koordinatensyste-
men vorliegen, zu vereinheitlichen sowie ihre Datenmodelle 
aufzubereiten und zu transformieren. Der hauptsächliche 
Nutzen solcher Zwillinge liegt in der Visualisierung von pla-
nungsrechtlichen Bestimmungen und darin, diese in ver-
schiedenen Datenformaten in der Urban Data Platform be-
reitzustellen oder Genehmigungsprozesse zu unterstützen. 
Abbildung 4 zeigt die Verschneidung des 3D-Stadtmodells 
der FHH mit den 3D-Daten des Planungsrechts auf Basis 
von XPlanung. Dieser Zwilling kann beispielsweise genutzt 
werden, um Baupotenziale aufzuzeigen. 

In digitalen Beteiligungsverfahren der Stadtgesellschaft, 
Träger öffentlicher Belange oder weiteren Behörden kom-
men urbane digitale Zwillinge bereits zum Einsatz.3 Hier 
steht insbesondere die Visualisierung städtebaulicher Ent-
wurfsideen im Kontext des 3D-Stadtmodells im Fokus, um 
die Eignung von städtebaulichen Vorhaben im städtischen 
Umfeld abzubilden. Zudem können innerhalb eines digita-
len Modells Auswirkungen eines Entwurfs auf die Umwelt 

3	 Vgl. dazu den Beitrag von Claudius Lieven in diesem Heft
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Abb. 3: Parametrische Simulation von neuen Wohnquartieren

Abb. 4: Verschneidung der bebauten und der geplanten Stadt Hamburg
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zen können, brauchen keine neuen IT-Systeme aufgebaut 
und betrieben zu werden. Dieses Vorgehen beschleunigt die 
Umsetzung vieler Smart-City-Projekte immens, fördert die 
Nachnutzbarkeit in anderen Kommunen und reduziert Be-
triebs- wie Schulungskosten deutlich. 

Quellen:
Degkwitz, T./Schulz, D./Noennig, J. (2021): Cockpit Social Infrastructure: A Case 
for Planning Support Infrastructure. In: International Journal of E-Planning 
Research (IJEPR), 10.4, S. 104–120.

Tegtmeyer, S./Schubbe, N./Gras, P./Krause, K. (2022): Digitale Zwillinge und 
Datenplattformen – Vernetzung in alle Richtungen am Beispiel der Stadt Ham-
burg. In: Flächenmanagement und Bodenordnung, 06/2022, S. 267–275.

Schubbe, N./Boedecker, M./Moshrefzadeh, M./Dietrich, J./Mohl, M./Brink, M./
Reinicke, N./Tegtmeyer, S./Gras, P. (2023): Urbane Digitale Zwillinge als Bau-
kastensystem: Ein Konzept aus dem Projekt Connected Urban Twins (CUT). In: 
zfv, 01/2023, 148. Jg.
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Daten des Liegenschaftskatasters und amtliche Luftbil-
der sowie ausgewählte Fachdaten von übergreifender Be-
deutung, wie der Gebäudebestand in einem 3D-Stadtmo-
dell. Diese Daten bilden in einer ersten Version eine gute 
Grundlage für den Geobasiszwilling in Hamburg. Dennoch 
zeigen aktuelle Entwicklungen in Hamburg und anderen 
Kommunen, dass darüber hinaus weitere Datensätze, wie 
ein 3D-Stadtmodell und georeferenzierte Panoramabilder 
und Laserpunktwolken, aus Befahrungen oder anderen 
Vermessungsprojekten von großer Wichtigkeit sind und in 
einen Geobasiszwilling der Stadt inkludiert werden sollten 
(Tegtmeyer et al. 2022). Eine weitere wesentliche Funktio-
nalität des Geobasiszwillings ist eine intelligente Verknüp-
fung dieser Daten und somit die Schaffung einer verknüpf-
ten Einheit. Dies ist im Rahmen des Vermessungsgesetzes 
noch nicht erfolgt und soll mit dem Geobasiszwilling er-
möglicht werden. 

Der Geobasiszwilling Hamburg wird innerhalb des Projekts 
Connected Urban Twins (CUT) entwickelt. Hierfür wird ein 
Konzept erstellt, um die verschiedenen Komponenten des 
Geobasiszwillings der Stadt Hamburg zu identifizieren, die-
se sowohl geometrisch als auch semantisch zu synchroni-
sieren sowie automatisiert und möglichst aktuell mit ver-
schiedenen domänenspezifischen Zwillingsinstanzen zu 
vernetzen (Schubbe et al. 2023). Die derzeit veröffentlichte 
Version des Hamburger Geobasiszwillings (https://me-
taver.de/trefferanzeige?docuuid=39EB111A-C01B-48CF-
8F8C-0771BE1F4FC0) stellt den aktuellen Stand der Ent-
wicklung dar.

Fazit und Ausblick
Urbane digitale Zwillinge werden in den kommenden Jah-
ren an Bedeutung gewinnen. Insbesondere in der Stadt-
planung bieten sie vielfältige Möglichkeiten, die Arbeit für 
Planer und Planerinnen zu vereinfachen. Die Verknüpfung 
verschiedenster Daten, Analysen und Softwareanwendun-
gen in digitalen Zwillingen ermöglichen es, eine Vielzahl an 
Fragestellungen zu beantworten. Der Ansatz der vielfälti-
gen, themenspezifischen Zwillinge einer Stadt oder Kom-
mune macht die Umsetzung handbarer und erlaubt zudem 
einen Fokus in der Verwendung dieser Zwillinge. Ein weite-
rer großer Vorteil dieses Ansatzes ist es, dass bestehende 
und etablierte IT-Strukturen, wie zum Beispiel urbane Da-
tenplattformen oder Geodateninfrastrukturen, genutzt und 
ausgebaut werden, anstatt neue monolithische IT-Systeme 
aufzubauen. Folglich sind neue Softwareanwendungen für 
urbane digitale Zwillinge weltweit skalierbar, weil zur Kom-
munikation international etablierte Schnittstellen genutzt 
und Datensilos verbunden werden. Es handelt sich also um 
eine optimale Ergänzung oder Weiterentwicklungen von 
urbanen Datenplattformen. Weil diese urbanen digitalen 
Zwillinge auf etablierten Geodateninfrastrukturen aufset-
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Das 2017 in Kraft getretene Onlinezugangsgesetz (OZG) 
führt aus, dass Bund und Länder verpflichtet sind, inner-
halb von fünf Jahren alle Verwaltungsleistungen auch 
elektronisch über Verwaltungsportale anzubieten und 
diese in einem Portalverbund zu verknüpfen. Gemeint 
sind 575 administrative Leistungsbündel, die digital nutz-
bar gemacht werden sollen. Zu diesem Zweck sollten die 
Leistungen in Themenfelder gegliedert und in föderaler 
Arbeitsteilung dezentral bearbeitet werden. Die resultie-
renden „Einer-für-alle“-Lösungen (EfA) sollten allen an-
deren Ländern und Kommunen zur Nutzung zur Verfügung 
gestellt werden.

Viele Kommunen haben jedoch nicht auf die Verabschie-
dung des OZG oder die Verfügbarkeit von EfA-Lösungen 
gewartet, um eine einheitliche digitale Verwaltungsarchi-
tektur zu errichten. Denn es sind die Kommunen, die für 
viele der 6000 Verwaltungsleistungen zuständig sind, die 
den OZG-Zeitrahmen einhalten, eine digitalisierte Leis-
tungsverwaltung aufbauen und in eigene Strukturen inte-
grieren sollen. Angesichts der strukturellen Heterogeni-
tät, die sich in einer Vielzahl fragmentierter Fachverfahren 
mit föderal unterschiedlichen Rechtslagen und differen-
zierten kommunalen Handlungsroutinen widerspiegelt, 
haben viele Kommunen früh begonnen, das Feld der kom-
munalen Digitalisierung in Eigeninitiative zu explorieren, 
haben verzweigte digitale Strukturen oder einzelne Ver-
fahrensbausteine auch jenseits des OZG entwickelt, die in 
die praktische Arbeit eingeflossen sind.

Verwaltungsdigitalisierung umfasst die Herstellung einer 

1	 Nicht zufällig fühlen sich kritische Stimmen an die Hochphase moderner 
Stadtplanung erinnert, die strikten Mustern folgte und durch statistische 
Methoden eine vollumfängliche Planung in Aussicht stellte, bis man durch 
kurzfristige Bedarfe auf Probleme stieß, die sich nicht durch mehr Infor-
mation und Programmplanung „lösen” ließen. Ein Mehr an Daten, so die 
Erkenntnis, muss sich in komplexen gesellschaftlichen Kontexten nicht 
inhärent als nützlich erweisen.

Dateninfrastruktur,2 die Daten in bestimmten Formen pro-
duzieren kann und ihre Zirkulation ermöglicht sowie einen 
damit verbundenen Anwendungskontext, in dem diese 
Daten nützlich für die Verwaltung werden, sei es zu Infor-
mationszwecken oder zur Erbringung administrativer Leis-
tungen. In der Praxis sind beide Dimensionen selten klar 
unterscheidbar. Implizite oder explizite Ziele weisen den 
Pfad, auf dem die Daten genutzt werden sollen. Neue Hand-
lungsfelder oder -optionen stehen selten von Beginn an 
fest, sodass inkrementelle Vorgehensweisen eher die Regel 
sein dürften. 

Wenn Anträge aber nicht mehr analog eingehen, stellen sich 
eine Reihe von Anschlussfragen, die mitunter erst dann in 
den Fokus rücken, wenn digitalisierte Daten in vorhandene 
Verwaltungsvorgänge eingespeist werden: Wie signiere ich 
ein digitales Dokument? Wie gewährleiste ich die rechtssi-
chere Kommunikation mit anderen Behörden und den Ver-
sand von Bescheiden? Kann ich Bürgerinnen und Bürger 
überhaupt digital erreichen? Was sagt der Datenschutz? 
Wie authentifizieren sich Antragsstellende? Wie behalte 
ich die Übersicht? Viele dieser Fragen sind fach- und be-
hördenübergreifend. Und auch wenn sie in Teilen technisch 
anmuten, wird ihre Bearbeitung vor allem durch organisa-
torische und politisch-administrative Faktoren mitgeprägt.

Denn: Wenn digitale Daten erhoben werden, aber entspre-
chende Arbeitsroutinen nicht auf ihre Bearbeitung vorbereitet 
sind, führt Digitalisierung schnell zu Frustration. Ein Beispiel 
ist die Übertragung von Antragsformularen in PDF-Format. 
Eine OZG-konforme digitale Antragsannahme liegt dann zwar 
vor, ihr Nutzen ist aber aufgrund eines Medienbruchs und 

2	 Mit Infrastruktur ist hier das soziotechnische Zusammenspiel gemeint, das 
zum Beispiel zur Bearbeitung von Verwaltungsleistungen notwendig ist. 
Das umfasst Fachabteilungen, Telefone, Aktenschränke, Formulare, Ver-
waltungsrecht oder kommunalpolitische Vorgaben, die das Zusammenspiel 
strukturieren.

Städte werden immer öfter zum Gegenstand soziotechnischer Zukunftsbilder und Visionen, die sich um Begriffe 
wie „Smart Cities“ ranken. Im weiten Feld des digitalen Urbanismus äußert sich dies in der Neuerkennung von 
Städten als Produktionsorte sowie als Gegenstände von Daten, durch die sie letztlich „besser“ regierbar und – je 
nach Perspektive – effizienter, nachhaltiger oder lebenswerter werden sollen. Daten sind aber nicht nur Ausdruck 
neuer Steuerungsfantasien, sondern zugleich ein fester Bestandteil von Informationsflüssen in der Verwaltung.1 
Wie viele Kommunalverwaltungen merken dürften, ist der digitale Umbau der Informationsflüsse weit weniger tri-
vial, als es Zukunftsbilder und Visionen nahelegen möchten. Vor diesem Hintergrund befasst sich der nachfolgende 
Artikel, aufbauend auf einer qualitativen Studie mit zahlreichen Interviews zur Verwaltungsdigitalisierung in einer 
deutschen Mittelstadt, mit den soziotechnischen Herausforderungen, die im Zuge der digitalen Transformation ge-
meistert werden müssen.

Urbane Daten in kommunalen  
Spannungsfeldern

Thomas Kuder, Bastian Manteuffel
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empirischen Befunde legen jedoch nahe, dass sie kein Ga-
rant für eine erfolgreiche Implementierung sein muss. Vor 
allem, wenn visionäre Digitalisierungsziele, wie sie zum 
Beispiel im OZG formuliert wurden, mit einer „Top-down“-
Steuerung einhergehen, ohne hinreichende Einbindung und 
Ausstattung der administrativen Basis in den Dezernaten 
und Fachbereichen. Oder aber, wenn die Institutionalisierung 
von leistungsstarken Fachbereichen nicht mit den „Hoch-
glanzprospekten und Leuchttürmen“, wie sie zum Beispiel 
aus Digitalisierungs- bzw. Förderwettbewerben resultieren, 
Schritt zu halten vermag. Mit dem Mangel an politisch-ad-
ministrativer Institutionalisierung, mit Ressourcendefiziten 
sowie fehlender Verankerung in der Verwaltungsbasis kann 
eine „Top-down“-Strategie nur schwer Wirksamkeit entfal-
ten, wie nachfolgendes Zitat verdeutlichen mag:

„[W]ir brauchen am Anfang ein gemeinsames Bild. Warum 
macht man das? Wofür? Was will man erreichen? Dass es 
eben nicht die Spielwiese der IT ist, nach dem Motto […] 
‚jetzt kommen die schon wieder‘. Sondern, dass erkennbar 
ist: Es geht uns alle an. […] Jeder kann etwas beitragen, und 
jeder hat auch einen Mehrwert davon. Das ist für mich ganz 
zentral. […] Die [Dezernatsleitungen] müssen das gemein-
sam promoten, und es muss für alle erkennbar sein: Das 
betrifft Bildung, das betrifft Bauen, das betrifft alle Fachbe-
reiche. Da muss es ein ganz starkes Mandat geben.“

Abb. 1: Wissen, wo es langgeht … (Foto: Thomas Kuder)	

Spannungsfeld zwischen zentraler und  
dezentraler Steuerung
Damit eng verknüpft ist das Spannungsfeld zwischen zen-
traler und dezentraler Steuerung. Erst durch angemesse-
ne dezentrale Institutionalisierung und Verantwortlichkeit 
können, so legen Analysen und Aussagen von Beteiligten 
nahe, anwendungsbezogene Vorhaben, wie der digitale 
Bauantrag, erfolgreich implementiert werden. Andererseits 
können dezentrale Vorhaben durch ihre Spezialisierung auf 
einen bestimmten Anwendungskontext zu fragmentierten 
Einzellösungen führen. 
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damit verbundener Mehrarbeit begrenzt. Zu den Klassikern 
gehören dabei das Ausdrucken digitaler Anträge auf Papier 
zur analogen Bearbeitung und rechtsverbindlichen Akten-
pflege oder bei persönlicher Zeichnungspflicht. Ein typisches 
Beispiel ist die postalische Übermittlung analoger Bescheide, 
weil es kein Register zu digitalen E-Mail-Adressen gibt – ge-
schweige denn so etwas wie ein digitales Bürgerkonto.

Digitalisierung ist für viele Kommunen seit Jahren ein in-
krementeller Lernprozess, der sich kaum auf universelle 
Erfolgsfaktoren reduzieren lässt. Vielmehr ist er durch viele 
kleine (Miss-)Erfolge und Spannungen gekennzeichnet, die 
es jeweils für eigene Rahmenbedingungen zu adaptieren 
und zu regeln gilt. Vor diesem Hintergrund sollen nachfol-
gend ausgewählte Spannungsfelder der kommunalen Pra-
xis vorgestellt werden. Unsere Hypothese ist: Ob kommu-
nale Digitalisierungsprozesse zum „Erfolg” werden, hängt 
davon ab, wie produktiv ihr politisch-administrativer Kon-
text die Spannungen bearbeitbar halten kann, sodass ge-
gebenenfalls auch aus Momenten des Scheiterns und Ge-
lingens Lernprozesse resultieren.

Zielvorstellungen im Spannungsfeld  
unterschiedlicher Perspektiven
Zielvorstellungen im Digitalisierungsprozess können unter-
schiedlich interpretiert werden und Raum für Imaginationen 
lassen, wie digitale Technologien kommunale Zukunft ge-
stalten könnten. Für politische Akteure stehen zum Beispiel 
Kosten- und Personaleinsparungen oder effiziente Prozesse 
im Vordergrund, für andere bedeutet Digitalisierung Mehr-
arbeit „neben dem ganz normalen Arbeitsalltag“, neue „Op-
tionen für die Bürgerbeteiligung“ oder „öffentliche Teilhabe“. 
Aus dieser Perspektivenvielfalt resultieren Hemmnisse, die 
gegebenenfalls schwer zu bewältigen sind.  Kleinteilige Di-
gitalisierungsprojekte ohne konzeptionelle Rahmung können 
zwar sinnvoll sein, sofern ein konkreter Nutzen entsteht. 
Komplexe Gesamtvorhaben, die auf das synergetische Zu-
sammenspiel vieler Einzelvorhaben zielen, lassen jedoch 
eine frühzeitige integrative Orientierung unabdingbar er-
scheinen. Auch im Zuge von Change-Prozessen, bei denen 
zum Beispiel die Personalentwicklung im Fokus steht, bedarf 
es nach Aussage Beteiligter motivierender Zielsetzungen 
und Visionen. Umso wichtiger erscheint es, viele Akteure an 
der Entwicklung gemeinsamer Digitalisierungsbilder zu be-
teiligen und ähnliche Zielsetzungen zu verfolgen.

Zwischen visionären „Top-down-“ und  
institutionalisierten „Bottom-up-“ Strategien
Es ist häufig zu hören: Damit Digitalisierung implementiert 
werden kann, müsse sie zur „Chefsache” werden. Ohne eine 
solche könne sich die Steuerung, Institutionalisierung und 
Ressourcenbereitstellung als schwierig erweisen. Unsere 
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„Früher, wenn ich von Hand ein Formular ausgefüllt habe, 
habe ich irgendetwas darunterschreiben können. Und diese 
Möglichkeit, das sind so Kleinigkeiten, die fehlt dann teil-
weise. Oder das Formular passt nicht exakt auf diesen Fall. 
Oder – ich komme jetzt gerade wieder vom Bau – da gibt es 
irgendwelche Formulare, die sind online gestellt. Die einen 
kann ich online ausfüllen. Die anderen kann ich mir ausdru-
cken, muss sie wieder einscannen. Und die nächsten finde 
ich überhaupt nicht.“

Externalisierung und Internalisierung
Ein weiteres Spannungsfeld besteht zwischen Externalisie-
rung und Internalisierung. Die von ökonomischen Erwartun-
gen geprägten und auf vielfache Verwertung ausgerichteten 
Produkte externer Anbieter sind oft von den Bedürfnissen 
und Kontexten einer Verwaltung weit entfernt. In Anbe-
tracht der starken Externalisierung digitaler Kompetenzen 
in der deutschen Verwaltungslandschaft (Mergel 2021) er-
gibt sich für Kommunen ein Dilemma: Zum einen kann die 
Hinzunahme externer Expertise nötig erscheinen und Im-
pulse ermöglichen, die im Alltag nicht vorhanden sind oder 
generiert werden können, wie einige Befragte bestätigten. 
Überlässt man die Entwicklung der digitalen Verwaltung 
externen Akteuren, so drohen zum anderen jedoch Kopp-
lungsdefizite, die ggf. Umsetzungsprobleme hervorrufen 
können. Zudem wird das Entstehen eigenständiger, verwal-
tungsinterner Expertise deutlich erschwert. Im umgekehr-
ten Fall kann jedoch auch eine nur auf interner Expertise 
basierende Digitalisierung dazu führen, dass sich der feh-
lende Blick über den Tellerrand hinaus als Defizit erweist. 

Zeitlichkeit: zwischen Stabilität und  
Flexibilität im Digitalisierungsprozess
Kommunen stehen vor der Herausforderung, ihre Digitali-
sierungsprojekte unter Bedingungen der Unsicherheit be-
arbeitbar zu halten. Dabei müssen digitale Lösungen hin-
reichend stabil sein, um Verwaltungsarbeit planbar und 
praktikabel zu halten, zugleich aber flexibel genug sein, um 
gegebenenfalls weitere Komponenten ergänzen zu können 
(z. B. weitere Bauamtsleistungen oder Digitalisierung von 
Archiven) oder Anpassungen an veränderte Rahmenbedin-
gungen (z. B. die anstehende Registermodernisierung, sich 
änderndes Fachrecht) im Digitalisierungsprozess vorneh-
men zu können. In Anlehnung an Forschungsliteratur zu 
digitalen Infrastrukturen ließe sich dieses Phänomen als 
Spannung zwischen Stabilität und Flexibilität für kommu-
nale Digitalisierungsprozesse verstehen (Tilson et al. 2010).

Wie die Zeitlichkeit im institutionellen Rahmen der Ver-
waltungsdigitalisierung zu Spannungen führen kann, ver-
deutlicht das EfA-Prinzip. Demzufolge sollen Vorhaben zur 
Digitalisierung dezentral in den Bundesländern erarbeitet 

Einer zentralen Steuerung läge es daran, Interoperabilitäts-
probleme aufgrund fragmentierter Einzellösungen zu mini-
mieren und Synergien bei der Mehrfachnutzung von Daten 
zu ermöglichen. So zum Beispiel, wenn Daten aus einem 
Fachbereich „Optionen für neue Handlungsfelder mit Blick 
auf Beteiligung von Bürgerschaft [oder] mit Blick auf [die] 
Aufbereitung von Daten“ in anderen Fachbereichen ermög-
lichen. Um kommunale Digitalisierungsvorhaben integriert 
zu handhaben, erscheint aus dieser Perspektive die Verein-
heitlichung eines „historisch […] gewachsen[en] Zoo[s] aus 
Applikationen und Technologien“ notwendig.

Das Streben nach Vereinheitlichung technischer Systeme 
kann aber auch als Konkurrenz, Aberkennung von Kompe-
tenz oder Kontrolle erfahren werden, zum Beispiel, wenn 
die Bearbeitung eines Bauantrags einem IT-strategischen 
Imperativ untergeordnet wird. Im ungünstigen Fall führt das 
dazu, dass Fachwissen und IT-Expertise getrennt gedacht 
werden und ihren Ausdruck in isolierten Daten- und Kom-
munikationsinfrastrukturen finden. Es bedarf einer kom-
munikativen Schnittstelle zwischen Fachbehörden und Di-
gitalisierungssteuerung, die zwischen dezentralen Anliegen 
und den Bedarfen nach Zentralisierung verhandeln kann.

Technisches und praktisches Wissen
Digitalisierung funktioniert nicht als „Spielwiese der IT“, 
sondern erfordert die Zusammenarbeit zwischen IT- und 
Fachexperten. Experten für Baugenehmigungen wissen 
zum Beispiel, dass es im Genehmigungsverfahren Aus-
nahmen, Interpretations- und Abwägungsspielräume gibt. 
Ein IT-Beauftragter mag eine funktional effektive Daten-
managementlösung für eine integrierte IT-Infrastruktur 
vorschlagen. Diese kann aber nur funktionieren, wenn sie 
auch alltägliche Fachroutinen bewältigen kann. Die Aussa-
ge eines Kommunalpolitikers mag dies illustrieren:

„Das ist wie bei mir im Beruf, wenn ich ein CAD-Programm 
oder ein Ausschreibungsprogramm habe. Man merkt einfach: 
Der Programmierer ist nicht der Praktiker. [I]ch muss vor-
her fünf Sachen anklicken, bis ich den Text verschieben kann 
[oder] so [etwas]. Kann aber dafür ein vierfach gekrümmtes 
Tonnendach konstruieren, was ich sowieso nie brauche.“ 

Die enge Zusammenarbeit von IT- und Fachexperten ist ins-
besondere auch deshalb wichtig, weil mitunter praktisches 
Wissen nur implizit vorliegt (Collins 2010) und erst gehoben 
werden muss. Es sind oft Nebenaspekte, die als „Unvorherge-
sehenes” angeführt werden und die Digitalisierung erschwe-
ren. So berichteten Befragte, dass es zum Beispiel Kontroll-
routinen gebe, deren Relevanz erst im Zuge der Digitalisierung 
aufgefallen sei, so der Überblick über Neueingänge und die 
Arbeitsbelastung im Fachbereich oder die Laufwege der Ak-
ten. Selbst Antragsteller etwa von digitalen Bauanträgen ste-
hen vor diesem Problem, wie uns ein Architekt wissen ließ: 
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gitalisierungsprozesse notwendig, die mehr umfassen, als 
die richtige Wahl technischer Instrumente. Anhand einer 
Fallstudie zur Verwaltungsdigitalisierung sollte aufgezeigt 
werden, wie vielfältig soziale Prozesse, lokalpolitische Tra-
ditionen und Akteure die Prozesse der Digitalisierung prä-
gen und mit welchen politisch-administrativen Herausfor-
derungen sich Kommunen bei der Gestaltung konfrontiert 
sehen. Einige haben wir in diesem Beitrag als Spannungs-
felder der verwaltungspolitischen und -organisatorischen 
Koordination vorgestellt.

Digitalisierung, so das Fazit, kann dann erfolgreich sein, 
wenn sie nicht nur nach außen, sondern auch nach innen 
wirkt, nicht nur „top down“ betrieben, sondern „bottom up“ 
mitgetragen wird und wenn sie gemeinsame Ziele etabliert 
und interne Perspektiven einbindet. Besonders wichtig er-
scheint es, dass Visionen und Zielvorstellungen nicht nur 
formuliert, sondern institutionell unterfüttert und verankert 
werden. Auch bedarf es einer breiten, dezentralen Umset-
zung in Fachverfahren unter Einbeziehung aller Akteure. 

Zwar lassen sich Herausforderungen dadurch nicht vermei-
den, sie können aber bei angemessener Bearbeitung ein 
Scheitern verhindern und zu nachhaltigen Lernprozessen 
für eine erfolgreiche Digitalisierung beitragen.

Quellen:
Beck, U. (1998): Politics of Risk Society. In: Franklin J. (Hrsg.): The Politics of 
Risk Society. Cambridge: Polity Pres., S. 9–22.

Collins, H. M. (2010): Tacit and Explicit Knowledge. University of Chicago Press.

Mergel, I. (2021): Digital Transformation of the German State. In: Kuhlmann et 
al. (Hrsg.): Public Administration in Germany. Palgrave Macmillan, Cham., S. 
331–355.

Tilson, D./Lyytinen, K./Sørensen, C. (2010): Research Commentary – Digital In-
frastructures: The Missing IS Research Agenda. Information Systems Research, 
21(4), S. 748-759.

Torrens, J./von Wirth, T. (2021): Experimentation or Projectification of Urban 
Change? A Critical Appraisal and Three Steps Forward. Urban Transformations, 
3(1), S. 1–17.
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und für andere Länder zur Nachnutzung freigegeben wer-
den. Diese Arbeit konnte erst nach Verabschiedung des OZG 
beginnen, sodass zum Beispiel die EfA-Lösung zum digita-
len Bauantrag erst zwischen 2021 und 2022 zur Verfügung 
gestellt wurde. Viele Städte haben dagegen aufgrund der 
OZG-Zeitplanung bereits seit Jahren am digitalen Bauan-
trag gearbeitet und eigene technische Entwicklungspfade 
beschritten. Für diese kommt eine EfA-Lösung um Jahre zu 
spät, wie von Führungskräften der Verwaltung kritisch an-
gemerkt wurde:

„Man hat den Kommunen eine Plattform versprochen und 
dass jetzt wohl das Ministerium für Bauen und Wohnen 
und Stadtentwicklung gerade dran ist wieder zu überlegen, 
ob man nicht nochmal versucht, den Kommunen (die sich 
schon auf den Weg gemacht haben und unterschiedlich weit 
sind), eine landeseinheitliche Lösung als Fortschritt zu ver-
kaufen. Und da gehen die Bedürfnisse schon ein bisschen 
aneinander vorbei.“

Zwischen Experiment und Verstetigung
Die Verstetigung kommunaler Digitalisierungsvorhaben 
steht der Logik experimenteller Wettbewerbe und Förder-
programme, die die Implementierung digitaler Technologien 
auf einen begrenzten Anfangs- und Endpunkt reduzieren, 
häufig diametral gegenüber. Das gilt für die Wettbewerbs- 
oder Projektförderung von Bund und Ländern, deren zeitliche 
Begrenzung wenig Raum für Transformations- und Lernpro-
zesse lässt, die scheitern oder nicht gleich in Prototypen und 
Strategien umgesetzt werden können. Die aus dieser Logik 
entstehenden Experimentierräume bieten die Chance, digi-
tale Instrumente zu testen und Akteure in soziotechnische 
Prozesse der Transformation einzubinden, können aber auch 
die Übertragung von Erkenntnissen in den (Verwaltungs-)All-
tag erschweren, wie es das nachfolgende Zitat verdeutlicht. 
Dies gilt vor allem, wenn sie zu einer „organised irresponsi-
bility“ (Beck 1998, zit. n. Torrens/von Wirth 2021) führen, in 
denen Akteure, Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten für 
die Verstetigung fehlen (ebd.). 

„Wir haben darüber gesprochen, aber es ist nichts passiert. 
Auch die Wissenschaft, die […] viele Ideen eingebracht hat, 
das ist alles besprochen worden, aber da fand keine Um-
setzung statt.“ 

Daraus lässt sich schlussfolgern, dass Digitalisierung ein-
deutige Zuständigkeiten erfordert, vor allem darüber, wer in 
diesen komplexen Prozessen Entscheidungen treffen kann 
und wer die Umsetzung verantwortet.

Zusammenfassung und Ausblick
Damit digitale Daten für Kommunen nützlich werden kön-
nen, braucht es zunächst eine Verwaltung, die auf deren 
Bearbeitung vorbereitet ist. Auf dem Weg dorthin sind Di-

Dr. Thomas Kuder 
Seniorwissenschaftler und Clusterkoordinator,  
vhw e. V., Berlin

Bastian Manteuffel 
Wissenschaftler, 
vhw e. V., Berlin
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Wikipedia listet stichwortartig einige Bauwerke und Se-
henswürdigkeiten auf: Theater, Kirchen, Museen, Biblio-
theken, Denkmäler. Die Auswahl ist groß. Ein Blick auf die 
städtische Homepage soll Klarheit schaffen, welche Must-
sees in der kurzen Zeit zu schaffen sind. Die Startseite ver-
rät, dass die Ausländerbehörde bis auf Weiteres wegen Per-
sonalmangel geschlossen bleibt und man im Bürgercenter 
nun ein Ausweisterminal eingeführt hat. Die Tourismusseite 
wirbt mit Führungen durch die historische Altstadt nächs-
ten Mittwoch und die Unterseite des Kulturreferats mit ei-
nem reichhaltigen Abendprogramm. Der gewünschten Fo-
kussierung auf das in dieser Situation Wesentliche ist diese 
Informationsflut nicht zuträglich. Die smartphonegebunde-
ne Recherchearbeit zu potenziellen Destinationen und de-
ren Erreichbarkeit mit den öffentlichen Verkehrsmitteln hat 
bereits unbemerkt eine halbe Stunde Zeit gefressen. 

Vielleicht doch lieber nur gemütlich einen Kaffee trinken 
und den Gesprächen im ortstypischen Dialekt lauschen? 
Die Öffnungszeiten des vielversprechenden Kandidaten 
auf Tripadvisor widersprechen den Angaben auf dessen 
Website. Außerdem liegt das Café in einem entfernteren 
Stadtteil mit offenbar schlechter Busanbindung. Die Aus-
sicht auf weitere Suchen nach Verbindungsalternativen 
und der Zwang zum Download der App des regionalen E-
Scooter-Anbieters bremsen den anfänglichen Enthusias-
mus vollends. Es bleibt bei einem labbrigen Sandwich in 
einer der üblichen Ketten, die sich in jeder europäischen 
Großstadt in Bahnhofsnähe festgesetzt haben. Das Tages-
angebot entspricht dem in der Heimatstadt. Eine von vie-
len vertanen Chancen einer Stadt, die Neugier eines Be-
suchers dafür zu wecken, welche Geschichte, Architektur 
und Kultur es vor Ort zu entdecken gibt – sich als lebens- 
und liebenswert zu präsentieren und zu einem längeren 
Aufenthalt einzuladen.

Attraktivere Städte durch offene Daten
Die technologische Möglichkeit, sich relevante Informa-
tionen ganz gezielt auf die individuellen Bedürfnisse zu-
geschnitten und gefiltert anzeigen zu lassen, ohne dafür 
mehrere Websites und Googlesuchen bemühen zu müssen, 

ist durch die Nutzung von sozialen Netzwerken und Online-
shops derart selbstverständlich geworden, dass dieser An-
spruch unbewusst auch auf andere Lebensbereiche über-
tragen wird, sei es in der Kommunikation mit Behörden, bei 
der Wohnungssuche oder eben dem Tourismus. Touristi-
sche Organisationen setzen sich deshalb verstärkt das Ziel, 
relevante Informationen nicht nur in den eigenen Kanälen 
verfügbar zu machen, sondern „immer dort, wo der Gast 
gerade nach Informationen für seine Reise sucht“ (Loris/
Weier/Duemund 2022).

Im Wander- und Bergtourismus können dies zum Beispiel 
Apps wie „Outdooractive“ sein, die neben Vorschlägen für 
Wanderrouten auch direkt alle zugehörigen Informationen, 
wie zum Beispiel die ÖPNV-Anbindung, Parkplätze, aktu-
elle Wetterprognosen und geöffnete Einkehrmöglichkeiten 
liefern. Diese und ähnliche Anwendungen profitieren von 
Daten, die offen zur Weiternutzung bereitgestellt und dann 
in verschiedene Dienste eingebunden werden. Das „Einbin-
den“ von Daten hat zudem den angenehmen Nebeneffekt, 
dass diese nur noch an einer einzigen Stelle gepflegt wer-
den müssen. Gastronomen, Dienstleister und Einrichtun-
gen müssen so beispielsweise ihre Öffnungszeiten nur ein-
mal ändern. Alle Websites und Apps, die diese eingebunden 
haben, stellen dann automatisch immer die aktuell gültigen 
Informationen bereit.

Im Bereich des öffentlichen Personenverkehrs ist dieses 
Prinzip mit dem De-facto-Standard GTFS (General Trans-
port Feed Specification) bereits recht gut umgesetzt. Ver-
kehrsbetriebe stellen Routen von Buslinien, Abfahrtszeiten 
und ähnliche Auskünfte in diesem Format zur Verfügung, 
und Dienste, wie Google Maps, Digitransit oder Anzeigeta-
feln vor Ort, betten sie ein. So werden widersprüchliche und 
veraltete Informationen vermieden. Einen vergleichbaren 
Ansatz gibt es mit GBFS (General Bikeshare Feed Speci-
fication) auch für Leihräder und E-Scooter. Leider werden 
GBFS-Daten von den Betreibern noch nicht flächendeckend 
zur allgemeinen Nutzung bereitgestellt.

Die Verwendung dieser beiden Standards erlaubt es, eine 
verkehrsmittelunabhängige Routenplanung durchzuführen.

Dienstreise. Eine kleinere Großstadt im Süden Deutschlands. Bis zum Beginn der Konferenz sind noch etwa zwei 
Stunden Zeit. Die unerwartete Pünktlichkeit der Deutschen Bahn verwandelt den vorsorglich eingeplanten Puffer in 
einen Freiraum, der mit Leben gefüllt werden möchte. Genügend Zeit, um einen Hauch Lokalkolorit einzuatmen und 
einen kurzen Blick durch das Fenster des Stadtlebens zu erhaschen. Wie dieser Blick aussieht, wird zunehmend von 
urbanen Daten und deren Darstellung auf dem Smartphone bestimmt. 

Befreit eure Daten!
Attraktivere Städte durch offene Daten

Marius Henkel
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Gesellschaft und das unmittelbare Umfeld aktiv mitzuge-
stalten. Findet dies im stadtgestalterischen Kontext statt, 
ist auch von „digitalem Stadtmachen“ die Rede (Bangratz/
Förster 2022). Laut Branchenverband Bitkom verfügte im 
Jahr 2012 bereits jeder dritte Deutsche über grundlegende 
Programmierkenntnisse (Neumann 2012). In Civic-Tech-
Formaten, wie den „Open Knowledge Labs“ des Code-for-
Germany-Netzwerks, werden diese Fähigkeiten genutzt, 
um mithilfe offener Daten Anwendungen zu schaffen, die 
einen gesellschaftlichen Mehrwert bieten. 

Dies reicht von einfachen Kartenvisualisierungen mit In-
formationen zu Denkmälern1 oder Stolpersteinen2 über 
grafische Darstellungen öffentlicher Haushalte3 bis hin zu 
Initiativen, wie der Einführung der OParl-Schnittstelle für 
parlamentarische Informationssysteme4. Diese Program-
mierschnittstelle ermöglicht einen standardisierten Zugriff 
auf Gremienbesetzungen, Tagesordnungen und Beschluss-
vorlagen, die üblicherweise in sogenannten Ratsinforma-
tionssystemen verwaltet werden. Darauf aufbauende An-
wendungen, wie „meine-stadt-transparent“5, ermöglichen 
es, bestimmte Bezirke zu abonnieren und bei Beschlüssen, 
die dieses Gebiet betreffen, per E-Mail informiert zu werden. 

Die OParl-Schnittstelle wird mittlerweile durch mehrere 
große Hersteller von Ratsinformationssystemen unter-
stützt. Dadurch werden deutschlandweite, strukturierte 
Suchen nach Beschlussvorlagen ermöglicht, wie es po-
litik-bei-uns.de exemplarisch umsetzt. Für Bürgerinitia-
tiven und Volksvertreter in kommunalpolitischen Gremien 
wird dadurch eine solide Informationsbasis geschaffen. Zu 
einem diskutierten Thema können so leicht Beschlüsse in 
anderen Städten gefunden und die dort aufgetretenen Fra-
gen und Antworten in die Entscheidungsfindung einbezogen 
werden. Der ehrenamtliche Charakter setzt diesen Initiati-
ven jedoch Grenzen. Die kontinuierliche Weiterentwicklung 
und ein dauerhafter Betrieb solcher Anwendungen können 
durch Einzelpersonen in der Freizeit schwer geleistet wer-
den. Dementsprechend wurden bereits mehrere gut ange-
nommene und vielgelobte Prototypen von Open-Data-An-
wendungen nicht verstetigt (Ruge 2020).

Weil es sich um gemeinwohlorientierte Lösungen handelt, 
liegt ihnen auch selten ein Geschäftsmodell zugrunde, das 
einen kommerziellen Betrieb rentabel machen würde. Im 
Sinne einer „digitalen Daseinsvorsorge“6 , für deren Stärkung 
sich die Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungs-
management (KGSt) und der Deutsche Städtetag in einer ge-
meinsamen Initiative ausgesprochen haben (Groß/Krellmann 

1	 https://www.codefor.de/projekte/cologne-denkmaeler/

2	 https://codefor.de/projekte/stolpersteine-app/

3	 https://offenerhaushalt.de/

4	 https://oparl.org/

5	 https://meine-stadt-transparent.de/

6	 https://de.wikipedia.org/wiki/Daseinsvorsorge#Digitale_Daseinsvorsorge
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Für Einwohnende oder Besuchende einer Stadt kann so, 
je nach persönlicher Präferenz, die schnellste, günstigste 
oder unkomplizierteste Route zu einem gewünschten Ziel-
ort ermittelt werden. Bei „Echtzeit“-Informationen, wie 
etwa Verspätungen von Bussen, hinkt die Umsetzung sei-
tens der Verkehrsbetriebe jedoch bislang hinterher (Schim-
mel/Rohwer 2020). Verbesserungspotenzial gibt es auch 
bei der Buchung von Tickets für den öffentlichen Personen-
verkehr. Werden Verkehrsmittel unterschiedlicher Anbie-
ter verwendet, ist häufig immer noch der Download einer 
eigenständigen App erforderlich.

Was sind „offene Daten“ (Open Data)?
Informationen können von einem fremden Dienst (z. B. ei-
ner App, Website oder Anzeigetafel, einem Navigationssys-
tem, Routenplaner oder Sprachassistenten) nur dann ohne 
Weiteres verarbeitet werden, wenn diese die „Definition von 
offen“ erfüllen (Open Knowledge Foundation 2015). Folgen-
de Kriterien sind dafür relevant:

	■ Frei zugänglich: Die Daten sollen idealerweise dauerhaft 
kostenlos über das Internet zugänglich sein.

	■ Offenes Format: Es darf keine proprietäre Software er-
forderlich sein, um die Daten zu benutzen. Soll eine auto-
matisierte Verarbeitung stattfinden, müssen sie zudem 
strukturiert in einem maschinenlesbaren Format vorlie-
gen (z. B. CSV, JSON, GeoJSON, XML).

	■ Offene Lizenz: Die kostenfreie Nutzung, Veränderung 
und Weiterverbreitung soll erlaubt sein. Bei urheber-
rechtlich geschützten Werken kann dies beispielsweise 
durch die Verwendung der Creative Commons Lizenzen 
CC-0, CC-by oder CC-by-sa gewährleistet werden. Je 
weniger Einschränkungen eine Lizenz vornimmt, umso 
besser lassen sich die Daten nutzen. Schon die verpflich-
tende Nennung des Namens des Urhebers kann unter 
Umständen zu Problemen führen. (Katz 2006)

Durch den Open-Data-Ansatz können Informationen aus 
verschiedenen Quellen und unterschiedlichen Bereichen 
leicht miteinander kombiniert und so Mehrwerte geschaf-
fen werden. Ein zielgerichteter Informationsfluss und nut-
zerfreundlichere Dienste werden ermöglicht – nicht nur im 
Tourismus, sondern auch in der Lokalpolitik, im Bereich 
der Bürgerdienste, im Journalismus, in der Wissenschaft, 
bei städtebaulichen Themen und Bürgerbeteiligung, bei der 
Verkehrsplanung und der Wohnungssuche. Die Liste lässt 
sich schier endlos erweitern. 

Zivilgesellschaftliche Bedeutung  
von Open Data
Eine zunehmende digitale Mündigkeit der Bevölkerung 
führt zudem vielerorts zu zivilgesellschaftlichen Initiativen, 
die offene Daten und digitale Möglichkeiten nutzen, um die 
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delt es sich um kommunale Daten, setzt dies voraus, dass 
die Daten offen zur Verfügung stehen und gut gefunden 
werden können. Für einen Entwickler oder eine Entwickle-
rin ist es unpraktikabel, in jeder einzelnen Kommune die 
benötigten Datensätze anzufragen und die entsprechenden 
Lizenzen und Datenaustauschwege auszuhandeln. 

Ein Lösungsansatz dafür sind Open-Data-Portale oder „Me-
tadatenkataloge“, in denen verzeichnet ist, wo ein Datensatz 
zu finden ist, in welchen Formaten er zur Verfügung steht, 
welche Lizenz zu beachten ist und an welchen Kontakt man 
sich bei Fragen wenden kann. Weil es für derlei Metadaten 
(Beschreibungen von Daten) ebenfalls Standards gibt, las-
sen sich die Metadatenbestände kommunaler Open-Data-
Portale in die Datenbestände von Landesportalen (sofern 
vorhanden) einbinden. Diese wiederum können in nationale 
Portale wie GovData7 integriert werden, die sie schließlich 
gebündelt an das Europäische Open-Data-Portal weiterrei-
chen.8 Das europäische Datenportal ist somit für Entwick-
ler eine gute zentrale Anlaufstelle für Open-(Government)-
Data aus ganz Europa. Über 1,5 Millionen Datensätze aus 
126 Katalogen sind dort bereits verzeichnet und lassen sich 
nach verschiedenen Kriterien filtern und strukturiert su-
chen.

Wie können Kommunalverwaltungen Open 
Data fördern?
Der Betrieb eines eigenen Open-Data-Portals ist vor allem 
für größere Kommunen mit entsprechend personeller Aus-
stattung im IT-Bereich von Interesse. Die meisten Landes-
portale bieten Kommunen aber auch die Möglichkeit, ihre 
Daten direkt dort einzupflegen. Bei der Suche nach geeig-
neten Daten der eigenen Behörde für die Veröffentlichung 
lohnt sich ein Blick auf die bereitgestellten Datensätze an-
derer Kommunen, die im Musterdatenkatalog der Bertels-
mann Stiftung9 zu diesem Zweck anschaulich aufbereitet 
wurden. Gerade bei dynamisch veränderlichen Daten ist es 
wichtig, dass diese nicht manuell im Open-Data-Portal aktu-
alisiert werden müssen, sondern automatisch aktuell gehal-
ten werden. Sensordaten eignen sich dafür beispielsweise in 
besonderem Maße. Aber auch bei der Beschaffung von Fach-
software kann auf Schnittstellen und Exportmöglichkeiten 
in offenen, maschinenlesbaren Formaten geachtet werden. 
Diese Schnittstellen sollten auch von Mobilitätsanbietern 
eingefordert werden, um ein möglichst reibungsloses Erleb-
nis des öffentlichen Personenverkehrs für Touristen und Ein-
wohner der eigenen Stadt zu gewährleisten.

Das Thema hat viele Facetten. Dabei muss allerdings 
nicht von Beginn an das ganz große Rad gedreht werden 

7	 https://www.govdata.de/

8	 https://data.europa.eu/de

9	 https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/unsere-projekte/smart-country/
musterdatenkatalog

2022), kann es als Aufgabe des Staates begriffen werden, sol-
che Lösungen zentral zu betreiben. Jedoch fehlt es hierfür 
bislang an der nötigen Entschlossenheit, dies umzusetzen. 
Ob die im Koalitionsvertrag der aktuellen Bundesregierung 
angekündigte Gründung eines „Dateninstituts“ in Deutsch-
land dieses Problem löst, wird die Zukunft zeigen. 

In der Zwischenzeit gibt es für Kommunen und Landesbe-
hörden aber auch unabhängig davon im Open-Data-Bereich 
einiges zu tun – teilweise getrieben durch die Umsetzung 
der Europäischen PSI-Richtlinie und diverser Open-Data- 
und Transparenzgesetze auf Bundes- und Landesebene, 
zunehmend aber auch aus eigenem Interesse heraus.

Abb. 1: Föderierte Struktur deutscher Open-Data-Portale in Europa (aus: 
DCAT-AP.de Spezifikation 2.0, Lizenz: CC-BY-SA 4.0, Urheber: ]init[ AG im 
Auftrag von GovData)

Wissen, was wir wissen – die Bedeutung  
von Metadatenkatalogen
Möchte eine Kommune von den Vorteilen offener Daten 
profitieren, ist sie gut beraten, deren Nutzung attraktiv zu 
gestalten. Dazu ist es hilfreich, die Sicht eines externen Ent-
wicklers, beispielsweise aus der Open-Source-Community, 
einzunehmen, dessen Bedürfnisse zu verstehen und darauf 
einzugehen. Dies beginnt bereits mit der Auffindbarkeit von 
Daten. Der Betrieb einer App lohnt sich in vielen Fällen nur, 
wenn eine kritische Masse an Benutzern erreicht wird. Dies 
kann dadurch gewährleistet werden, dass die Anwendung 
nicht nur für eine einzelne Stadt entwickelt wird, sondern 
generisch in mehreren oder allen Städten in Deutschland, 
Europa oder sogar weltweit verwendet werden kann. Han-

Kommunikation
Attraktivere Städte durch offene Daten
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und erst recht muss es nicht neu erfunden werden. In 
vielfältigen Austauschformaten können neu einsteigende 
Kommunen von den Erfahrungen profitieren, die ande-
re bereits sammeln durften. Hierbei lohnt es sich auch, 
den Kontakt zur digitalen Zivilgesellschaft zu suchen. In 
den Erfahrungsaustauschgruppen des Chaos Compu-
ter Clubs, den Open Knowledge Labs aus dem Umfeld 
der Open Knowledge Foundation, in der lokalen Open-
Streetmap- oder der Freifunk-Community finden sich 
Menschen, die ihre Freizeit dafür opfern, gemeinwohl-
orientierte digitale Lösungen zu schaffen und ihr Umfeld 
selbstbestimmt mitzugestalten. Diese Initiativen gilt es, 
zu fördern. Von einem offenen Dialog über offene Daten 
profitieren letztendlich alle. 

Marius Henkel 
Lab Lead Open Knowledge Lab  
Kaiserslautern, 
Open-Data-Beauftragter Stadtverwaltung 
Kaiserslautern

Der Ansatz: fünf Kommunen als Pioniere  
für fünf Landkreise
Die Region Südwestfalen in NRW umfasst fünf Landkrei-
se, ca. 1,4 Mio. Einwohner und ist mit ihren 59 Kommunen 
eher ländlich geprägt. Sie gehört dennoch zu Deutschlands 
stärksten Industrieregionen und verfügt über lebendige Netz-
werke, aktive Dörfer und einen starken Mittelstand. Aktuelle 

Entwicklungen, wie die Klimakrise (Südwestfalen besteht zu 
ca. 60 Prozent aus Waldfläche), rasante Digitalisierung und 
demografischer Wandel, beeinflussen die Region stark und 
erfordern ein Umdenken von lokalem hin zu regionalem Han-
deln. Vor diesem Hintergrund haben sich – orchestriert durch 
die Südwestfalen Agentur – 2019 fünf Pionierkommunen zu-
sammengefunden, die die oben genannten Herausforderun-
gen mithilfe „smarter“ Lösungen adressieren werden. 

Vor dem Hintergrund von Klimawandel, Energiekrise und Strukturwandel im ländlichen Raum erhalten Daten als 
planerische Grundlage der Smart City eine hohe Aufmerksamkeit. In der Region Südwestfalen (NRW) haben sich 
vor diesem Hintergrund fünf Kommunen als Konsortium zusammengeschlossen und entwickeln als „Fünf für Süd-
westfalen“ pilothafte Anwendungsfälle, Zusammenarbeitsmodelle und Strukturen. Gemeinsames Leitprojekt ist die 
regionale Datenplattform, die gemeinsam mit dem regionalen IT-Dienstleister „Südwestfalen-IT“ (SIT) als Dreh-
scheibe für Daten und gemeinsame Anwendungsfälle fungieren wird. Einer davon ist die Soester „BürgerWOLKE“: 
In einem Citizen-Science-Ansatz sind dort Bürgerinnen und Bürger an der Erfassung von Echtzeitklimadaten betei-
ligt. Mit den erhobenen Daten können städtische Planungs- und Steuerungsprozesse – insbesondere im Bereich der 
Klimaanpassung – signifikant verbessert werden.

Datenplattform als Inkubator  
für smarte Anwendungsfälle im  
ländlichen Raum
Soester Use Case „BürgerWOLKE“ als Beispiel für Citizen Science Datenerfassung durch 
Bürger und Kommune

Robin Eisbach, Stephan Siegert, Jürgen Treptow, Leonie Bitting, Yvonne Kaiser
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Arbeit) wird abgesichert, dass kommunenspezifische und 
-übergreifende Daten genutzt werden können. 

Marktplatz für Anwendungsfälle

Kern der Plattformzusammenarbeit ist die geteilte Entwick-
lung von konkreten Lösungen. Während Soest zum Beispiel 
die BürgerWOLKE (s. u.) für alle Kommunen nutzbar macht, 
entwickeln Olpe und Menden ein Dashboard für Raumkli-
masensoren (z. B. in Schulen), das für die anderen bereit-
gestellt wird. Dabei gibt es einerseits eine Austauschbar-
keit auf regionaler Ebene (Use Cases von fünf Kommunen 
bzw. der SIT), aber auch eine überregionale Austauschbar-
keit über den FIWARE Marketplace. Dort werden mehrere 
Hundert Lösungen für die Nachnutzung bereitgestellt. Kern 
ist hier, dass in Südwestfalen nach Open-Source-Standards 
gearbeitet wird, sodass eine Nachnutzung ohne weitere Li-
zenzgebühren gewährleistet ist. 

Werkzeug für Standardisierung

Das FIWARE-Ökosystem bietet mit über 400 teilnehmenden 
Kommunen viele erprobte Standards bis hin zur Feldebe-
ne. Die Standards sollen, wo immer möglich, aufgegriffen 
werden, sodass zum Beispiel ein Event oder ein POI regio-
nal identische Beschreibungsfelder nutzt. Mit seinen Gre-
mienstrukturen verfügt das „Fünf-für-Südwestfalen“-Kon-
sortium hier bereits über die nötigen Instanzen zur Klärung 
bzw. Herbeiführung gemeinsamer Standards auch bei ab-
weichenden Istdatenstrukturen. 

Experimentierraum für Governance und  
Zusammenarbeit

Ein ambitioniertes Vorhaben wie die Datenplattform er-
fordert klare Strukturen und Zusammenarbeitsmodelle – 
ebendiese werden im Leitprojekt erarbeitet und pilotiert. So 
kann das Konsortium wiederum als Blaupause für weitere 
Regionen dienen, die ähnliche Kooperationsmodelle auf-
setzen möchten. Die Eckpfeiler umfassen hierbei auszugs-
weise: 

	■ Gemeinsame Rahmenstrategie (2019) und Gesamtstra-
tegie (2022): inhaltliche Leitplanken für die Entwicklung 
zur smarten Region, Vision, Ziele, Gremienstrukturen 
und Projektportfolio geben die nötige inhaltliche Orien-
tierung und Anwendungsfälle für die Datenplattform 
vor. 

	■ Kooperationsvertrag: regelt Rechte, Pflichten und juris-
tische Rahmenbedingungen für die konsortiale (Weiter-)
Entwicklung der Datenplattform.

	■ Smart Cities: Schule und Veranstaltungen, Wissens-
transfer, Qualifikation und Vernetzung insbesondere für 
Kommunen, die nicht Teil der „Fünf für Südwestfalen“ 
sind. On- und Offline-Angebote inkl. Leitfäden, Events 
und Vorträge. Bereits heute haben sich hier 22 Kommu-
nen angeschlossen und profitieren von der Vernetzung.

Als „Fünf für Südwestfalen“ erarbeiten Arnsberg, Bad Ber-
leburg, Menden, Olpe und Soest in gemeinsamen Projekten 
komplementäre Lösungen, die wiederum als Open-Source-
Bausteine von weiteren Kommunen adaptiert werden kön-
nen. Dadurch entstehen Synergien in der Projektarbeit und 
der Nachnutzung, sodass auch kleine Kommunen Zugriff 
auf Zukunftstechnologien und -wissen erhalten. Letzt-
lich bleibt somit eine Region am Puls der Zeit, obwohl jede 
einzelne Kommune allein kaum die Mittel dazu hätte. Das 
Vorhaben ist Teil des Bundesmodellvorhabens „Modellpro-
jekte Smart Cities“ des Bundesministeriums für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen und mit rund 13 Mio. Euro 
bis 2026 gefördert. Hervorzuheben ist, dass „smart“ in die-
sem Kontext keineswegs mit „digital“ gleichzusetzen ist – 
vielmehr geht es in Südwestfalen um kluge Lösungen, die 
durch Kooperation und Vernetzung an den oben genannten 
Herausforderungen arbeiten. Dazu gehört eine regionale 
Datenplattform (digitale Innovation) ebenso wie neue Wege 
der Bürgerbeteiligung oder vernetzte Stadtentwicklung im 
lokalen Raum (soziale Innovation).  

Gemeinsame Technologien brauchen  
„smarte“ Strukturen und Leitplanken
Um den Trend zur urbanen Datennutzung aufzugreifen, hat 
sich das Konsortium frühzeitig zur Entwicklung einer ge-
meinsamen regionalen Datenplattform entschlossen. Das 
Projektportfolio des Konsortiums umfasst 16 Maßnahmen-
bündel, und bereits früh zeichnete sich ab, dass Daten und 
deren Nutzung bzw. akteursübergreifende Governance ein 
wichtiges Querschnittsthema mit Relevanz für viele Ein-
zelprojekte darstellen. Als Leitprojekt der ersten Stunde 
soll die Plattform eine Basisinfrastruktur für Ablage, Aus-
tausch, Analyse und Prädiktion von Daten sowie für damit 
verwandte Steuerungs- und Planungsprozesse sein. Als 
technologische Basis hat sich das Konsortium 2020 nach ei-
ner Evaluationsphase für die FIWARE-Referenzarchitektur 
entschieden, u. a. um früh internationale Quasistandards 
aufzugreifen und eine höchstmögliche Transferierbarkeit 
von Daten und Anwendungsfällen (u. a. via FIWARE Market-
place) abzusichern. Die Datenplattform erfüllt im Konsor-
tium die folgenden Funktionen: 

Drehscheibe für kommunale Daten

Als „Gehirn“ der smarten Region dient die mandantenfä-
hige Plattform als zentrale Instanz für den Austausch von 
Smart-City-Daten, wie zum Beispiel Sensor-, Demografie- 
oder Geodaten. Hierbei erfolgt eine Datenmigration nach 
Bedarf, das heißt, es werden kommunale Daten herangezo-
gen, sofern sie für einen der u. g. Anwendungsfälle benötigt 
werden. Generell gilt das Prinzip der bedarfsorientierten 
Datennutzung anstelle des Vorgehens „erst Daten sam-
meln/importieren, dann Bedarfe und Use Cases ableiten“. 
Durch ein Berechtigungs- und Mandantenmodell (derzeit in 
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Ausgangspunkt des Projekts war die Feststellung, dass 
Städte nicht nur Mitverursacher des Klimawandels, son-
dern auch besonders betroffen von ihm sind (z. B. durch 
Hitzebelastung). Damit unsere Städte weiterhin lebenswert 
bleiben und wir unter gesunden Bedingungen in einer in-
takten Umwelt leben können, müssen wir uns dem Thema 
dringend stellen. Soest versteht sich hier als Vorreiter und 
hat sich mit der Klimaneutralität 2030 ein äußerst ambitio-
niertes Ziel gesetzt. Gleichzeitig hat sich die Stadt in ihrem 
Zukunftsprogramm vorgenommen, digitale Werkzeuge und 
Lösungen konsequent für die nachhaltige Stadtentwicklung 
und damit vor allem dem Klimaschutz und die Klimaanpas-
sung einzusetzen. Das Projekt BürgerWOLKE folgt diesem 
„Soester Weg“.

100 „Sense-Boxen“ im Einsatz 

Um das Soester Stadtklima überhaupt beurteilen zu kön-
nen, verfolgt die BürgerWOLKE daher das Ziel, eine solide 
Datengrundlage herzustellen. Bis Ende 2022 wurden daher 
rund 100 Open-Source-Sensorboxen in Betrieb genommen, 
die verschiedene meteorologische Parameter messen. Ein 
Kerngedanke des Projekts ist der Citizen-Science-Ansatz. 
50 Sensoren werden von der Stadt betrieben und sind an 
öffentlichen Gebäuden, Schulen und anderen Institutionen 
angebracht. Die anderen 50 werden von Bürgerinnen und 
Bürgern auf privaten Grundstücken betrieben. Dies folgt 
dem strategischen Grundsatz der Stadt, dass die Klimaziele 
nur erreicht werden können, wenn Verwaltung und Stadt-
gesellschaft Hand in Hand arbeiten.

	■ Projektmanagementorganisation: Organisationsmodell mit 
einem Projektmanager je Kommune und einem übergrei-
fenden Portfoliomanagement (inkl. Projektmarketing) bei 
der Südwestfalen-Agentur. Digitale Kanäle für interkom-
munale Zusammenarbeit u. a. auf Basis von agilen Prin-
zipien und der Methodik Objectives & Key Results (OKR). 

Anwendungsfälle in Südwestfalen:  
wie die Plattform „greifbar“ wird
Aus den Smart-City-Strategien der fünf Kommunen gingen 
konkrete Bedarfe für die Stadtplanung und -entwicklung 
hervor, die mithilfe von Plattformanwendungsfällen adres-
siert werden. Das Konsortium hat dabei eine schrittweise 
Auswahl vorgenommen und gemeinsam mit der SIT An-
wendungsfälle identifiziert, die gleichzeitig von lokaler Re-
levanz sind, aber auch einen regionalen Bedarf adressieren 
(also von potenziell vielen weiteren Kommunen nutzbar wä-
ren, vgl. Tab. 1). 

Mit BürgerWOLKE und LoRaWAN analysiert Soest sein 
Klima

Einer der ersten Anwendungsfälle, die mit der Regionalen 
Datenplattform abgebildet werden, ist die BürgerWOLKE in 
Soest. BürgerWOLKE, das steht für Warnsystem, Oeffent-
lich, Low-Cost, Klima und Echtzeit und ist der Titel eines 
Multi-Stakeholder-Projekts, das 2020 im Rahmen der 
NRW-Förderkulisse Digitale Modellregion ins Leben geru-
fen wurde. Partner des Projekts sind die Stadt Soest, die 
Stadtwerke Soest, das Fraunhofer Institut IOSB-INA und 
der Deutsche Wetterdienst (DWD).

Kommunikation
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Bedarf im Bereich Stadtplanung und -entwicklung sowie in 
kommunalen Prozessen

Anwendungsfall / Teilprojekt Datenplattform

Nutzung von Sensordaten im Stadtgebiet: Schaffung von Sy-
nergien und Interoperabilität durch interkommunalen Standard 
für Erfassung, Übertragung und Auswertung von Sensordaten

LoRaWAN-Konsortialprojekt: Erarbeitung eines gemeinsamen Konzepts für IT-Infra-
strukturen und zu nutzende Standards im Bereich kommunaler Funknetze

Monitoring Stadtklimadaten u. a. als objektive Basis für Pla-
nungs- und Entwicklungsprozesse sowie Reporting

BürgerWOLKE (siehe Detailbeschreibung)

Verschneiden verschiedener Datenquellen (von Verwaltung 
und weiteren Akteuren) inkl. anpassbarer und einfacher Dar-
stellung sowie Auswertung

gemeinsames Basismodul (Grafana) für die Erstellung von Diagrammen und Dashbo-
ards. Dashboards können für die gemeinsame oder individuelle Nutzung durch eine 
Kommune angelegt werden.

datenbasierte Optimierung der Bewässerung von Grünflächen 
und Jungbäumen

Übertragung Baumkataster in Kartenmodul der Datenplattform inkl. Darstellung von 
Zustands- und Metadaten für Baumbestand. Kosteneffiziente Nutzung von Sensordaten 
(z. B. Bodenfeuchte) und vorhandenen Statistikdaten (z. B. Wetter- und Niederschlags-
daten). 

datenbasierte/digitale Bewirtschaftung und Monitoring von 
Parkflächen (inkl. digitaler Parkleitsysteme und Datenbasis 
zur Optimierung von Parkraumkonzepten)

Pilotierung „smartes Parken“: sensor- bzw. kamerabasierte Erfassung des Zustands 
(ausgewählter) Parkflächen inkl. Darstellung auf einer Karte mit weiterführenden In-
formationen (z. B. Behindertenparkplatz frei/belegt, Ladesäule frei/belegt).

Umgang mit und Vorbereitung auf Hochwasserereignisse im 
Stadtgebiet

schrittweise Pilotierung eines Hochwasser-Monitoring- und Vorhersagesystems (Mo-
nitoring, Prognose, Steuerung von Maßnahmen – Details zum Anwendungsfall derzeit 
in der Spezifikation).

Anpassung der Bewirtschaftung von Waldflächen an sich ver-
änderndes Klima

Analyse des Ökosystems Wald auf Basis eines digitalen Zwillings: Nutzung verschie-
dener Datenquellen (z. B. Satelliten-, Wetter- und Sensordaten) für Monitoring des Zu-
stands und optimierte Planung von Maßnahmen und Bepflanzungen. 

Bereitstellung offener kommunaler Daten für Unternehmen, 
Bürger und Öffentlichkeit

Open-Data-Portal: Bereitstellung offener kommunaler Daten (z. B. zu Demografie) in 
maschinenlesbaren Formaten und als konfigurierbares Dashboard.

Tab. 1: Bedarfe und Anwendungen
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Zuverlässige Daten, aus der Luft gegriffen

Die Sensorboxen sammeln Daten zu Lufttemperatur, 
-druck und -feuchtigkeit sowie Beleuchtungsstärke und 
UV-Intensität. Durch die hohe Anzahl von Sensoren wurde 
ein Messnetz errichtet, das das gesamte Soester Stadt-
gebiet von 86 km² umspannt. Die so gewonnenen Mess-
daten ergeben ein äußerst differenziertes Bild des Soester 
Stadtklimas, mit dem sich auch kleinräumige Unterschie-
de aufzeigen lassen, die mit den bisher weit verstreuten 
amtlichen Messstationen des DWDs oder privaten Mess-
netzbetreibern nicht abgebildet werden könnten. 

Die Messdaten werden in Echtzeit über ein Dashboard on-
line zur Verfügung gestellt (www.urbanedaten-soest.de). 
Die Bedienung des Dashboards ist simpel: Eine Kartenan-
sicht zeigt die Messpunkte. Klickt man auf einen Messpunkt, 
werden die entsprechenden Messparameter angezeigt. „An 
drei zusätzlich installierten Wetterstationen werden außer-
dem der Niederschlag, die Windstärke, die Windrichtung 
und die Globalstrahlung erfasst“, erklärt Projektleiter Jür-
gen Treptow.

Datenqualität verbessern mit KI

Ein weiteres Ziel des BürgerWOLKE-Projekts ist die Analyse 
und Verbesserung der Qualität der von den Sensorboxen er-
fassten Daten. Dies hat vor allem Kostengründe: Die Stan-
dardinstrumente des Deutschen Wetterdienstes in einer 
solchen Dichte in einem Stadtgebiet zu installieren, dass 
sich daraus entsprechende Mehrwerte ableiten lassen, 
wäre für Kommunen unbezahlbar. Um die Datenqualität der 
verwendeten wesentlich preiswerteren sogenannten Low- 
Cost-Sensoren entsprechend zu erhöhen, wurde vom Pro-
jektpartner Fraunhofer IOSB-INA aus Lemgo erprobt, wie 
die Daten mithilfe von künstlicher Intelligenz plausibilisiert 
werden können. Als Referenz dafür dienten Vergleichsmes-
sungen und mobile Messfahrten, die vom Deutschen Wet-
terdienst im Soester Stadtgebiet durchgeführt wurden. Im 
Ergebnis konnte für den Parameter Lufttemperatur gezeigt 
werden, dass eine entsprechende Aufwertung der Daten 
möglich ist.

LoRaWAN als technische Basis

Das Netzwerk basiert auf der LoRaWAN-Technologie (Long 
Range Wide Area Network), um die Daten in Echtzeit zu 
verarbeiten und auf dem Dashboard bereitzustellen. Diese 
Technologie ist besonders energiesparend und hat den Vor-
teil, dass die Übertragung über weite Strecken und durch 
Gebäudestrukturen funktioniert. Das LoRaWAN stellt damit 
für Soest eine Basisinfrastruktur dar, mit dem sich neben 
den Wettermessungen noch viele weitere Anwendungsfäl-
le des Internet of Things (IoT) umsetzen lassen, die auf die 
Smart-City-Ziele der Stadt einzahlen. 

Ausblick: Integration in die städtischen  
Planungsprozesse
Dadurch, dass im Projekt die Datenqualität kostengünstiger 
Sensoren durch KI gesteigert werden kann, ist prinzipiell der 
Weg frei für eine flächendeckende Nutzung solcher IoT-Gerä-
te im Bereich der Klimaanpassung. Die regionale Datenplatt-
form spielt für die weitere Entwicklung der BürgerWOLKE 
eine entscheidende Rolle als Drehscheibe für die Sensorda-
ten. Über diese können auch Daten aus anderen Kommunen 
als Vergleichs- oder Trainingsdaten geteilt werden.

Entscheidend ist vor allem, dass mit dem Forschungsvor-
haben gezeigt werden konnte, dass ein dichtes Messnetz 
für Stadtklimadaten große Potenziale für ein Umweltmo-
nitoring und die kommunalen Planungsprozesse bietet. In 
der Weiterentwicklung der BürgerWOLKE als Teil der re-
gionalen Datenplattform wird es also auch darum gehen, 
die Daten bei der Etablierung von Klimaanpassungs- und 
Baumaßnahmen einzusetzen, um beispielsweise zu über-
prüfen, ob Fassadenbegrünungen erhoffte Kühlungseffekte 
erzielen oder ob Frischluftschneisen anzupassen sind.  

Robin Eisbach 
Geschäftsführer mendigital GmbH – Mendens 
kommunales Digital Joint-Venture

Stephan Siegert 
Projektkoordination Klimaneutrale Smart City 
Soest 2030 – Modellprojekt 5 für Südwest-
falen

Jürgen Treptow 
Datenmanagement und Kommunalstatistik, 
Stadt Soest

Leonie Bitting 
Projektbüro Digitale Modellkommune,  
Stadt Soest

Yvonne Kaiser 
Projektbüro Digitale Modellkommune,  
Stadt Soest



28 vhw FWS 1 / Januar–Februar 2023

Kommunikation
Karlsruhe barrierefrei

Abb. 1:  Kriterien zur Beschreibung der Barrierefreiheit eines Ortes

In Deutschland gelten knapp 10 Prozent der Bevölkerung 
als schwerbehindert (Statistisches Bundesamt 2020) und 
stoßen im öffentlichen Leben leider auch in der heutigen 
Zeit immer wieder auf große Hindernisse: „Defekte Aufzüge 
oder Stufen ohne Rollstuhlrampe im Eingangsbereich von 
Gebäuden – all das kann im Alltag für Menschen mit Mobili-
tätseinschränkungen unüberwindbare Hürden darstellen“, 
sagt Ulrike Wernert, Kommunale Behindertenbeauftragte 
der Stadt Karlsruhe. Damit sich behinderte Menschen über 
die Barrierefreiheit des Ortes schon vor ihrem Besuch in-
formieren können, hat die Stadtverwaltung bereits im Jahr 
2015 begonnen, barrierefreie Informationen zu öffentlichen 
Einrichtungen aufzunehmen und über eine interaktive Kar-
tenanwendung im Internet bereitzustellen. Hierüber kön-
nen diese und viele weitere Fragen beantwortet werden: 

	■ Wie rollstuhlgerecht ist der Ort?

	■ Ist der Eingang stufenlos zugänglich, oder gibt es eine 
Rampe?

	■ Wie breit ist die Eingangstür, und geht sie automatisch 
auf?

	■ Gibt es einen Aufzug, und welche Maße hat er?

	■ Ist Unterstützung für blinde, seh- oder höreingeschränk-
te Menschen vorhanden?

	■ An wen kann ich mich wenden, wenn ich vor Ort Hilfe be-
nötige?

	■ Gibt es Behindertentoiletten im Gebäude?

	■ Sind Behindertenparkplätze und öffentliche Verkehrs-
mittel in der Nähe?

Aufwendige Datenerfassung
Diese Informationen wurden ab dem Jahr 2015 erstmalig 
bei Vor-Ort-Begehungen von der Vermessungsabteilung 
des Liegenschaftsamts der Stadt Karlsruhe aufgenommen. 
Weil die Daten durch Ausfüllen von Papierfragebögen zu-
nächst analog vorlagen, konnten sie erst nach mehreren, 
zum Teil manuellen Verarbeitungsschritten durch die Ab-
teilung Geoinformation digital aufbereitet und damit für das 
Internet nutzbar gemacht werden. Die Vor-Ort-Aufnahmen 
und der Prozess zur Datenverarbeitung waren sehr auf-
wendig und konnten aus Zeit- und Kostengründen nicht re-
gelmäßig durchgeführt werden. Mittlerweile liegt die letzte 
Datenaktualisierung mehrere Jahre zurück, und durch die 
Tatsache, dass sich Gebäude oder Standorte im Laufe der 
Zeit verändern, sind die in der Anwendung abrufbaren In-
formationen zur Barrierefreiheit zunehmend veraltet und 
nicht mehr verlässlich. Ein dringliches Anliegen ist es da-
her, die Daten auf den neuesten Stand zu bringen und eine 
effizientere Lösung zu finden, um die Datenaktualität auch 
zukünftig zu gewährleisten. 

Zusammenarbeit mit Sozialhelden Berlin e. V.
Im Jahr 2020 entstand eine Zusammenarbeit zwischen der 
Stadt Karlsruhe und den Sozialhelden Berlin, einem ehren-
amtlichen Verein, der sich aktiv um das Thema Barrierefrei-
heit und Inklusion in Deutschland bemüht. Der Gründer des 
Vereins und bekannte Aktivist Raùl Krauthausen hat unter 

Ob Bürgerbüro, Restaurantbesuch oder Sporthalle – viele Menschen besuchen täglich öffentliche Orte und öffentlich 
zugängliche Gebäude. Auf einen barrierefreien Zugang sind insbesondere Besuchende mit Seh-, Hör- oder Mobili-
tätseinschränkungen angewiesen. Gleiches gilt für Menschen mit eingeschränkter Beweglichkeit, weil sie zum Bei-
spiel mit Rollator oder Kinderwagen unterwegs sind. Um die Teilhabe aller Menschen am gesellschaftlichen Leben 
zu ermöglichen, gibt es verschiedene Richtlinien für die reale und digitale Welt. Die Stadt Karlsruhe leistet unter 
anderem mit dem Projekt „Karlsruhe barrierefrei“ ihren Beitrag zum Thema Barrierefreiheit.

Karlsruhe barrierefrei – der digitale 
Begleiter für Menschen mit  
Behinderung

Marcus Albert
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scheidet sich an dieser Stelle von den Orten in der Wheel-
map, denn in Karlsruhe kann es in einem Gebäude mehrere 
Ziele geben, die dem Gebäude über IDs zugeordnet sind. 
Doch wie so häufig in diesem Projekt wurde dieser Umstand 
nicht als Problem, sondern als Mehrwert betrachtet, denn 
nun konnten die Sozialhelden die komplexere Struktur und 
höhere Informationsdichte der Karlsruher Daten nutzen, 
um den A11yJSON-Standard mit neuen Objekten zu ergän-
zen und damit weiterzuentwickeln.

Nachdem es gelungen war, die Karlsruher Daten in eine 
geeignete Form zu überführen, wurden sie in die Daten-
bank der Sozialhelden (accessibility.cloud) importiert. Dort 
können sie zukünftig aktualisiert und fortgeführt sowie je-
derzeit über eine Schnittstelle heruntergeladen werden. 
Gleichzeitig stehen sie in der Wheelmap einer weltweiten 
Community zur Verfügung. Um die detaillierten Informatio-
nen dort anzeigen zu können, wurde die Benutzeroberflä-
che so erweitert, dass analog zur Anwendung von Karlsruhe 
barrierefrei zunächst ein Gebäude ausgewählt werden kann 
und im nächsten Schritt die Ziele, die sich in diesem Ge-
bäude befinden.

Entwicklung eines digitalen Fragebogens
Durch die Konvertierung in A11yJSON ist das Problem mit 
den veralteten Daten noch nicht gelöst. Im nächsten Schritt 
musste also eine Möglichkeit gefunden werden, um die 
Daten auf einen aktuellen Stand zu bringen. Zur Aufnahme 
und Aktualisierung von Orten werden bei der Wheelmap be-
reits digitale Fragebögen (Surveys) genutzt, und damit wäre 
es möglich, auch die Karlsruher Daten aufzunehmen und 
fortzuführen. Bei der Analyse der bestehenden Surveys hat 
sich jedoch herausgestellt, dass diese den Anforderungen 
nicht genügen und ein neuer Fragebogen entwickelt wer-
den muss. Mit diesem soll die getrennte Aufnahme von Ge-
bäuden, Zielen, Aufzügen und Behindertentoiletten möglich 
sein und außerdem folgende Dinge umgesetzt werden, um 
die größtmögliche Benutzerfreundlichkeit zu erreichen:

	■ Durch Responsive Webdesign soll sich die Benutzerober-
fläche automatisch an die Größe des Displays anpassen, 
sodass der Survey sowohl auf Desktop- als auch Mobil-
geräten verwendet werden kann.

	■ Bei der Verortung soll OpenStreetMap als Kartengrund-
lage eingesetzt werden. Dies ermöglicht nicht nur die 
Ermittlung der Koordinaten, also die exakte geografi-
sche Lage des Standorts, sondern es können zusätzlich 
weitere Daten aus OpenStreetMap abgefragt werden, wie 
zum Beispiel Adresse, Postleitzahl, Ort oder Stadtteil, die 
automatisch in die entsprechenden Felder des Surveys 
eingetragen werden. Das erspart manuelle Texteinga-
ben, die gerade auf Mobilgeräten etwas lästig sein und 
zu Tippfehlern führen können.

anderem die Wheelmap erfunden, eine weltweite Karte, 
mit der Orte aus OpenStreetMap von der Community auf 
Rollstuhltauglichkeit bewertet werden und Informationen 
zur Barrierefreiheit hinterlegt werden können. Ein weite-
res Projekt der Sozialhelden ist die Vereinheitlichung von 
barrierefreien Informationen im Internet. Hierfür haben sie 
den Standard A11yJSON (A11y = accessibility, JSON = Datei-
format) entwickelt, über den barrierefreie Informationen 
in einer vordefinierten Objektstruktur abgespeichert wer-
den können. Die Orte in der Wheelmap basieren bereits auf 
A11yJSON, und so waren sich die Projektpartner nach kon-
struktiven Gesprächen schnell einig, dass der größte Mehr-
wert darin besteht, die Karlsruher Daten in dieses stan-
dardisierte Format zu überführen. Dadurch ist es zukünftig 
möglich, Orte mit barrierefreien Informationen über digitale 
Fragebögen der Sozialhelden in der angesprochenen Struk-
tur aufzunehmen und darüber hinaus automatisch in der 
Wheelmap anzuzeigen. 

Abb. 2: Auszug aus dem A11yJSON-Code

Aufbereitung der Karlsruher Daten
Zunächst musste die objektbasierte A11yJSON-Struktur 
mit den Karlsruher Daten abgeglichen werden, die bislang 
in einer Access-Datenbank, also in Tabellenform, abgelegt 
waren. Bei diesem Abgleich wurden die Attribute aus den 
Tabellen den A11yJSON-Objekten zugeordnet, damit die 
Werte und Maßangaben an der richtigen Stelle eingefügt 
werden. Eine Herausforderung bestand darin, die Daten in 
einer geeigneten Struktur abzubilden, ohne Informationen 
zu verlieren. Das Grundprinzip der Karlsruher Daten unter-
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Abb. 3: Azubis der Stadt Karlsruhe bei der Aufnahme von barrierefreien In-
formationen in einer behindertengerechten Toilette

Beteiligung der Öffentlichkeit
Die Aufnahme der Daten soll zukünftig nicht nur durch 
städtische Beschäftigte, sondern auch durch Beteiligung 
der Öffentlichkeit stattfinden. Ziel ist es, möglichst viele 
freiwillige Helferinnen und Helfer zu gewinnen, um neue 
Orte aufzunehmen und gleichzeitig in der Bevölkerung 
das Bewusstsein für Barrierefreiheit zu steigern. Um dies 
zu erreichen, haben die Sozialhelden bereits positive Er-
fahrungen mit sogenannten Mapping Events gemacht, bei 
denen sich interessierte Bürgerinnen und Bürger zu einem 
bestimmten Termin an einem öffentlichen Ort oder bei ei-
nem Online-Meeting für eine kleine Schulung treffen und 
anschließend in einem Stadtviertel oder der eigenen Nach-
barschaft neue Orte aufnehmen. Auf diese Weise entstehen 
in kurzer Zeit viele neue Datensätze. Deshalb sollen solche 
Mapping Events ab dem nächsten Jahr auch in Karlsruhe 
stattfinden, um die Qualität und Quantität der Daten weiter 
zu verbessern.

Neue Web App für Karlsruhe
Trotz der Verfügbarkeit der Daten in der Wheelmap wird 
Karlsruhe barrierefrei parallel als eigene Anwendung spe-
ziell für die Stadt Karlsruhe bestehen bleiben. Im Zuge 
dieses Projekts wurde die Web App mit verbesserter Be-
nutzerfreundlichkeit auf Mobilgeräten und Screenreader-
Tauglichkeit für blinde Menschen neu aufgebaut. An dieser 
Stelle hat die Stadt Karlsruhe wertvolle Unterstützung durch 
den Badischen Blinden- und Sehbehindertenverein (BBSV) 
erhalten, dessen ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter die Anwendung mit Screenreadern analysiert und 
auf Probleme aufmerksam gemacht haben. Diese wurden 
an die Herstellerfirma der Software gemeldet, in der Hoff-
nung, nach einem der kommenden Updates eine vollständig 
screenreadertaugliche Anwendung anbieten zu können.

Weil gerade Karteninformationen für Screenreader schlecht 
oder gar nicht auslesbar sind, ist beim Öffnen der Anwen-

	■ Auch bei der Auswahl von Kategorien soll OpenStreet-
Map eingesetzt werden, um den aufgenommenen Orten 
Kategorien zuzuordnen. Dadurch kann in der Wheelmap 
das passende Symbol bei der Darstellung des Ortes ver-
wendet werden.

	■ Die Reihenfolge der Fragen soll eine intelligente Logik 
verfolgen und bestimmte Fragenkomplexe nur dann er-
scheinen, wenn gewisse Bedingungen bei der Auswahl 
von vorherigen Fragen erfüllt sind. Beispielsweise sollen 
die Eigenschaften von einer Treppe nur dann abgefragt 
werden, wenn der Zugang nicht stufenlos ist.

	■ Damit der Fragebogen auch ohne Fachwissen sinn-
voll ausgefüllt werden kann, sollen die bis zu 90 Fragen 
durch Hinweistexte verständlich erklärt werden.

Grundsätzlich wurde darauf geachtet, dass der Survey nicht 
nur für die Stadt Karlsruhe entwickelt wird, sondern im 
Sinne des Open-Source-Gedankens zukünftig von der ge-
samten Community oder anderen Städten und Institutionen 
genutzt werden kann. Außerdem ist geplant, eine konden-
sierte Form des Surveys bei der standardmäßigen Aufnah-
me von Wheelmap-Orten einzusetzen. In dieser Hinsicht 
wird einmal mehr der große Mehrwert dieser Zusammen-
arbeit für alle Beteiligten deutlich.

Testphase des Surveys
Um technische Probleme, Software- oder Logikfehler auf-
zudecken, musste der Survey ausgiebig getestet werden. 
Dabei wurden zunächst mithilfe der städtischen Projektbe-
teiligten alle Ortstypen im Karlsruher Rathaus aufgenom-
men und die Schwierigkeiten notiert. Außerdem wurde nach 
dem Absenden des Surveys analysiert, ob die Daten in der 
korrekten Struktur abgespeichert worden sind und die Orte 
richtig miteinander verknüpft werden können. 

Nach notwendigen Anpassungen und Bugfixes erfolgte 
einige Wochen später der Startschuss für die endgülti-
ge Aufnahme von Orten, zunächst noch durch städtische 
Mitarbeiter, aber im Anschluss durch Azubis des Liegen-
schaftsamts, die an verschiedenen Orten in Karlsruhe, 
zum Beispiel in mehreren Rathausgebäuden oder den U-
Haltestellen barrierefreie Informationen aufgenommen 
haben. So konnten in den letzten Monaten nicht nur wei-
tere Erfahrungen von verschiedenen Personen gesammelt 
werden, die in die Optimierung des Surveys eingeflossen 
sind, sondern es wurden insgesamt mehr als 50 neue Orte 
aufgenommen, die nun die veralteten Karlsruher Daten 
ersetzen.

Ein weiterer schöner Nebeneffekt ist, dass auch der Fokus 
von nichtbehinderten Menschen mehr auf dieses Thema ge-
lenkt wird, so meinten zwei Azubis nach der Datenaufnahme 
einstimmig: „Wir achten mehr auf das Thema Barrierefrei-
heit, wenn wir in öffentlichen Gebäuden unterwegs sind.“
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Außerdem kann auf der Kartenseite nach 
Adressen gesucht oder die eigene Position 
per GPS ermittelt werden, und es stehen 
verschiedene Hintergrundkarten zur Ver-
fügung, unter anderem die aktuellen Luft-
bilder oder eine kontrastverstärkte Karte 
für seheingeschränkte Menschen. Die neue 
Anwendung soll im Jahr 2023 veröffentlicht 
werden und bildet einen weiteren großen 
Meilenstein des Projekts. 

Fazit und Ausblick
In den letzten zwei Jahren haben sehr vie-
le spannende Entwicklungen im Rahmen 
dieses Projekts stattgefunden, die zukünf-
tig einen wertvollen Beitrag für Menschen 
mit Behinderung leisten können – und das 
nicht nur in Karlsruhe, sondern bestenfalls 

auf der ganzen Welt. Die Kriterien für Barrierefreiheit sind 
überall ähnlich, und durch die Verwendung des standardi-
sierten A11yJSON-Formats sowie der Nutzung von Open-
StreetMap als Kartengrundlage kann der Survey weltweit 
verwendet werden. Dafür müssten lediglich die Fragen des 
Surveys in die verschiedenen Sprachen übersetzt werden. 
Aus diesem Grund und vielen weiteren in diesem Beitrag 
beschriebenen Aspekten war es eine rundum gelungene 
Zusammenarbeit zwischen den Sozialhelden Berlin und 
der Stadt Karlsruhe für ein gemeinsames Ziel: Menschen 
mit Behinderung den Alltag zu erleichtern

Quellen und Links: 
Statistisches Bundesamt: https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-
Umwelt/Gesundheit/Behinderte-Menschen/_inhalt.html

Wheelmap: https://wheelmap.org/

Sozialhelden Berlin: https://sozialhelden.de/

Karlsruhe barrierefrei: www.karlsruhe.de/barrierefrei 

Karlsruhe barrierefrei – neue Anwendung: https://geoportal.karlsruhe.de/
karlsruhe_barrierefrei_exp

dung eine Listenseite aktiv. Über Kategoriefilter und Such-
funktion können Orte gefunden und die Detailinformationen 
angezeigt werden. Ergänzend gibt es eine kleine Karte, die 
bei der Auswahl auf den entsprechenden Ort zoomt.

Inhaltlich können jetzt noch mehr barrierefreie Informa-
tionen und – falls vorhanden – die Fotos von Eingangsbe-
reichen und Aufzügen abgerufen werden. Außerdem sind 
in der Karte die Positionen der Eingänge und Aufzüge des 
Gebäudes dargestellt, und es ist auch geplant, Live-Infor-
mationen zum Status der Aufzüge einzubinden, sodass man 
direkt in der Anwendung herausfinden kann, ob der Aufzug 
in Betrieb ist und beim Besuch des Ortes genutzt werden 
kann.

Alternativ zur Listenseite gibt es auch weiterhin eine Kar-
tenseite, bei der neueste Kartentechnologie, wie zum Bei-
spiel das Clustering (Zusammenfassung von Orten), zum 
Einsatz kommt. Dadurch wird das Kartenbild übersicht-
licher, wenn sich viele Orte in einem räumlichen Bereich 
befinden. Durch Klick auf die Cluster oder einzelnen Orte 
können hier ebenfalls Detailinformationen in einem Popup-
Fenster abgerufen werden.

Neben den barrierefreien Orten wird die Karte ergänzt 
durch Hunderte interessante Orte (POIs – Points of Inter-
est) aus dem Stadtplan für Menschen mit Behinderungen 
mit Themen wie Behindertenparkplätze, Haltestellen mit 
Angaben zur Barrierefreiheit, Blindenampeln und vielen 
mehr. Bei den Behindertenparkplätzen ist wie bei den Auf-
zügen geplant, Live-Daten einzubinden, um in Echtzeit zu 
informieren, ob der Parkplatz frei oder belegt ist. Hierfür 
sollen die Parkplätze in der Stadt mit Sensoren ausgestat-
tet werden, die regelmäßig Daten senden, die wiederum für 
die Anzeige in der Anwendung aufbereitet werden.

Dipl.-Ing. (FH) Marcus Albert 
Liegenschaftsamt, Abteilung Geoinformation, 
GIS-Entwicklung, Stadt Karlsruhe 

Abb. 4: Neue Web App mit Anzeige der Detailinformationen zum Bürgersaal
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Das Projekt Berlin TXL
Modellquartier, Innovationsort …

Mit der Schließung des Flughafens Tegel erhielt Berlin die 
besondere Chance, auf dem riesigen Areal mit fast 500 
Hektar einen neuen Stadtteil zu entwickeln. Das gesamte 
Areal soll Vorbild werden für einen nachhaltigen Einsatz 
von Ressourcen, für eine menschenzentrierte Planung und 
als Modellquartier für nachhaltige urbane Innovation. Die 
Vision zielt auf eine nachhaltige und soziale Stadt, die mög-
lichst naturnah und respektvoll im Umgang mit Ressourcen 
und gleichzeitig hochmodern und innovativ sein soll. Mit 
der Entwicklung dieses großen Stadtentwicklungsprojekts 
Berlin TXL1 ist die landeseigene Tegel Projekt GmbH beauf-
tragt, die ab 2021 mit den ersten Maßnahmen auf dem Ge-
lände begann. 

Rund um das Flughafengebäude entsteht die Urban Tech 
Republic, ein Innovations-Campus für urbane Technolo-
gien. Neben Forschung und Wissenschaft – so wird etwa die 
Berliner Hochschule für Technik (BHT) mit etwa 2500 Stu-
dierenden in das Terminal A einziehen – werden sich dort 
Industrie und Gewerbe ansiedeln und gemeinsam an den 
Lösungen für die Städte von morgen forschen sowie diese 
mit Start-ups und Investoren entwickeln und produzieren. 
Dabei entsteht Platz für bis zu 1000 große und kleinere Un-
ternehmen mit 20.000 Arbeitsplätzen.

An den Kurt-Schumacher-Platz angrenzend, entsteht im 
Osten des Projektgebiets das Schumacher Quartier. Auf 
seinen 46 Hektar sollen mehr als 5000 Wohnungen sowie 
Kitas, Schulen, Läden und viel Grün entstehen. Lösungen 
für ökologisches Bauen, klimaneutrale Energieversorgung 
oder den sensiblen Umgang mit Wasser werden hier eben-
so umgesetzt wie neue Konzepte autoarmer Mobilität oder 
mehr Biodiversität. Für bezahlbares Wohnen bauen hier 
ausschließlich gemeinwohlorientierte Player.

Der weitläufige Landschaftsraum, die Tegeler Stadtheide, 
ist verbindendes Element zwischen Stadt und Natur und 
komplettiert das zukunftsweisende Konzept von Berlin TXL. 
Die von der landeseigenen Grün Berlin GmbH qualifizierte 
Stadtheide verfügt künftig über ökologische Qualitäten und 

1	 https://berlintxl.de

wirkt als wichtiger Baustein der nachhaltigen Stadtent-
wicklung. Aktuell laufende Maßnahmen, wie etwa Kampf-
mittelräumung und die Entwicklung der technischen Infra-
strukturen, werden ergänzt durch eine breite Nutzung des 
Geländes durch verschiedene Akteure, zum Beispiel aus 
dem Bereich des autonomen Fahrens oder Events, wie dem 
Green Tech Festival.

… und ambitioniertes Smart-City-Projekt

Berlin TXL ist als eines der größten europäischen Smart-Ci-
ty-Projekte, das mithilfe vernetzter digitaler Infrastrukturen 
den Stadtteil zukunftssicher, das heißt ökologisch nachhal-
tig, lebenswerter und innovativ gestalten soll und dabei als 
ein Vorreiter auf dem Weg zu einer Smart City Berlin fun-
giert. 

Strategische Ebene – der FUTR HUB
Für die Entwicklung der digitalen Infrastruktur und das 
Management der urbanen Daten wurde als Organisations-
einheit das Kompetenzzentrum für urbane Daten, der FUTR 
HUB2, aufgesetzt. Auftrag ist es, ein sicheres und perfor-
mantes Umfeld zu schaffen, in dem Daten zum Nutzen der 
Gesellschaft zwischen Sektoren und Partnern von Berlin 
TXL, aber auch darüber hinaus, ausgetauscht, analysiert, 
interpretiert und in Anwendung gebracht werden. Um dem 
Anspruch an ein zukunftsfähiges Quartier gerecht zu wer-
den und frühzeitig die relevanten Entscheidungen zu tref-
fen, hat das Land Berlin, vertreten durch die Tegel Projekt 
GmbH, an der Erarbeitung der Smart City DIN SPEC 91397 
„Leitfaden für die Implementierung von digitalen Systemen 
des Quartiersmanagements“ mitgewirkt.3 Diese legt „An-
forderungen an die digitalen Systeme des Quartiersma-
nagement fest“ und dient als Leitfaden für eine zeitgemäße 
Implementierung solcher Systeme. 

Ergänzend hierzu wurde für den FUTR HUB eine Datenstra-
tegie4 erstellt, die strategische Ziele, Verantwortlichkeiten, 
Prozesse und Rollen im Umgang mit Daten – sowohl auf 

2	 https://urbantechrepublic.de/futr-hub/

3	 https://www.din.de/de/forschung-und-innovation/aktuelles/veroeffentli-
chung-der-smart-city-din-spec-91397-leitfaden-fuer-die-implementie-
rung-von-digitalen-systemen-des-quartiersmanagements--859246

4	 https://de.calameo.com/read/003111578f04ed15963bb?page=1

Auf dem Gelände des ehemaligen Flughafens Tegel soll ein neuer Stadtteil für Berlin entstehen, der ein Modell-
quartier für nachhaltige urbane Innovation ist und als eines der ambitioniertesten Smart-City-Projekte Europas gilt. 
Digitalisierung und urbanes Datenmanagement sind daher elementare Bausteine bei Planung, Bau und Betrieb. Der 
vorliegende Beitrag zeigt auf, wie urbanes Datenmanagement in Berlin TXL erfolgt und welche strategischen und 
systemtechnischen Voraussetzungen geschaffen wurden. 

Urbanes Datenmanagement in Berlin TXL
Stefan Höffken
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Die Bandbreite der Datenquellen, die auf diese Weise in 
Berlin TXL in Wert gesetzt werden können, ist enorm. Ob 
beim Planen und Bauen, dem Betrieb des Quartiers, beim 
Smart Metering, bei Abrechnungsvorgängen oder dem Mo-
nitoring der Umwelt, viele Prozesse im Quartier lassen sich 
heute digital abbilden – basierend auf Echtzeit-, Sensor-, 
Raster-, Geo- oder anderen Datenarten. All diese Daten 
sollen auf der Datenplattform zueinander in Bezug gesetzt 
und – mit klaren Nutzungskriterien – für die Weiterverwen-
dung bereitgestellt werden. Die Bereitstellung der Daten-
plattform erfolgt vollständig nach dem Grundsatz „Infra-
structure as Code“. Die Datenplattform wird cloudbasiert, 
modular und bedarfsorientiert nach dem Prinzip von „Pub-
lic Money, Public Code“ entwickelt. Der Source-Code steht 
dementsprechend unter der EUPL-Open-Source-Lizenz für 
die Nachnutzung durch andere Kommunen auf Gitlab zur 
Verfügung.5 

Geodaten werden über das eigene Geoportal6 bereitge-
stellt, das fester Bestandteil der Plattformentwicklung ist 
und auf dem Masterportal – dem gemeinschaftlich entwi-
ckelten Open-Source-Geoportal – basiert. Neben vielerlei 
Fachdaten werden hier auch die eigenen Drohnenbilder 
den Fachkollegen zugänglich gemacht. Weil für Berlin TXL 
die zunehmend anwachsenden Inhalte verschiedenen Ziel-
gruppen zugänglich gemacht werden sollten, zum Beispiel 
in Form eines öffentlich zugänglichen Portals oder ziel-
gruppenspezifischen Layeransichten (abhängig von der je-
weiligen Funktion der Person), wurde das Masterportal wei-
terentwickelt und eine Nutzerverwaltung im Masterportal 
integriert. Nun können rollenabhängig Dienste und Layer 
dargestellt werden. Die Entwicklungen flossen an das Mas-
terportal zurück und können nun, ganz im Sinne des Com-
munity-Gedankens der Implementierungspartnerschaft, 
von allen Nutzenden verwendet werden. 

Urbanes Datenmanagement in BTXL
Das Potenzial urbaner Daten 

Urbane Daten sind wichtiger Innovations- und Produktions-
faktor in der Stadt. Mit ihnen lassen sich Effizienz- und 
Nachhaltigkeitspotenziale besser erschließen: sei es, eine 
effiziente Auslastung von Stromnetzen, die Energieein-
sparung durch vernetzte Sensorik, ressourcenschonendes 
Wassermanagement oder eine umweltschonende Mobilität. 
Sie sind die Grundlage für den Betrieb von Quartieren, für 
neue Geschäftsmodelle und neue Services für die Nutzer 
der Stadt – und können insgesamt zu einem guten urbanen 
Leben beitragen, indem sie die Möglichkeiten der Stadt zu-
gänglicher und bequemer nutzbar machen. 

5	 https://gitlab.com/berlintxl/futr-hub/platform

6	 https://geoportal.futr-hub.de/portal/

Regelungs- (Data Governance) als auch Ausführungs- (Ur-
banes Datenmanagement) und Systemebene – benennt. Zu 
den übergeordneten Zielen zählen u. a. die systematische 
Förderung datengetriebener Innovationen, Vertrauensbil-
dung für digitale Prozesse oder die werteschaffende Daten-
monetarisierung. Ziel des Dokuments ist es, den Weg zur 
Datenexzellenz aufzuzeigen, um so in Zukunft digitale An-
wendungen auf Basis aktueller, korrekter und nichtredun-
danter Daten zu schaffen sowie zugleich ein Höchstmaß an 
Datensicherheit und Datenschutz zu gewährleisten.

Die Datenplattform als Enabler
Um diese hochgesteckten Ziele zu erreichen, ist eine zen-
trale Infrastruktur notwendig, die als Enabler die Verknüp-
fung, Nutzung und In-Wert-Setzung der Daten ermöglicht. 
Dies ist für Berlin TXL die Datenplattform des FUTR HUB, 
die als interoperable Datendrehscheibe dient: einerseits 
Berlin TXL-intern durch die Vernetzung der eigenen Sys-
temlandschaft (z. B. von Geodateninfrastruktur, CAFM, BIM-
Cloud etc.), andererseits auch nach außen mit Partnern und 
Akteuren auf dem Gelände sowie dem Land Berlin selbst. 
Unter dem Motto „Urbane Daten für alle einfach nutzbar 
machen“ wird die urbane Datenplattform perspektivisch 
der zentrale Ort für alle Daten im Quartier. 

Abb. 1: Darstellung der Datenplattform in Berlin TXL und mögliche Use Cases

Kommunikation
Urbanes Datenmanagement in Berlin TXL
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gel“ erhalten. Im Mittelpunkt 
können perspektivisch die Ver-
mittlung von Aufbau, Funktion 
und Mehrwerte technischer 
Systeme in Berlin TXL sowie 
die Visualisierung von Daten 
und Prozessen stehen. So kön-
nen die räumliche Entwick-
lung oder Energieflüsse und 
Mobilitätsmuster sichtbar ge-
macht und aufgezeigt werden. 
Ergänzend zu den Visualisie-
rungsmöglichkeiten soll der 
Touchtable auch als Arbeitstool 
für Besprechungen oder Va-
riantendiskussionen dienen – 
ganz im Sinne eines „digitalen 
Lagerfeuers“, um das sich die 
Nutzer gesellen. 

Ausblick
Datenintegration und Use Cases

Nach der erfolgreichen Umsetzung der grundlegenden In- 
frastruktur und deren weitergehende Vernetzung in die Sys-
temlandschaft von Berlin TXL stehen nun die Umsetzung 
weiterer Use Cases (z. B. smartes Regenwassermanage-
ment, Flächenmonitoring oder innovative Straßenbeleuch-
tung) und Integration weiterer Datensätze an – gerade auch 
aus dem Stakeholderprozess der Entwicklungspartner-
schaft.8 Dazu gehören die weitere Aufbereitung intern vor-
liegender Vermessungs- und Geodaten, die Einbindung von 
externen Fachdaten sowie Sensordaten aus dem Energie-
bereich.  

Replikation der Codebasis für den Data Hub Berlin

Zudem steht die Skalierung der Datenplattform auf das 
Land Berlin in Aussicht. Die Infrastruktur aus Berlin TXL 
wird nun für einen funktionalen Prototypen des Date Hub 
Berlin genutzt und damit das Prinzip der Replizierbarkeit 
von Open Source umgesetzt. So kann eine gemeinsame, von 
mehreren Akteuren getragene Entwicklung von digitalen In-
frastrukturen vorangetrieben werden. 

8	 https://urbantechrepublic.de/futr-hub/
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Beispielhafte Anwendungen

Das Geoportal fungiert als zentrale Visualisierungsebene 
für Geodaten für Tegel Projekt und auch zunehmend als 
Dienstleister. So werden neben einer Vielzahl an firmen-
eigenen, planungs- und umsetzungsbezogenen Geodaten 
ergänzend Vermessungsdaten, Sensordaten, Fachdaten 
aus dem FIS-Broker sowie Luftbilder aus eigenen Drohnen-
Befliegungen7 eingebunden und präsentiert. Über system-
eigene Frontends (z. B. Dashboards, Geoportale) können die 
Daten ebenfalls zugänglich gemacht und visualisiert wer-
den. Neben Wetter- und Umweltdaten sind dies beispiels-
weise auch Sensoren zur CO2-Belastung in der Kantine 
von Berlin TXL. Diese wurden im Rahmen des Pilotprojekts 
COMo (CO2-Monitoring) der Technologie Stiftung Berlin an-
gebracht, um „gemeinsam mit Betreiber:innen von öffent-
lich zugänglichen Innenräumen […] die Qualität der Raum-
luft zu verbessern“. Im weiteren Projektverlauf werden u. a. 
Energiedaten, Grundwassermessungen und weitere Daten 
hinzukommen. Die Bereitstellung erfolgt via Schnittstellen 
(APIs), Dienste und als Open Data über das Open-Data-
Portal Berlin. Weil eine Vielzahl von Daten noch als intern 
klassifiziert ist und der Fokus aktuell primär auf internen 
Anwendungen und Datensätzen liegt, werden öffentlich 
sichtbare Dashboards und Datenvisualisierungen schritt-
weise umgesetzt. 

Eine öffentlich sichtbare Anwendung der Daten soll bei-
spielweise auf dem interaktiven Touchtable im InfoCenter 
erfolgen. Dies ist der Ort, an dem „alle Interessierten viel-
fältige und spannende Einblicke in den Planungskosmos 
und die Entwicklungen rund um die Nachnutzungsprojekte 
auf dem Gelände des ehemaligen Flughafens Berlin-Te-

7	 Vgl. hierzu den Beitrag von Thomas Gudera und Christian Martens in diesem 
Heft

Dr.-Ing.  Stefan Höffken 
Leiter Digitalisierung, Tegel Projekt GmbH, 
Berlin

Abb. 2: Dashboard der CO2-Sensoren 
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Vom Flughafen Tegel zum innovativen  
Modellstandort
So auch bei einem der größten Stadtentwicklungsprojekte 
Europas: der Konversion des ehemaligen Flughafens Ber-
lin-Tegel zu einem Experimentierfeld der Stadt von morgen. 
Auf dem 500 Hektar großen Areal entstehen in den nächs-
ten Jahren ein Forschungs- und Industriepark für urbane 
Technologien: Berlin TXL – The Urban Tech Republic und ein 
smartes sowie sozial-ökologisches Wohnviertel – das Schu-
macher Quartier, zudem ein neues Landschafts- und Natur-
schutzgebiet – die Tegeler Stadtheide. Mit der Entwicklung 
und dem Management der Urban Tech Republic und des 
Schumacher Quartiers ist im Auftrag das Landes Berlin die 
Tegel Projekt GmbH betraut. Die Übernahme des einstigen 
Airportgeländes fand im August 2021 statt.

Drohnen als leistungsstarke  
Arbeitswerkzeuge
Unser 67-köpfiges Team der Tegel Projekt GmbH befasst 
sich unter anderem mit den Planungen für den Hochbau 
sowie die technische, energetische und verkehrliche Infra-
struktur, mit der Steuerung der baulichen Umsetzung und 
mit dem Betrieb der bestehenden und neuen Gebäude und 
Anlagen. Diese Aufgaben und Prozesse sollen von Beginn an 
durch Drohnentechnologie, hochauflösende Fotos sowie La-
ser-Scanning-Daten (LiDAR) unterstützt werden. Vor allem 
die schnelle, genaue und vergleichsweise kostengünstige 
Erhebung von räumlichen Daten steht im Mittelpunkt des 
Interesses. Darüber hinaus werten wir die so gewonnenen 
Daten umfassend für die oben genannten Zwecke aus. Neben 
der klassischen Photogrammetrie wollen wir moderne Me-

Unbemannte Luftfahrzeuge – umgangssprachlich auch „Drohnen” genannt – halten immer stärker Einzug in For-
schung, Industrie und das tägliche Leben. Sie bieten oft vollkommen neue Möglichkeiten, Fernerkundungsdaten in 
sehr hoher Qualität zeitlich und räumlich flexibel zu erheben. Die am Markt verfügbaren Systeme werden immer 
leistungsfähiger, benutzerfreundlicher und kostengünstiger, sodass in der Folge drohnengestützte Technologien, 
Anwendungen und Analysen häufiger nachgefragt und in der Praxis angewandt werden. So sind Drohnen beim Pla-
nen, Bauen und Betreiben von Immobilien längst keine Ausnahme mehr. Vielmehr gewinnt ihre Technologie bei der 
Digitalisierung im gesamten Gebäudelebenszyklus mehr und mehr an Bedeutung.

Der Einsatz von Drohnen beim  
Großprojekt Berlin TXL

Thomas Gudera, Christian Martens

Abb. 1: Drohne auf dem Vorfeld des Towers (Fotos: Tegel Projekt GmbH)
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fassende Nutzung von 3D-Daten können beispielsweise die 
Abtrags- und Auftragsvolumina weitaus sicherer und wirt-
schaftlicher dokumentiert werden als mit herkömmlichen 
Methoden. Die gewonnenen Daten unterstützen zudem die 
Landschaftsplanung im Bereich der Tegeler Stadtheide – ei-
nem wesentlichen Bestandteil der Projektentwicklung. Hier 
können wir aus den Daten Isohypsen mit einem beliebigen 
beziehungsweise erforderlichen Abstand generieren, um so 
für die Planung umfassende Erkenntnisse zu gewinnen.

Abb. 3: Drohnenaufnahme Flughafengelände

Im Rahmen der Umbauplanungen und des späteren Be-
triebs der Gebäude werden von uns Drohnen außerdem 
genutzt, um zeitsparend und vergleichsweise günstig In-
spektionen von schwer erreichbaren Orten vorzunehmen, 
die bislang den Einsatz von Gerüsten, Seilen, Hebebühnen 
und speziell geschultem Personal voraussetzten. Die vor-
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thoden – wie zum Beispiel den Einsatz von künstlicher Intel-
ligenz in diesem Kontext – mit verschiedenen Stakeholdern 
und Partnern testen, anwenden und durch Learnings auch 
die technologische Weiterentwicklung unterstützen.

Use Cases: schnell zu präzisen Daten für Do-
kumentation, Planung und Inspektion
Unser Standardanwendungsfall ist die wöchentliche Beflie-
gung des Gesamtareals. Aus den hieraus gewonnenen Daten 
errechnen wir mittels Photogrammetrie eine 3D-Punktwol-
ke, auf deren Basis wir digitale Gelände- und Höhenmodelle 
sowie Orthofotos erstellen. Hierdurch haben wir die Mög-
lichkeit, detaillierte Luftaufnahmen des 500 Hektar großen 
Areals in kurzer Zeit und mit vergleichsweise wenig Auf-
wand zu erstellen. Die traditionelle Luftbildbefliegung wäre 
im Vergleich dazu deutlich aufwendiger und teurer. Zudem 
können wir eine hohe Aktualität aufgrund des wöchentlichen 
Befliegungsintervalls sicherstellen, die mit klassischen Be-
fliegungsmethoden wirtschaftlich nicht darstellbar wäre. Bei 
Bedarf sind wir in der Lage, auf Anforderungen der Planung 
und des Baus flexibel einzugehen. So haben wir die Möglich-
keit, detailliertere 3D-Geländemodelle oder sehr hochauflö-
sende Luftbilder von aktuellen Bauzuständen zu erzeugen.

Einen eigenen Use Case stellt die Dokumentation der aktu-
ell stattfindenden Kampfmittelräumung in drei prioritären 
Bereichen des Projektareals dar, bei der wir mit ca. 340.000 
Kubikmetern Erdaushub rechnen. Dank der Drohnenbeflie-
gungen gelingt es, schnell und regelmäßig Aussagen über 
die bewegten Erdmassen treffen zu können. Durch die um-

Abb. 2: Drohnenaufnahme Zufahrt TXL
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Abb. 5: Aufnahme des Towers mit Laser-Scanning-Daten (LiDAR)

Und auch bei der „digitalen Koservierung“ des in großen 
Teilen denkmalgeschützten Flughafens für die Nachwelt 
hat uns die Drohnentechnologie bereits unterstützt: Das 
Gelände und die Außenhüllen der Gebäude wurden vor Be-
ginn der nun anstehenden umfassenden Veränderungen 
des Gebiets digital dokumentiert und archiviert. Die ge-
wonnenen Daten ermöglichen uns, präzise 3D-Modelle zu 
generieren, die im Web geteilt werden können. Hier ein Bei-
spiel des Towers aus dem Juli 2022: https://tptxl.nira.app/a/
YrVGCXtjRzOd4R_yNvN3ng/1

Zahlreiche weitere Einsatzfelder und Verwertungsoptionen 
stehen in Aussicht. So wird Berlin TXL nicht erst mit seiner 
Fertigstellung für Innovation, Technologie und Digitalisie-
rung stehen. Bereits der Weg dorthin verspricht großartige 
Möglichkeiten, die Potenziale der Drohnentechnologie um-
fassend anwendungsorientiert zu testen und wertvolle Er-
fahrungen für Planung, Entwicklung und Betrieb auch gro-
ßer urbaner Standorte zu sammeln.

handene Technik erlaubt zudem anhand der thermischen 
Eigenschaften, den Zustand von Materialien zu erfassen. 
Eventuell vorhandene thermische Brücken, Feuchtigkeit 
und andere für Planung, Bau und Betrieb von Gebäuden 
wichtige Sachverhalte lassen sich so zeitsparend feststel-
len und im Anschluss geeignete Maßnahmen daraus ab-
leiten. Mithilfe regelmäßig erhobener Daten sind wir in der 
Lage, den Projektfortschritt als Ganzes aufzuzeichnen und 
zu visualisieren. Standardisierte Flugrouten und die hohe 
Genauigkeit der RTK-Technologie1 ermöglichen uns, das 
Areal nahezu identisch aufzunehmen und umfassende Vor-
her-Nachher-Vergleiche anzustellen.

Abb. 4: Kampfmittelräumung – Höhenlinien

Vielfältige Anwendungs- und  
Entwicklungspotenziale
Wir stehen in engem Austausch mit zahlreichen Stakehol-
dern und Partnern – nicht nur, um ihnen hochauflösende 
3D-Modelle für Planung, Bau oder Vertrieb zur Verfügung 
zu stellen, sondern auch, um die vorhandenen technischen 
Potenziale in weitere Anwendungen und neue Einsatzfelder 
zu überführen.

Die Tegel Projekt GmbH arbeitet auf diesem Gebiet eng 
mit dem IT-Dienstleistungszentrum Berlin (IDTZ) und FU-
JITSU zusammen. Im Rahmen dieser Kooperation konnte 
eine Reihe von Anwendungsfällen identifiziert werden. Im 
ersten Arbeitspaket soll eine komplexe KI zur Sicherstel-
lung DSGVO-konformer Luftbilder implementiert werden. 
Erste vielversprechende Ergebnisse liegen bereits vor. Ak-
tuell befinden wir uns mit unseren Stakeholdern im Refi-
nementprozess dieser technischen Lösung. Weitere bereits 
beschriebene Use Cases rund um die Nutzung von Droh-
nendaten sind zum Beispiel Zustandsbewertungen des Pe-
rimeterschutzes, Überwachung und Dienstleistersteuerung 
im Bereich des Facility Managements, etwa die Dokumen-
tation von Grünflächenpflege oder Winterdienst. 

1	 Echtzeitkinematik (englisch Real Time Kinematic, RTK) ist eine Technik zur 
Erhöhung der Genauigkeit von GNSS-Positionen mithilfe einer festen Basis-
station, die Korrekturdaten an einen sich bewegenden Empfänger sendet.
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Thomas Gudera 
Diplom-Geograf, seit 2021 Leiter Liegenschaf-
ten bei der Tegel Projekt GmbH, Berlin, zuvor 
Leiter CAD-GIS-Bestandsdatenmanagement 
bei der Flughafen Berlin-Brandenburg GmbH

Christian Martens 
Geomatiker, derzeit Student an der Paris-
Lodron-Universität Salzburg, Studiengang 
Geographical Information Science & Systems, 
seit 2021 Projektleiter Landmanagement bei 
der Tegel Projekt GmbH, Berlin 

Tegel Projekt GmbH

Die Tegel Projekt GmbH entwickelt im Auftrag des Landes Berlin auf 
dem 500 Hektar großen Areal des ehemaligen Flughafens Tegel zum 
einen den Forschungs- und Industriepark „Urban Tech Republic“, 
zum anderen das sozial-ökologische Schumacher Quartier mit mehr 
als 5000 Wohnungen. www.berlintxl.de 
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Schon heute gefragt sind Systeme, die mehr Sicherheit und 
Komfort bieten. In Zeiten steigender Energiepreise und ei-
nem stärkeren Klimabewusstsein wird das Thema Energie-
sparen sowie mit der Pandemie eine professionelle Lüftung 
am Büroarbeitsplatz immer wichtiger. Auch ein berührungs-
freier Zutritt zu Büro- und anderen Gewerbeimmobilien wird 
durch Corona zunehmend nachgefragt. Dabei müssen die In-
teressen der Mieter beziehungsweise Nutzer mit denen der 
Eigentümer unter einen Hut gebracht werden: Bestandshal-
ter haben ein großes Verlangen, dass ihre Immobilie effizient 
bewirtschaftet wird. Ihnen ist wichtig, permanent Daten zu 
den Verbräuchen von Wasser und Energie zu erhalten und 
diese mit weiteren Gebäuden ihres Bestands zu vergleichen. 
Mit diesen Daten gewinnen sie einen permanenten Überblick 
und können bei Bedarf gegensteuern und so beispielsweise 
die Heiztechnik erneuern, wenn diese besonders reparatur-
anfällig ist oder sehr hohe Verbräuche im Gegensatz zu an-
deren betreuten Liegenschaften verursacht. 

Die Büronutzer hingegen wünschen sich oft, dass sie an 
ihrem Arbeitsplatz das Fenster zum Lüften öffnen sowie 
Heizung und Klimaanlage gemäß ihren Bedürfnissen ein-
stellen können. Die dabei verursachten (höheren) Verbräu-
che spielen für sie zumeist eine untergeordnete Rolle. Die 
Mitarbeiter eines Unternehmens, das die Büroflächen an-
gemietet hat, müssen schließlich die Energiekosten nicht 
aus eigener Tasche bezahlen. 

Basisdienst, der gemäß Mieterwünschen  
erweiterbar ist
Sinnvoll ist es, bei Neubauten beziehungsweise Refurbish-
ments die nötige technische Infrastruktur zu schaffen und 
Basisdienste anzubieten. Je nach Mieterwünschen lassen 
sich diese Angebote in einem zweiten Schritt erweitern. Zu 
den Grunddiensten gehört das Verlegen leistungsfähiger 
Cat- beziehungsweise Glasfaserkabel. Auch eine Video- und 
Alarmüberwachung sowie Zutrittskontrollen in Gewerbebau-
ten sind mittlerweile Standard. In der Mess- und Regeltechnik 

ist es bei Gewerbeobjekten mittlerweile üblich, dass sich ex-
terne Kontrollstationen auf die Gebäudetechnik aufschalten 
können. So werden unter anderem Heizung und Klima über-
wacht. Kommt es zu Fehlermeldungen, kann frühzeitig ein-
gegriffen werden – häufig, bevor es die Nutzer merken. Unter 
Umständen kann der Fehler per Fernwartung gelöst werden, 
es muss nicht extra ein Mitarbeiter zum Objekt fahren. Von 
solchen zentralen Leitstellen aus können mehrere Gebäude 
überwacht werden, das reduziert den Personalaufwand. 

Möchten die Nutzer darüber hinausgehende Anwendungen, 
können sie diese individuell mit ihrem Vermieter klären. Der 
Entwickler Commerz Real stellt nach dem Refurbishment 
seines Projekts „2Amsterdam“ in der niederländischen Me-
tropole den Mietern eine App mit Basisdiensten zur Verfü-
gung wie der Klima- und Lichtsteuerung. Die Mieter können 
gegebenenfalls weitere Nutzungen dazubuchen: Die Tech-
nik ist offen für weitere Anwendungen (Open Source). Das 
kann zum Beispiel ein Buchungssystem für Schreibtische 
sein, falls das Unternehmen mit einem Desk-Sharing-Mo-
dell arbeitet. 

Smart-Building-Technik verteuert Baukosten 
um drei bis fünf Prozent
Bestandshalter von Wohngebäuden haben diese Smart-
Building-Technik im Gegensatz zu den meisten Gewer-
bebetreuern noch nicht unbedingt auf dem Schirm, dies 
gilt insbesondere für kleinere Wohnungsunternehmen. 
Das mag auch daran liegen, dass sie eher kaufmännisch 
orientiert sind und ihren Fokus seltener auf technische 
Innovationen, wie Smart-Living-Anwendungen, richten. 
Hinzu kommt, dass in die Technik zunächst ein höherer 
Betrag investiert werden muss, bevor im zweiten Schritt 
nennenswert Personal und Energie eingespart werden. 
Smart-Building-Technik verteuert die Baukosten um etwa 
drei bis fünf Prozent. Das klingt nach wenig – bei einem 
Projektvolumen von 20 Mio. Euro sind dies allerdings zwi-
schen 600.000,- und 1 Mio. Euro. 

In einem intelligenten Gebäude ist alles miteinander vernetzt. Lampen, Bewegungsmelder, Alarmanlage, Zugangs-
kontrolle und Heizung kommunizieren miteinander. Die Technik lässt sich aus der Ferne vom Facility-Manager prü-
fen. Bewohner können mittels App die Beleuchtung steuern und bei ausbleibendem Regen das Bewässerungssys-
tem auf der Terrasse einschalten. Ob Kunden allerdings einen Kühlschrank annehmen, der automatisch fehlende 
Milch bestellt, wird sich zeigen müssen. Wie viel Technik ist im Gebäudebereich gewünscht, welche Anwendungen 
sind eher überflüssig? Und warum die Vorstellungen von Vermietern und Mietern beziehungsweise Nutzern öfter 
auseinandergehen, darum geht es in dem folgenden Beitrag. 

Smart Home: so viel Technik wie nötig, 
nicht so viel wie möglich

Stefan Frey 
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Jalousien runterfahren sollten, um ein Aufwärmen der 
Räume zu verhindern und um letztlich zu vermeiden, dass 
die stromschluckende Klimaanlage anspringt. 

Bei Bauträgerprojekten werden selten 
Smart-Home-Anwendungen gewählt
Im Bereich von Einfamilienhäusern beziehungsweise Eigen-
tumswohnungen spielen smarte Anwendungen bis dato eine 
untergeordnete Rolle. Bislang wählt nur einer von hundert 
Käufern aus dem Sonderwuschprogramm eine smarte Gebäu-
detechnik, die er vom Bauträger einbauen lässt. Es muss aller-
dings davon ausgegangen werden, dass viele nach dem Einzug 
in Eigenregie zusätzliche Smart-Living-Technik einbauen, die 
über WLAN beziehungsweise Bluetooth steuerbar sind. 

Bisher kommen insbesondere Anwendungen, die dem 
Komfort dienen – etwa, wenn sich mehrere Lichtquellen per 
App steuern lassen –  zum Einsatz. Gleiches gilt für Über-
wachungstechnik am Eigenheim, die dem Einbruchschutz 
dient. Kameras, die Türen, Fenster und Außenflächen über-
wachen, lösen über eine App eine Meldung aus. Der Nutzer 
kann die Kamerabilder aus der Wohnung auf dem Display 
seines Smartphones oder Tablets abrufen. Befindet er sich 
im Urlaub und es war kein Fehlalarm, kann er entscheiden, 
ob er Nachbarn, Angehörige oder die Polizei verständigt. 

Ein Problem kann entstehen, wenn in privaten Wohnimmo-
bilien von Elektrikern nachträglich Smart-Home-Technik 
verlegt wird. Werden benötigte Leitungen einfach unter Putz 
verlegt, erschwert dies das Recycling und die Trennung der 
Baustoffe bei umfassenden Umbauten, Abriss oder einer 
Kernsanierung. Denn das möglichst sortenreine Trennen 
von Baumaterialien ist Voraussetzung für eine effiziente 
Wiederverwertung der Stoffe. In größeren Wohnanlagen 
und Gewerbeobjekten werden die Leitungen durch zugfähi-
ge Rohre gelegt, um sie bei Bedarf einfach austauschen zu 
können. Das erleichtert eine sortenreine Trennung. Letzt-
lich erfordert die technische Weiterentwicklung von Vermie-
tern, regelmäßig leistungsfähigere Leitungen einzubauen. 

Nicht mehr von der Agenda verschwinden wird das intelli-
gente Haushalten mit Energie. Das gilt gleichermaßen für 
den privaten Wohnbereich wie für Gewerbebauten. Bei man-
chen Anbietern lassen sich die Thermostatventile mit dem 
Smartphone der Bewohner vernetzen. Statt die Heizkörper 
nach einem festen Zeitschema zu steuern, ermitteln sie an-
hand des Aufenthaltsortes des Handys, wo sich die Bewoh-
ner gerade aufhalten. Nähern sie sich dem Haus, berech-
net ein Algorithmus, wann sie eintreffen und wie lange die 
Heizkörper benötigen, um die Zimmer auf die gewünschte 
Temperatur zu heizen. Manche Regler werten zusätzlich die 
Außentemperatur und die Wetterprognosen aus. Experten 
gehen davon aus, dass mit einer smarten Heiz- und Strom-
technik 10 bis 20 Prozent Energie gespart werden kann. 

Abb. 1: Smart Home: Innenraumtemperaturen, Rollläden und vieles mehr 
(Fotos: Hein Glück)

Auf der Habenseite steht, dass durch eine Nachtabsenkung 
von Heizung und Lichtquellen in Büros erheblich Energie 
eingespart werden kann. Eine Lüftungstechnik mit einem 
effizienten Luftaustausch macht es nicht mehr notwendig, 
Fenster zum Lüften zu öffnen. Hier sind die Verharrungs-
kräfte der Büronutzer besonders groß, wenngleich die Ak-
zeptanz zunimmt und sich mit einer guten Lüftungsanlage 
das Raumklima besser regulieren lässt als beim gelegent-
lichen Lüften. Moderne Technik ermöglicht es zudem, für 
einzelne Arbeitsbereiche gewisse Temperaturen vorzuge-
ben: Die Innenraumtemperaturen müssen nicht im gesam-
ten Großraumbüro an jeder Stelle gleich sein. 

Weil moderne Wohn- und Gewerbeobjekte mit viel Glasflä-
chen versehen sind, ist das intelligente Zusammenwirken 
der automatischen Rollläden, der Heizung und Klimaanlage 
wichtig. Die Technik „versteht“, ab welchem Punkt Sonnen-
einstrahlung im April als angenehm empfunden wird, sie 
die Innenräume wärmt, sodass die Heizung runtergefahren 
werden kann, und ab welcher Lichtintensität automatisch 

Kommunikation
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Noch gibt es keine belastbaren Zahlen, aus denen hervor-
ginge, ob sich für Büros oder Wohnimmobilien, die mit einer 
smarten Gebäudetechnik versehen sind, höhere Miet- und 
Kaufpreise erzielen lassen. In Hinblick auf die stark stei-
genden Energiepreise infolge des Ukrainekriegs und der 
Russlandsanktionen könnte insbesondere energiesparende 
Technik einen Boom erleben. Ähnliches gilt für Gesund-
heitsanwendungen: In einer älter werdenden Gesellschaft 
mit immer mehr Singlehaushalten unterstützen smarte 
Helfer das selbstständige Wohnen mobilitätseingeschränk-
ter Personen. 

Kommunikation
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Ein weiterer Schritt zu energieeffizientem Wirtschaften ist 
erzielbar, wenn die Geräte selbst „smarter“ werden. Es ist 
beispielsweise optimal, den über eine Fotovoltaikanlage ge-
wonnenen Strom direkt den stromverbrauchenden Geräten 
zuzuführen, anstatt ihn zu speichern. Scheint die Sonne und 
wird viel Energie erzeugt, könnten die Ladestationen für 
Pkw und E-Bikes im Gebäude mit mehr Strom versorgt wer-
den, die vorbereiteten Waschmaschinen starten oder der 
Saugroboter seinen Akku aufladen. Ist es bewölkt und sinkt 
die Energiegewinnung, reduziert sich die jeweilige Akkuauf-
ladung auf das Nötigste. Die Waschmaschine „wartet“ auf 
günstigere Energiebedingungen. 

Anwendungen im Gesundheitsbereich: länger 
in den eigenen Wänden leben 
Neben dem effizienteren Energiemanagement, einem Ge-
winn an Komfort und Sicherheit werden digitale Anwendun-
gen im Gesundheitsbereich wichtig und damit verbunden 
die Möglichkeit, bis ins hohe Alter in den eigenen vier Wän-
den zu leben. So können Sensoren auf dem Boden erfas-
sen, ob ein Bewohner gestürzt ist. Die über 30 Sensoren pro 
Quadratmeter, die von ersten Anbietern unter dem Teppich, 
dem Laminat oder Parkett verlegt werden, erkennen, ob 
eine Person steht, geht oder nach einem Sturz liegt. Ist der 
Bewohner hingefallen, werden automatisch das Pflegeper-
sonal beziehungsweise die Angehörigen benachrichtigt. Ist 
der Boden an das Lichtsystem gekoppelt, kann die Technik 
so programmiert werden, dass das Licht angeht, sobald je-
mand vom Bett aufsteht oder einen anderen Raum betritt. 

Stefan Frey 
Vorstand der Immobilien-Projekt-Management 
AG, Köln

Abb. 2: Wenn alles mit allem vernetzt ist …
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Urbane Daten – Datenschatz oder  
Innovationsbaustein?
Daten spielen im Smart-City-Kontext ohne Frage eine zen-
trale Rolle, um eine Stadt intelligent und reaktionsfähig 
zu machen. Denn erst durch den gezielten Einsatz und die 
Vernetzung von Daten können Dienstleistungen zielfüh-
rend miteinander verzahnt, die Servicequalität und Infor-
mationstransparenz verbessert sowie Beteiligungsformate 
digital gestützt abgebildet und niedrigschwellig umgesetzt 
werden. Im Mittelpunkt stehen dabei vor allem Daten, mit 
denen sich Prozesse und Aktivitäten im Stadtraum und im 
Kontext von Stadtplanungsprojekten abbilden lassen, kurz: 
urbane Daten. Beispiele hierfür sind statische Daten wie 
zum Beispiel Lernreports oder dynamische Daten, wie etwa 
sensorbasierte Echt-Zeit- und Right-Time-Daten sowie all-
gemein IoT-Daten.1

Um gesamtgesellschaftliche Innovationspotenziale im Sin-
ne der Neuen Leipzig Charta2 zu fördern, reicht es jedoch 
nicht aus, einen wachsenden Datenschatz anzuhäufen und 
bestimmte Verwaltungsdaten als offene Daten zur Verfü-
gung zu stellen. Es bedarf einer gemeinsamen Spielwie-
se zum kollaborativen Ausprobieren neuer datenbasierter 
Prozesse, Technologien und Möglichkeiten zur Beantwor-
tung kommunaler Fragestellungen und Herausforderungen 
im Kontext von Stadtentwicklungsprozessen. Denn Biele-
feld ist davon überzeugt, dass keine Technikrevolution allein 
unserer Stadt eine sichere Zukunft garantieren kann, son-
dern unser Vermögen, um gemeinsam iterativ die Grund-
steine für eine kommunale Zukunft zu legen. 

1	 Das Internet of Things (IoT) ist die Bezeichnung für das Netzwerk physischer 
Objekte (Things), die mit Sensoren, Software und anderer Technologie ausge-
stattet sind, um diese mit anderen Geräten und Systemen über das Internet 
zu vernetzen, sodass zwischen den Objekten Daten ausgetauscht werden 
können.

2	 Vgl. Neue Leipzig Charta: Bedeutung Beteiligungsprozesse für Smart City 
Entwicklung, https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/downloads/Webs/
BMWSB/DE/veroeffentlichungen/wohnen/neue-leipzig-charta-2020.pdf?__
blob=publicationFile&v=2 (Stand:16.12.2022).

Urbane Daten als Fundament für einen  
gesamtstädtischen Innovationsraum
Mit der Erhebung, Bereitstellung und Nutzung urbaner Daten 
schaffen wir für diese Stadtentwicklung auf Augenhöhe einen 
neuen, gesamtstädtischen Innovationsraum. Dabei ist es ab-
solut notwendig, dass die Stadtverwaltung hier die Feder-
führung übernimmt, um den entstehenden urbanen Daten- 
und Innovationsraum gemeinwohlorientiert zu organisieren. 
Denn es geht nicht mehr nur um Beteiligung als Add-on in 
städtischen Projekten, sondern um ein kreatives Zusammen-
wirken im Sinne einer offenen Innovation auf Stadtebene.

Urbane Daten sind wichtige Innovationsbausteine, um 

	■ die unterschiedlichen zeitlichen Dimensionen kommu-
naler Entwicklung im Status quo sowie rückblickend und 
zukunftsgerichtet abzubilden und bewerten zu können, 

	■ themenübergreifende Kausalitäten und Synergien darzu-
stellen und zu analysieren, 

	■ Szenarien (z. B. auf Quartiersebene) zu simulieren, um 
bereits heute Maßnahmen abzuleiten, die künftige Kri-
sensituationen vermeiden helfen,

	■ zielgerichtete Lerneffekte zu produzieren, datenbasier-
te Handlungsempfehlungen zu geben, Maßnahmen für 
Stadtplanungsprozesse abzuleiten oder anzupassen so-
wie innovative und krisenresiliente Geschäftsmodelle zu 
entwickeln sowie

	■ neue, niedrigschwellige Formen der Kommunikation, 
Beteiligung und Teilhabe zu entwickeln, um Themen der 
digitalen Daseinsvorsorge zu verbessern.

In diesen Nutzungsszenarien lassen sich bisher unerschlos-
sene Potenziale verwaltungsgeführter Stadtentwicklung, 
wissenschaftlicher Forschung und Entwicklung sowie kri-
senresistenter Wirtschaftskraft einer Kommune erschlie-
ßen. Die Zivilgesellschaft kann durch datengestützte Anwen-
dungen zu mehr Teilhabe und Beteiligungsformen befähigt 
werden. Durch einen urbanen Daten- und Innovationsraum 
können diese Nutzungsszenarien als Teil eines integrierten 
Entwicklungsprozesses abgebildet und umgesetzt werden. 

Die Bielefelder Smart-City-Strategie verbindet die zwei Bereiche Ideen und Daten als wechselseitigen Mechanis-
mus. In diesem werden urbane Daten als Innovationsbausteine in einem gesamtstädtischen, offenen Innovations-
prozess auf Augenhöhe zwischen Verwaltung, Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft verortet. Der vorlie-
gende Beitrag bietet einen Einblick in das strategische Konzept und erläutert an einem praktischen Fallbeispiel 
(Innovationszirkel zur Entwicklung der Leitlinie Datensouveränität Bielefeld) den Mechanismus.

Urbane Daten als Weg und Ziel  
kommunaler Innovationsentwicklung

Ludmilla Middeke
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Praxisbeispiel:  
der Innovationszirkel Urbane Daten
Um urbane Daten als Innovationsbausteine für Biele-
feld nutzbar zu machen, wurde der „Umgang mit urbanen 
Daten“ als Pilotthema für die Erprobung des Formats In-
novationszirkel definiert. Ziel des Innovationszirkels Urba-
ne Daten war die Entwicklung einer Leitlinie zum Thema 
Datensouveränität. Diese beinhaltet ein gemeinsames Ver-
ständnis sowie Zielsetzungen und Handlungsempfehlungen 
für den Aufbau eines sektorübergreifenden und kollabora-
tiven Datenraums. 

Ablauf und Gestaltung des Innovationszirkels

Der Innovationszirkel Urbane Daten wurde im November 
2021 vom Digitalisierungsbüro initiiert und moderiert. Der 
Ablaufplan (vgl. Abb. 2) zeigt die einzelnen Etappen des In-
novationszirkels von der Initiierung bis zum Abschluss. Ak-
tuell befindet sich der Zirkel in der Abschlussphase. Die 
Herausforderung zu Beginn war es, dass Akteure aus Ver-
waltung, Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft nicht 
nur unterschiedliche Perspektiven und Expertisen beitragen, 
sondern auch auf einem unterschiedlichen themenbezoge-
nen Wissensstand sein können. Um die unterschiedlichen 
Akteure auf Augenhöhe zu bringen, begann der Innovations-
zirkel mit einem Kick-off, in dem über Impulsvorträge und 
Stimmungsbilder ein gemeinsamer Wissensstand herge-

Kommunikation
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Die kommunale Innovationsentwicklung  
Bielefeld
Um die Potenziale eines stadtübergreifenden Daten- und 
Innovationsraums zu erschließen, führt das Digitalisie-
rungsbüro3 mit der kommunalen Innovationsentwicklung 
(KIE) einen neuen Mechanismus ein, durch den die Stadt-
gesellschaft sektorübergreifend befähigt wird, sowohl stra-
tegisch als auch operativ gemeinsam wichtige Themen der 
Bielefelder Smart-City-Entwicklung zu bearbeiten. Hierfür 
hat das Digitalisierungsbüro zwei miteinander verzahnte 
Formate entwickelt, mit denen der Versuch unternommen 
wird, eine Zusammenarbeit zwischen Verwaltung, Wirt-
schaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft auf Augenhöhe 
systematisch zu verankern und gleichzeitig unterschiedli-
che Beteiligungsdimensionen – Informieren, Konsultieren, 
Mitmachen, Mitentscheiden – abzubilden: Während im stra-
tegischen Format D.I.V. (Dialoge. Ideen. Visionen.) sektor-
übergreifende Ideen sortiert, diskutiert, priorisiert sowie 
darauf aufbauend Zukunftsvisionen und Aufgaben definiert 
werden, findet im sogenannten Innovationszirkel die Um-
setzung und Lösungserarbeitung ebendieser Aufgaben 
statt (vgl. Abb. 1). 

3	 Vgl. Website des Digitalisierungsbüros: https://www.bielefeld.de/digitalisie-
rungsbuero (Stand: 16.12.2022).

Abb. 1: Mechanismus kommunale Innovationsentwicklung Bielefeld
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Netzwerken geprüft und ergänzt. An dieser Stelle flossen 
systematisch Zielgruppenperspektiven und -anforderungen, 
aber auch sektorübergreifende Ideen und Kompromisse in 
die Leitlinie ein. Um eine Verbindlichkeit der erarbeiteten 
Ergebnisse zu erreichen, wird die Leitlinie im letzten Schritt 
nun dem Digitalisierungsausschuss und dem Verwaltungs-
vorstand vorgelegt. Auf diesem Wege sind die Ergebnisse des 
Innovationszirkels fest im Verwaltungshandeln verankert 
und ermöglichen einen themengebundenen, konsensge-
stützten Kultur- und Strukturwandel auf Stadtebene. 

Inhaltlich setzt die Leit-
linie Datensouveränität 
sowohl bei bereits be-
stehenden, datenbe-
zogenen Vorgaben, wie 
etwa Datensicherheit, 
Datenschutz und Da-
tenethik an, ergänzt und 
definiert jedoch auch 
vier neue Säulen für 
kommunales Handeln 
im Smart-City-Kontext, 
nämlich: Datenhoheit, 
Transparenz, Partizi-
pation und Selbstver-
pflichtung (vgl. Abb. 4). 
Hierüber sollen vor al-
lem gemeinsame Akti-

stellt wurde. Von großer Bedeutung sind hierbei Methoden, 
um nicht nur rationales Fachwissen, sondern auch intuitives 
Erfahrungswissen und emotionale Handlungsmotivationen 
sichtbar und zielgerichtet für die Zusammenarbeit und Lö-
sungsentwicklung verfügbar zu machen (vgl. Abb. 3).

Die Leitlinie Datensouveränität Bielefeld 

In mehreren Arbeitssitzungen wurde anschließend die Leit-
linie Datensouveränität entwickelt und in Beteiligungs-
verfahren mit der Stadtgesellschaft und überregionalen 

Kommunikation
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Abb. 2: Ablauf Innovationszirkel Urbane Daten

Abb. 3: Kreative Potenziale auf Augenhöhe entfalten
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solche DatenWerkStadt eine kollaborative Zusammenarbeit 
von Verwaltung, Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesell-
schaft vereinfachen kann und darum als nächster gemein-
samer Anwendungsfall umgesetzt werden soll. Ziel dieser 
DatenWerkStadt ist nicht nur die kollaborative Umsetzung 
von Projekten und Prozessen (z. B. Datenspenden, kollabo-
rative Datenerfassungen), sondern die sektorübergreifende 
Stärkung von Datenkompetenzen im kommunalen Um-
feld. Mit der DatenWerkStadt legen wir neben der Leitlinie 
Datensouveränität einen weiteren Grundstein, um gemein-
schaftlich die Potenziale urbaner Daten als Innovationsbau-
steine für Bielefeld zu erschließen. 

Quellen:

Digitalisierungsbüros, Webauftritt: https://www.bielefeld.de/digitalisierungs-
buero (Stand: 16.12.2022).

Neue Leipzig Charta: Bedeutung Beteiligungsprozesse für Smart City-Entwick-
lung, https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/downloads/Webs/BMWSB/DE/
veroeffentlichungen/wohnen/neue-leipzig-charta-2020.pdf?__blob=publicati-
onFile&v=2 (Stand:16.12.2022).
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vitäten zwischen Verwaltung, Wissenschaft, Wirtschaft und 
Zivilgesellschaft möglich werden, um verantwortungsvoll 
neue Lerneffekte durch das Arbeiten und die Nutzung von 
urbanen Daten zu erzielen. Übergeordnetes Ziel ist die Stei-
gerung der Lebensqualität und die Stärkung des Gemein-
wohls in Bielefeld.

Abb. 4: Tempelmodell Leitlinie Datensouveränität Bielefeld

Die DatenWerkStadt – Experimentierraum für kollabo-
rative Projekte mit urbanen Daten

Um der gesamtstädtischen Zusammenarbeit zum Thema 
urbane Daten ein Zuhause zu geben, braucht es eine Art 
Stadtlabor für urbane Daten. Diese Idee wird nun in das 
strategische Format D.I.V. der kommunalen Innovations-
entwicklung eingebracht, um zu diskutieren, inwiefern eine 

Ludmilla Middeke 
Seniorprojektmanagerin für Strategie- und 
Innovationsentwicklung, Digitalisierungsbüro 
der Stadt Bielefeld

WEBINAR

Praxiskurs Artenschutz und Bauleitplanung – rechtliche  
und fachliche Umsetzung
Donnerstag und Freitag, 23. und 24. März 2023,  
jeweils 9:00 bis 12:30 Uhr

Naturschutzrechtliche Fragen stellen sich in fast jedem Bebau-
ungsplanverfahren. Kommunen müssen die komplexen Vorgaben 
des Artenschutzes bewältigen. Nach der Novelle des Bundesnatur-
schutzgesetzes im Juli 2022 sind zur Umsetzung des Ziels des be-
schleunigten Ausbaus der erneuerbaren Energien bundeseinheitli-
che Standards für die in diesem Zusammenhang durchzuführende 
artenschutzrechtliche Prüfung vorgesehen worden. Zusätzliche 
artenschutzbezogene Erleichterungen sind vorgesehen für den Fall 
des Repowerings von Windenergieanlagen an Land. Wie artenschutz-
rechtliche Anforderungen qualitätsvoll und zugleich rechtssicher im 
Planungsprozess abgearbeitet werden können, ohne diesen unnötig 
zu verlängern, erfahren die Teilnehmenden in diesem Webinar. Die 
Dozenten nähern sich dem Thema aus rechtlicher sowie fachlicher 
und planungspraktischer Sicht. 

Ihre Referenten: 
Prof. Dr.-Ing. Michael Koch, RA Tobias Roß

Teilnahmegebühren: 
335,00 Euro für Mitglieder des vhw 
395,00 Euro für Nichtmitglieder

Rückfragen und Kontakt: 
Anmeldung: 030/390473-610 
Bei allen organisatorischen Fragen wenden Sie sich bitte an unsere 
Servicehotline Webinare:  
Tel.: 030/390473-595, E-Mail: webinare@vhw.de

Technische Voraussetzungen für Ihre Teilnahme an Webinaren:  
Die Webinar-Software ist webbasiert und ohne Download des Pro-
gramms und dessen Installation einsetzbar. Die Anwendung wird 
nach dem Klick auf einen veranstaltungsspezifischen Link direkt 
über den Browser aufgerufen. Wählen Sie, nachdem Sie Ihren Na-
men und Ihre E-Mail-Adresse eingegeben haben, „per Browser 
beitreten“ aus. Zur Teilnahme empfehlen wir die Browser Chrome, 
Safari oder Firefox. Ältere Betriebssysteme und Browserversionen 
unterliegen ggf. Einschränkungen. Für das Webinar benötigen Sie 
entweder einen Desktop-PC, ein Laptop oder ein anderes mobiles 
Endgerät (z. B. Tablet).
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Nachhaltigkeit und Notwendigkeit  
urbaner Daten
Das Themenfeld „urbane Daten“ hat sich in den vergange-
nen Jahren gerade im Umfeld der Smart Citys als prägend 
etabliert – insbesondere im Kontext von Nachhaltigkeit und 
Energie. Bei der Digitalisierung von Städten, Gemeinden 
und Regionen steht heute bei der digitalen Daseinsvorsorge 
mehr denn je das Thema Nachhaltigkeit im Vordergrund. 
Aus der durchgängigen Überwachung von Umweltdaten 
lassen sich beispielsweise Handlungsempfehlungen ablei-
ten, um an bestimmten Orten die CO2- oder Stickoxidbelas-
tung aktiv zu reduzieren. So können etwa Entsorger dabei 
unterstützt werden, bei Starkwetterereignissen zu warnen, 
weil bisher in diesem konkreten Fall oftmals die Daten der 
entsprechenden Umweltämter nicht in ausreichender ört-
licher und zeitlicher Granularität vorlagen. 

Für die Stadt der Zukunft spielen Daten zudem im Kontext 
der Energiewende eine wichtige Rolle, da sie es ermög-
lichen, den Energieverbrauch und die Energieerzeugung 
genau zu überwachen und zu analysieren. Auf diese Weise 
können Städte und Gemeinden ihren Energieverbrauch op-
timieren und ihre Energieerzeugung sukzessive auf erneu-
erbare Energien umstellen. 

Digitalisierung über vier Ebenen
Insgesamt trägt die Digitalisierung somit dazu bei, die Ener-
giewende voranzutreiben und die Abhängigkeit von fossilen 
Brennstoffen zu verringern. Urbane Daten sind dabei nur 
ein Teil eines komplexen Lösungsökosystems im Kontext 
digitaler Infrastrukturen. Als Lösungsanbieter mit jahr-
zehntelanger Kompetenz in der Mess- und Systemtechnik 
betrachten wir digitale Infrastrukturen auf folgenden mit-
einander verwobenen Ebenen:

Die Gerätebene 

Diese Ebene bezieht sich auf die physischen Geräte und 
Komponenten, die für die digitale Infrastruktur erforderlich 
sind, wie beispielsweise Sensoren und Aktoren. Dies kann 
Temperatursensoren umfassen, vernetzte Wasserzähler 
oder andere Geräte, die über IoT-Technologien aktiv ange-
steuert werden können. Dazu gehören zum Beispiel CO2-
Ampeln, oder Schranken – um nur eine kleine Auswahl zu 
nennen.

Die Netzwerkebene 

Diese Ebene bezieht sich auf die Verbindung zwischen ver-
schiedenen Geräten und Systemen, die für die Kommuni-
kation und den Datenaustausch erforderlich sind. Die Ver-

bindungen können über Kabel 
oder Funktechnologien, wie 
LoRaWAN, NB IoT, 5G oder 
WLAN, hergestellt werden. 
Der Prozess, Daten digital über 
Sensoren zu erfassen und über 
Funknetzwerke zu übertragen, 
erlebt seit einigen Jahren einen 
enormen Aufschwung. Insbe-
sondere das Internet of Things 
(IoT) und speziell die LoRa-
WAN-Funktechnologie haben 

Erfassung, Analyse und Auswertung von urbanen Daten sind unverzichtbare Bausteine beim Bestreben, die Le-
bensqualität in Städten zu verbessern und an verschiedenen Stellen Effizienz zu erzeugen. Nur mit ihrer Hilfe kön-
nen die Herausforderungen der Planung und Entwicklung vernetzter Städte und Gemeinden angenommen werden. 
Neben den vielfältigen Anwendungsmöglichkeiten im Kontext Energie, Mobilitäts- und Messwertdaten stellt sich 
zunehmend die Frage, wie eine bedarfsgerechte Infrastruktur zur Erfassung dieser Daten ausgeprägt und betrie-
ben werden kann. Als Akteur mit langjähriger Expertise in den Bereichen Messtechnik, moderne Kommunikations-
technologie, ganzheitliche IoT-Lösungen sowie als Plattformbetreiber, kann ZENNER International als integrierter 
Lösungsanbieter unterstützen.

Urbane Daten durch digitale  
Infrastrukturen in der Praxis
Digitalisierung: Internet of Things und Open Data

Jan Philipp Exner

Abb. 1: Die Ebenen der digitalen Infrastruktur
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Die Applikationsebene 

Die Applikationsebene bezieht sich auf die spezifischen An-
wendungen und Dienste, die von der digitalen Infrastruktur 
unterstützt werden. Dazu gehören beispielsweise themati-
sche Dashboards sowie Einbindungen in externe Systeme, 
um den Bürgern eine Vielzahl von Diensten und Informa-
tionen zur Verfügung zu stellen. Ein Dashboard erlaubt da-
bei einen strukturellen Blick auf einen einzelnen vernetzen 
IoT-Wasserzähler ebenso wie den Gesamtüberblick über alle 
IoT-Anwendungen in der Stadt. Zudem können verschiede-
ne Stakeholder jeweils die Informationen erhalten, die sie 
für ihre Bedarfe und Anwendungen benötigen. Zum Bei-
spiel lassen sich Füllstände von Müllcontainern an den loka-
len Entsorger übermitteln oder Taupunktinformationen von 
neuralgischen Straßen an den kommunalen Winterdienst. 
Das Dashboard ist damit ein Schaufenster zu den Daten 
der smarten und vernetzten Stadt. Die offenen und für alle 
Bürger zugänglichen Daten bieten mehr Transparenz, mehr 
Beteiligungsmöglichkeiten für Bürger und die Chance, neue 
Services oder Geschäftsmodelle auszuprägen. 

Generell kann man dabei eine grobe Unterteilung in stati-
sche (u. a. klassische Stammdaten) und dynamische Daten 
vornehmen. Die besondere Herausforderung liegt darin, 
beide Datentypen zusammenzuführen, um daraus neue 
Lösungen zu generieren. Statische Daten stammen meist 
aus den Fachbereichen der Verwaltung – beispielsweise 
aus Katasterbehörden, die in der Regel über umfangreiches 
Kartenmaterial verfügen. Dieses Material kann auf einer 
urbanen Datenplattform genutzt werden, um Lösungen mit 
Raumbezug zu erstellen. Ein Beispiel dafür ist die Verknüp-
fung von Echtzeit-IoT-Daten mit einem 3D-Stadtmodell, das 
gespeist ist mit den Daten verschiedener Stadtämter.

Kommunikation
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diesen Trend beflügelt. Weil es sich bei LoRaWAN um einen 
offenen Funkstandard handelt, der die Möglichkeit bietet, 
eigene Netzwerke aufzubauen und zu betreiben, haben sich 
viele Kommunen und Stadtwerke bereits für diese Techno-
logie entschieden. Der Aufbau einer solchen digitalen Infra-
struktur beginnt mit dem Aufbau eines LoRaWAN-Netzes 
durch einen Connectivity-Provider oder in Eigenregie. Letz-
teres nehmen vor allem Stadtwerke in Angriff, die bereits 
Erfahrungen im Aufbau und im Betrieb von Kommunika-
tionsnetzen haben und sich auch in Zukunft als Wegbereiter 
der digitalen Daseinsvorsorge sehen. 

Die Plattformebene 

Software- und Systemplattformen sind der Kern der Platt-
formebene, die für die Verwaltung, Administration und Ver-
teilung von Daten („Nutzbarmachung“) erforderlich sind. 
Beispiele für solche Plattformen sind Datenbanken, Cloud-
Computing-Plattformen und Analyse-Tools. Eine IoT-Platt-
form in einer Smart City fungiert als Datendrehscheibe und 
zentrales Element beim Umgang mit urbanen Daten. Dies 
ermöglicht es Städten, Daten von verschiedenen Quellen zu 
sammeln und zu analysieren. Um dynamische Daten in Echt-
zeit zu erfassen, werden IoT-Plattformen als unverzichtbare 
Basis benötigt. Über ELEMENT IoT, die IoT-Plattform der 
ZENNER, können dynamische Daten aus den verschiedensten 
sensorbasierten Anwendungen erfasst, verarbeitet, veredelt 
und verfügbar gemacht werden – für interne kommunale An-
wendungen oder, um die Öffentlichkeit zu informieren. Umge-
kehrt lassen sich auch Daten aus urbanen Datenplattformen 
übertragen, um speziell auf der IoT-Plattform verfügbare 
Anwendungen zu nutzen. Dazu stehen dem User diverse Mo-
dule, Apps sowie ein einfach programmierbarer (Low-Code)-
IoT-App-Baukasten auf Applikationsebene zur Verfügung. 
Damit lassen sich Daten verarbeiten und visualisieren.

Abb. 2: Smart City Dashboard
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Um diesem Umstand Rechnung zu tragen, müssen die Daten 
in spezifizierten Formaten mit standardisierten Schnittstel-
len vorgehalten werden. Je nach Anforderungsprofil können 
auch konkrete Angebote und Module konzipiert werden (z. 
B. Element Open Data), um die gesetzlichen Anforderungen 
gemäß Datennutzungsgesetz zu erfüllen. Die Bereitstellung 
offener Daten stärkt das Vertrauen zwischen politischen In-
stitutionen sowie Bürgerinnen und Bürgern, Medien und 
Wirtschaft und fördert eine aktive Gestaltung des digitalen 
Zeitalters. Das Modul entspricht den Förderrichtlinien der 
Bundesministerien hinsichtlich Open Data und unterstützt 
den gesamten Prozess von der Auswahl der freizugebenden 
Daten über die Selbstregistrierung der Bürgerinnen und 
Bürger bis zur Ausgabe der Werte in offenen, maschinen-
lesbaren Formaten mit minimalem Aufwand. 

Neben Open Data kann Open-Source-Software auch einen 
wichtigen Beitrag zur Stärkung der digitalen Stadt leisten, 
weil der Quellcode der Software frei zugänglich ist und von 
jedem eingesehen und verändert werden kann. Neben den 
unbestrittenen Vorteilen von Open Source muss jedoch – ge-
rade in Hinblick auf eine langfristige Betriebsphase der di-
gitalen Infrastruktur – die Wartung sichergestellt sein. Hier 
gilt es, gesellschaftliche Maßgaben und Zielvorstellungen 
sowie die fördermitteltechnischen Rahmenbedingungen 
mit den Fragenstellungen hinsichtlich des langfristigen Be-
triebs in Einklang zu bringen. So kann beispielsweise eine 
IoT-Plattform, wie die Element IoT von ZENNER, in einer 
„Kommunalversion“ fördermittelrechtskonform in Hinblick 
auf Open Source für Kommunen und Stadtwerken ausge-
prägt werden. Generell ist aber in Hinblick auf die Wahl-
freiheit und Flexibilität des Infrastrukturbetreibers eine 
größtmögliche Kombinationsmöglichkeit aus Open-Source-
Anwendungen als auch proprietären Spezialanwendungen 
wünschenswert.

Erkenntnisse für den Betrieb
Um die urbanen Daten einer Stadt bestmöglich nutzen zu 
können, muss zunächst für eine „Produktion“ sowie den 
„Transport“ dieser Daten Sorge getragen werden. So, wie es 
die klassischen Infrastrukturen jetzt schon für Städte und 
Gemeinden sind, müssen auch die digitalen Infrastruktu-
ren sowie deren langfristiger Betrieb neben modellhaften 
Ausprägungen ein inhärentes Aufgabenfeld von Kommunen 
und Stadtwerken darstellen. Dabei muss klar sein, dass 
digitale und urbane Daten in der Regel ihren Ursprung in 
haptischen Sensoren haben und somit auch alle Ebenen 
der digitalen Infrastruktur als systemischer Komplex zu be-
trachten sind. Diesen gilt es, möglichst umfänglich und effi-
zient zu nutzen. Neben allen virtuellen Skalierungsoptionen 
beinhaltet dies auch konkrete Fragen bezüglich Betrieb und 
Wartung von Sensoren der urbanen Datenproduktion im 
Feld, damit im übertragenen Sinne nicht nur der Informa-

Urbane Datenplattformen
Die offenen Daten der vernetzten Stadt bilden auch die Ba-
sis für urbane Datenplattformen. Diese sind wiederum ein 
wichtiger Baustein bei der digitalen Transformation von 
Städten und Gemeinden. Während die IoT-Plattformen pri-
mär für den eigentlichen Betrieb der digitalen Infrastruk-
tur (Sensor- und Gateway-Management etc.) ausgerichtet 
sind und dabei auch Schnittstellen- und Visualisierungs-
aufgaben übernehmen, sammeln und homogenisieren 
urbane Datenplattformen stadtweit und fachbereichsüber-
greifend alle relevanten Daten. Bestehende Datensilos 
sollen dabei zusammengeführt werden und einen unmit-
telbaren Nutzen stiften. Durch die Kombination von Daten 
aus verschiedenen Fachbereichen können weitere smarte 
Lösungen entwickelt werden, die Prozesse automatisiert 
steuern. In Verbindung mit Anwendungen aus dem Be-
reich der künstlichen Intelligenz (KI) lassen sich zudem 
Analysen und Prognosen erstellen. Verbindet man zum 
Beispiel die Ladevorgänge von Elektroladesäulen mit den 
Belegungsdaten der zugehörigen Parkfläche, lassen sich 
die tatsächliche Auslastung und die Wirtschaftlichkeit der 
Ladesäule ermitteln und Prognosen über die zukünftige 
Nutzung erstellen. Die Einbindung von Wetterdaten wiede-
rum eröffnet die Möglichkeit, Vorhersagen über eventuelle 
Hochwasserszenarien zu treffen oder den Trinkwasser-
bedarf der kommenden Tage zu planen. Erwähnt werden 
muss, dass neben diesen nahezu unbeschränkten Mög-
lichkeiten bislang das Potenzial der nicht-KI-bezogenen 
Lösungen im kommunalen Kontext bei Weitem noch nicht 
ausgeschöpft ist.

Modularität, Flexibilität und Offenheit
Bürgerinnen und Bürger haben gemäß Datennutzungsge-
setz ein Recht auf freien Zugang zu Daten des öffentlichen 
Sektors. Dieser stellt folglich in wachsendem Umfang offe-
ne Daten der smarten und vernetzten Stadt bereit. Dazu ge-
hören zum Beispiel Wetter- und Verkehrsdaten, Umweltda-
ten, wie zum Beispiel die aktuelle Luftqualität, oder andere 
Daten und Statistiken mit Ortsbezug. Auch private Haushal-
te, Verbände oder Unternehmen können Daten im Rahmen 
von Smart-City-Projekten beitragen und so die vom Ge-
setzgeber gewünschte Transparenz schaffen. So entstehen 
Schritt für Schritt digitale Open-Data-Ökosysteme. 

Mit den offenen Daten können viele Mehrwerte für die 
Bürger und den kommunalen Querverbund geschaffen 
werden, und sie sind Grundlage neuer Geschäftsmodelle 
– auch für die regionale Wirtschaft. So können etwa über 
dieselbe Infrastruktur eines Stadtwerks Pflichtaufgaben, 
wie das Auszählen von Wasserzählern, durchgeführt wer-
den und gleichzeitig Facility Management Services der 
Liegenschaften oder verschiedene Smart-City-Anwen-
dungsfälle.

Kommunikation
Internet of Things und Open Data
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Ansprechpartner für Städte und Kommunen, 
die die Digitalisierung für sich nutzen sowie 
umsetzen wollen bei ZENNER International 
GmbH & Co. KG, Saarbrücken

tionsgehalt der Daten „abgeschöpft“ wird. Nur so können 
die optimale Inwertsetzung urbaner Daten garantiert und 
sinnvolle Endanwendungen entwickelt und implementiert 
werden.

Werden entsprechende Bestrebungen von öffentlicher Sei-
te mit Fördermitteln unterstützt, haben sich lösungsorien-
tierte Maßgaben, die einen flexiblen und iterativen Prozess 
ermöglichen, als bester Ansatz herausgestellt. Zudem er-
möglicht die geforderte Modularität, die Leistung und Ska-
lierbarkeit von Plattformen zu verbessern, indem bestimm-
te Komponenten ausgetauscht oder angepasst werden, um 
die Anforderungen der Anwendungen und Benutzer besser 
zu erfüllen. Stellt sich die Frage nach möglichen Treibern 
dieser Entwicklung, so sind es gerade die kommunalen 
Akteure des Querverbunds, die sich mit ihrer lokalen Ver-
bundenheit und der gleichzeitigen Technologiekompetenz 
in der Partnerschaft mit Wirtschaft und Forschung als ver-
lässliche Enabler der digitalen Daseinsvorsorge eignen. 
Dabei sollten neben dem modellhaften Charakter verschie-
denster Smart-City-Lösungen auch deren langfristiger Be-
trieb im Sinne der Daseinsvorsorge sowie die Replizierbar-
keit insbesondere auch für kleinere Kommunen betrachtet 
werden.

WEBINAR

Baulandentwicklung und Baulandmodelle
Donnerstag, 20. April 2023, 
9:30 bis 16:00 Uhr 

Baulandmodelle im Umfeld steigender Mieten, anhaltendem Woh-
nungsmangel und überteuerten Bodenpreisen stehen weiter hoch im 
Kurs! Kommunen können mithilfe von Baulandstrategien kommunale 
Haushalte entlasten, sie zur Schaffung miet- und belegungsgebunde-
nen Wohnraums verpflichten oder Bauverpflichtungen durchsetzen. 
Allerdings stehen kleinere Gemeinden mangels ausreichenden Per-
sonals und größere Städte mit ihren komplexen Ausgangssituationen 
bei Fragen und Zielstellungen, die im Zusammenhang mit Bauland-
modellen zu klären sind, vielfach vor großen Herausforderungen. Die 
Referenten liefern einen roten Faden durch den Dschungel städtebau-
licher und rechtlicher Anforderungen. Dabei soll es nicht um theoreti-
sche Erörterungen von rechtlichen Detailfragen gehen - vielmehr ste-
hen pragmatische Lösungsansätze und taktische Herangehensweisen 
für den Umgang mit Flächenengpässen im Vordergrund. 

Ihre Referenten: 
Klaus Hoffmann, Dr. Gerhard Spieß

Teilnahmegebühren: 
310,00 Euro für Mitglieder des vhw 
375,00 Euro für Nichtmitglieder

Rückfragen und Kontakt: 
Anmeldung: 030/390473-610 
Bei allen organisatorischen Fragen wenden Sie sich bitte an unsere 
Servicehotline Webinare:  
Tel.: 030/390473-595, E-Mail: webinare@vhw.de

Technische Voraussetzungen für Ihre Teilnahme an Webinaren:  
Die Webinar-Software ist webbasiert und ohne Download des Pro-
gramms und dessen Installation einsetzbar. Die Anwendung wird 
nach dem Klick auf einen veranstaltungsspezifischen Link direkt 
über den Browser aufgerufen. Wählen Sie, nachdem Sie Ihren Na-
men und Ihre E-Mail-Adresse eingegeben haben, „per Browser 
beitreten“ aus. Zur Teilnahme empfehlen wir die Browser Chrome, 
Safari oder Firefox. Ältere Betriebssysteme und Browserversionen 
unterliegen ggf. Einschränkungen. Für das Webinar benötigen Sie 
entweder einen Desktop-PC, ein Laptop oder ein anderes mobiles 
Endgerät (z. B. Tablet).
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An diesem Punkt möchte ich auf die Erkenntnisse aus zwei 
Seminaren an der Universität Kassel zurückgreifen und eine 
Definition zivil-öffentlicher Kooperationen in der Stadtpla-
nung an einem prominenten Berliner Pilotprojekt sowie der 
„Leiter der Partizipation“ voranstellen, um dann auf Grund-
lage von insgesamt vierzehn bundesweit untersuchten 
Projekten zivilgesellschaftlich-öffentliche Kooperation zu 
beschreiben. Vorab ist hinzuzufügen, dass diese Form der 
Kooperation eben nicht die Zusammenarbeit zwischen be-
stehenden Institutionen wie anerkannten sozialen Trägern 
meint, sondern sogenannte Do-It-Together-(DIT-) Projek-
te in den Fokus nimmt, die im Laufe ihrer Entwicklung von 
einem losen Interessentennetzwerk und Zusammenschluss 
in Arbeitsgruppen bis hin zu eingetragenen Genossenschaf-
ten, Vereinen oder gemeinnützigen Gesellschaften reichen 
können.

Unter den Seminartiteln „Neue Kooperationsformen? Wenn 
Zivilgesellschaft Stadt mitentwickelt“ und „Informelle Pla-
nungspraxis – zwischen Machen und Machen-Lassen: 
selbstinitiierte Projekte in Ermessensspielräumen“ wurde 
anhand von zwei Fallbeispielen dem Rathausblock Berlin 
und dem Haus der Statistik in Berlin mithilfe der acht Stu-
fen der Partizipation (Arnstein 1969) untersucht, auf wel-
chen Stufen sich die Projekte in welcher Prozessphase be-
wegen. Im zweiten Seminar wurden vierzehn Fallbeispiele 
vergleichend analysiert, in dem zunächst die Projektbiogra-
fie und die Akteursstruktur erarbeitet und darauf aufbau-
end offene und halbstrukturierte Leitfadeninterviews mit 

den Initiativen und der kommunalen Verwaltungen geführt 
wurden. Diese bildeten die Empirie, um Herausforderungen 
und Konflikte in der Zusammenarbeit zu ermitteln. 

Auf den oberen Sprossen der „Leiter der 
Partizipation“
Projekte, in denen zivilgesellschaftliche Initiativen mit 
kommunaler Verwaltung kooperieren, sind im oberen Drit-
tel der Leiter der Partizipation angekommen. Die Stufen 
Partnership, Delegated Power und Citizen Control bilden 
nach Arnstein Grade der Citizien Power bzw. Bürgermacht 
(Selle 1996). Dennoch oder gerade deshalb kristallisieren 
sich Irritationen und Missverständnisse heraus. Es braucht 
mehr Wissen über Kooperationen und Koproduktion in zivil-
gesellschaftlich-öffentlichen Partnerschaften. 

Zunächst ist es wichtig, Kooperation von Bürgerbeteiligung 
in Planungsprozessen abzugrenzen, die meint, dass „Per-
sonen außerhalb der politischen Mandatsträger oder der 
ihnen zugeordneten Behörden und Institutionen an der kol-
lektiv wirksamen Willens- und Entscheidungsfindung aktiv 
mitwirken“ (Benighaus et al. 2016, S. 33). Drei Aspekte sind 
dabei zentral: Der Begriff Beteiligung beinhaltet immer ein 
Machtgefälle, weil es einem Akteur obliegt, andere zu betei-
ligen und damit Vorentscheidungen zu Zeitpunkt, Fragestel-
lung und die Einflussmöglichkeiten zu treffen. Während die-
ses Vorgehen in formellen und einigen informellen Punkten 
aus Sicht der Planung zu rechtfertigen ist, ist genau dieser 
Aspekt aber ein entscheidender Unterschied zu koopera-

Während der Begriff der Public-Private-Partnerships mit dem Wandel von Government und Governance und auch 
der damit einhergehenden Kritik in der Planung ein bekanntes Themenfeld ist, sind die Civic-Public-Partnerships 
ein jüngeres Phänomen. Sie tauchen mit dem Begehren von Raumunternehmern (Buttenberg et al. 2014) auf, die 
sich nicht länger als Zwischennutzer und Urban Pioneers sehen, sondern häufig als aus Bottom-up-Initiativen ent-
stehende Mitgestalter und Mitentwickler von städtischen Räumen und Infrastrukturen sehen. In dem deutschen 
informellen Urbanismus (BBSR 2014) bekommen diese einen wichtigen Stellenwert für experimentelle, innovative 
und bisweilen emanzipatorische Stadtentwicklung zugeschrieben – zumeist jedoch in Räumen, die den Zwängen des 
Marktes entzogen sind, in denen kein Entwicklungsdruck herrscht oder in denen andere Nutzungen im Umfeld die 
Entwicklung der formal festgeschriebenen Nutzungen verzögern oder nicht erlauben. In diesen so entstehenden 
Zeitfenstern können diese Nutzungen gefördert bis auch geduldet werden. Diese Möglichkeitsräume (Kagan et al. 
2019) stellen aber auch ein Potenzial für die nachhaltige Transformation urbaner Räume dar, wobei eine noch nicht 
ausreichend gelöste Frage darin besteht, warum „Möglichkeitsräume als Inkubationsräume“ und die „Implementa-
tion von Nischen-Ideen und künstlerisch-kreativen Projekten als städtische Praktiken [...] noch zu selten funktio-
niert“ (ebd., S. 376 f.). 

Kooperation und Koproduktion in  
der Stadtentwicklung:  
Civic-Public-Partnerships

Renée Tribble
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tiven Planungsprozessen. Dafür möchte ich zunächst eine 
Definition kooperativer Zusammenarbeit vornehmen und 
die Bedeutung der Adjektive partizipatorisch und partizi-
pativ unterscheiden. Herausfordernd bleibt zudem die Un-
möglichkeit, jemals die kollektive Gesamtheit der Gesell-
schaft in den Prozessen der Beteiligung zu erreichen und 
abzubilden. Und drittens gilt es, die für die Qualität von Be-
teiligungsprozessen zentrale Frage der Wirksamkeit oder 
besser Wirkmächtigkeit zu beantworten: Wie wird mit den 
Ergebnissen von Beteiligungsprozessen umgegangen? Wie 
werden diese wirksam? Benighaus, Wachinger und Ortwin 
warnen daher auch vor inszenierten Beteiligungsverfah-
ren, die nicht die „Verpflichtung zur Rückkoppelung und zur 
ernsthaften Prüfung aller Ergebnisse des Verfahrens“ (Be-
nighaus et al 2016, S. 345) als zentrale Bedingung verfolgen. 

Kooperationen in zivilgesellschaftlich- 
öffentlichen Partnerschaften
Kooperation definiere ich mit Rückgriff auf Selle und Arn-
stein als eine Zusammenarbeit, mit der Absicht, ein ge-
meinsames Ziel zu erreichen. In den drei Intensitätsstufen 
der Beteiligung „Information – Konsultation/Beteiligung – 
Kooperation“ (vgl. Arbter 2012; Bischhoff et. al 2005) stellt 
diese die intensivste Stufe dar und meint laut Arbter hin-
gegen der Ein- bzw. Zwei-Wege-Kommunikation der ersten 
beiden Stufen eine „Mehrweg-Kommunikation: Die Betei-
ligten entwickeln miteinander und mit der Verwaltung die 
Planung“ (Arbter 2012, S.11).

Bei der Kooperation ist 
die gegenseitige trans-
parente Darstellung von 
Informationen, Stellun-
gen der Beteiligten und 
Einflussmöglichkeiten 
zwischen Planenden 
und Bürgern sowie al-
len anderen Akteuren 
wesentlich für die Her-
stellung eines geteilten 
gemeinsamen Wissens 
als Entscheidungs- und 
Handlungsgrundlage. 
Eine Kooperation bedeu-
tet keine einseitige Vor-
planung, sondern einen 
gemeinsam gestalteten 
Planungsprozess. Über 
bestehende Vorplanun-
gen muss transparent 
informiert werden, sie 
bilden jedoch nicht die 
einzige oder vordefinier-

te gemeinsame Entscheidungsgrundlage. Kooperierende 
treffen gemeinsame Entscheidungen. Die Agierenden sind 
dabei gleichgestellt, und es gibt keine hierarchischen Un-
terschiede. Informationen werden transparent dargestellt 
und alle Interessen gleichermaßen berücksichtigt. Eine ko-
operative Zusammenarbeit fußt zudem auf einem gemein-
samen Zielverständnis, auf das sich die Partnerinnen und 
Partner in einem ausgewogenen Machtverhältnis und im 
wechselseitigen Austausch auf Grundlage einer gemeinsa-
men Wissensbasis festgelegt haben. Dies umfasst sowohl 
Entscheidungsberechtigungen als auch Entscheidungs-
kompetenzen.

Bei der Untersuchung der Prozesse im Haus der Statistik 
zeigt sich eine interessante Differenzierung. Sobald man 
„die Zivilgesellschaft“ in institutionalisierte Formen unter-
scheidet und die Zusammenkunftgenossenschaft als Un-
terzeichnerin der Kooperationsverträge der sogenannten 
„Koop 5“ getrennt betrachtet, wird deutlich, dass die Ko-
operationspartner auf Augenhöhe sind, aber die Zivilgesell-
schaft auf einer niedrigeren anderen Stufe bleibt. Hier kann 
man in eine strukturelle institutionalisierte Form und in 
eine inhaltlich experimentelle Form unterscheiden, in der 
ausprobiert, getestet, verknüpft und für selbst organisier-
te Prozesse geöffnet wird, wodurch im gesamten Prozess 
Momente des Experimentellen sowie Innovationen Einzug 
in die Entwicklung und Ausformulierung des Projekts er-
halten und Wirkmacht entfalten können. 
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Abb. 1: Einstufung des kooperativen Prozesses nach Arnsteins Leiter der Partizipation (Quelle: Seminar Neue Koopera-
tionsformen, WiSe 2019/20)
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ren die Zusammenarbeit und bedeuten auf kommunaler 
Seite zusätzlichen Aufwand. Zudem können die Projekte 
wissentlich oder unwissentlich in Konflikt mit teils politisch 
motivierten abweichenden Nutzungs- und Zielvorstellungen 
geraten. In den meisten der untersuchten Projekte kommt 
die aktive Zusammenarbeit jedoch den Projekten zugute. 
Explizit geschaffene „Schnittstellen“, wie beispielsweise 
„Handlungsraummanager“ in München oder die verwal-
tungsinternen Stellen der AKS Gemeinwohl im Berliner Be-
zirk Friedrichhain-Kreuzberg, sind in dieser Hinsicht eine 
interessante und richtungsweisende Umsetzung.

Verwaltungsaufwand

Ein hoher Veraltungsaufwand, wie das Einholen von Ge-
nehmigungen, stellen ohne Unterstützung Hindernisse im 
Projektverlauf dar, die die Arbeitsweise und Motivation von 
DIT-Projekten ausbremsen können. Gleichzeitig besteht 
die Möglichkeit, dass DIT-Projekte in Zusammenarbeit mit 
einer progressiven Verwaltung kreative Lösungen für städ-
tische Aufgaben bieten können, insofern ein ganzheitlicher 
Nutzen erkennbar ist und der Verwaltungsaufwand gerin-
ger ausfällt, als wenn das Vorhaben selbst durchgeführt 
werden würde. Das Projekt Österreichischer Platz in Stutt-
gart hat trotz aller Herausforderungen in der Abstimmung 
und Koordination mit Unterstützung der Stadt ungenutz-
ten Raum aktiviert und der Stadtbevölkerung zugänglich 
gemacht. Das Kasseler Freiluftexperiment, mit dem Ziel, 
einen Straßenabschnitt in der Kasseler Innenstadt für ei-
nen begrenzten Zeitraum für den PKW-Verkehr zu sperren, 
erfuhr Unterstützung der Stadt, die die „temporäre Stillle-
gung“ genehmigte. Die Umsetzung wurde durch die Covid-
19-Pandemie jedoch verhindert. 

Rechtlicher Rahmen

Organisatorisch gehören elf der insgesamt 14 Projekte 
einem gemeinnützigen Verein an, fünf Projekte einer Ge-
sellschaft in Form von gGmbH, Genossenschaften oder 
GbR, und an drei Projekten ist eine Stiftung beteiligt. In 
drei weiteren Projekten ist eine Gruppe aus Privatperso-
nen involviert. Manche Projekte setzen bewusst auf ihren 
informellen Charakter, indem sie leerstehende Immobilien 
zwischennutzen oder städtische Freiraumnischen ent-
wickeln oder bewusst nomadisch konzipiert sind. Neben 
der Findung der eigenen Rechtsform stellt insbesondere, 
wenn Projekte sich räumlich verfestigen, die Konfronta-
tion mit Rechtsnormen – wie die Klärung der Eigentums-
verhältnisse, baurechtliche oder Brandschutzanforderun-
gen oder Nutzungsänderungen, die eine Änderung oder 
Aufstellung von Bebauungsplänen erforderlich machen 
– wesentliche Herausforderungen dar. Diese erfordern ein 
erhebliches Know-how und sind mit finanz- und ressour-
cenintensiven Aufgaben für die DIT-Projekte verbunden. 
Bei privaten Eigentümern ist die Nutzung in der Regel über 
Miet- oder Pachtverträge gesichert. Bei den Absprachen 

Kooperationen informeller Do-It-Together-
Projekten und kommunaler Verwaltung
In Projekten, in denen keine gemeinsam definierte Ko-
operation besteht, aber die Akteure in dem Projekt auf Zu-
sammenarbeit bzw. Unterstützung oder im minimalsten 
Fall auf eine Rückmeldung oder Entscheidung der kom-
munalen Verwaltung angewiesen sind, sind die Kommuni-
kation, der Verwaltungsaufwand, der rechtliche Rahmen, 
die Finanzierung und die Verstetigung wesentliche und be-
stimmende Parameter in der Einschätzung erfolgreicher 
Zusammenarbeit. Weitere Herausforderungen für die Pro-
jekte sind die Sichtbarkeit von Akteuren, aufkommende 
Interessenskonflikte, medialer Einfluss sowie das eigene 
Zeitmanagement. 

Abb. 2: Arten der Kooperation (Quelle: Seminar Informelle Planungspraxis, 
WiSe 2020/21)

Kommunikation

Bei der Kommunikation liegen die größten Probleme zu 
Beginn der Projekte in der Ansprechbarkeit, und zwar so-
wohl vonseiten der DIT-Projekte als auch der kommunalen 
Verwaltung. Für die Projekte sind die zuständigen Perso-
nen in den Verwaltungsstrukturen schwierig zu ermitteln, 
für Verwaltungsmitarbeitende stellen andersherum kol-
lektive Strukturen ohne klar erkennbare Ansprechpartner 
ebenfalls eine Hürde dar. Ebenso ist es für viele Initiativen 
schwierig, einzuschätzen, wann eine Kontaktaufnahme 
sinnvoll ist und das Vorhaben auf Unterstützung trifft oder 
es gegebenenfalls sogar gefährdet. Eines der untersuch-
ten Projekte vermeidet daher jegliche Kommunikation mit 
der Verwaltung. Der erste Kontakt kann zudem die Art der 
weiteren Zusammenarbeit beeinflussen. Die Gestaltung der 
Zusammenarbeit reicht in den untersuchten Projekten von 
Kommunikationsvermeidung bis zur aktiven Mitgestaltung 
konkreter Kommunikationsformate, wie der Einrichtung 
von runden Tischen. Viele der Projekte stehen mit verschie-
denen Abteilungen in Kontakt oder müssen Formalien, In-
teressen und gemeinsame Bedürfnisse mit verschiedenen 
Zuständigkeiten klären, formulieren und bestenfalls festle-
gen. Fehlende Zuständigkeiten und konkrete Ansprechpart-
ner für selbst initiierte Projekte in der Verwaltung erschwe-

Bürgergesellschaft
Kooperation und Koproduktion in der Stadtentwicklung
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Verstetigung

Der größte Erfolg von informellen Projekten ist die Verste-
tigung des Projekts. Alle der untersuchten DIT-Projekte 
nannten die Sicherung bzw. Verstetigung als ein wichtiges 
Ziel, wobei die Zeitspanne zwischen Initiierung und erfolg-
reicher Verstetigung ein breites Spektrum aufweist. Kon-
flikte und längere Zeiten der Unsicherheit gehören zur Rea-
lität vieler Projekte, wie beispielsweise projektbedrohende 
Rechtsunsicherheiten bei Grundstücksfragen, die erst nach 
einigen Jahren – wie im Projekt Zughafen Erfurt – mithilfe 
eines Letters of Intent und eines Bebauungsplans abschlie-
ßend gelöst werden. Bei erfolgreich verstetigten Projekten, 
wie Utopiastadt, rücken als größter Erfolg andere Aspekte, 
wie eine Vorbild- oder Vernetzungsfunktion, in den Vorder-
grund. Für den Erfolg sind jedoch die Eigentumsverhältnis-
se nicht allein entscheidend, sondern insbesondere auch 
ein Vertrauensverhältnis zwischen den beteiligten Akteuren 
sowie übereinstimmende Ziele.

Echte Augenhöhe bedeutet echte Kooperation
Eine gelingende Zusammenarbeit fußt auf organisierten 
Strukturen. Dazu zählen geklärte Verantwortlichkeiten, 
verbindliche Vereinbarungen sowie regelmäßige Treffen 
und Austausch. Übergeordnet muss die Kooperation durch 
politische Instanzen zugelassen und ermöglicht werden, 
was zum einen Ressourcen und Strukturen, aber auch eine 
offene Prozessgestaltung erfordert. Für eine kontinuierli-
che Zusammenarbeit, die Krisen überdauern kann, ist eine 
ideelle Selbstverpflichtung ebenso ausschlaggebend wie 
gegenseitiges Vertrauen, das häufig erst durch Erfahrungen 
von Verlässlichkeit und gemeinsamen Willen über einen be-
stimmten Zeitraum entstehen kann. Aber auch gemeinsam 
formulierte Vereinbarungen, die kontinuierliche Fortschrei-
bung und Evaluation sowie eine unabhängige Moderation 
befördern Kooperation. Für Kooperationen zwischen Zivil-
gesellschaft und öffentlicher Hand braucht es demnach: 

	■ eine engagierte Zivilgesellschaft,

	■ eine transparente Beteiligungskultur,

	■ Transparenz,

	■ Verbindlichkeit,

	■ Vertrauen,

	■ Kommunikation,

	■ Kompromissbereitschaft,

	■ Organisation und Verantwortung,

	■ eine kooperative öffentliche Hand,

	■ einen Ort der Zusammenarbeit sowie

	■ Vereinbarungen (schriftlich/mündlich).

Bürgergesellschaft
Kooperation und Koproduktion in der Stadtentwicklung

ist häufig keine Intervention der Verwaltung erforderlich. 
Auch Zwischennutzungen werden über Untermietverträge 
oder Zwischennutzungsvereinbarungen geregelt. Lang-
fristig wirksam abgesichert sind Projekte, die Immobilien 
und Grundstücke erwerben oder über diese durch Erbbau-
rechte von Stiftungen oder Kommunen verfügen können. 
Fünf der Projekte basieren auf Verträgen oder (Sonder-)
Genehmigungen, neun der Projekte sind in einem Bebau-
ungsplan festgesetzt. In zwei Fällen werden Projekte aktiv 
geduldet.

Abb. 3: Häufigkeit der genannten Herausforderungen in den Projekten 
(Quelle: Seminar Informelle Planungspraxis, WiSe 2020/21)

Finanzierung

Die Frage der Finanzierung ist für viele der untersuch-
ten Projekte ausschlaggebend für ihr Bestehen. Finan-
zierungsmöglichkeiten sind zudem unmittelbar an die 
Rechtsform gekoppelt. Mit der Gründung eines Förderver-
eins oder der Gründung einer gGmbH können die Projekte 
Spenden empfangen und werden als Entität förderfähig. 
Bauordnungsrechtliche Aufgaben stellen eine weitere be-
sondere finanzielle Herausforderung dar, für die gezielte 
Mittel aufgebracht und häufig eingeworben werden müs-
sen, und die eine intensive Kommunikation mit der Ver-
waltung erfordern. In sechs von 14 Projekten besteht die 
Kooperation in finanzieller Unterstützung. 32 Prozent der 
Projekte nahmen Fördermittel zur Umsetzung ihres Vor-
habens in Anspruch, wohingegen 23 Prozent der Projekte 
komplett eigenfinanziert arbeiten. 19 Prozent der Projekte 
sind auf Spenden angewiesen und finanzieren sich haupt-
sächlich über diese. Wenige der untersuchten Projekte 
finanzieren sich über Mitgliedsbeiträge, Veranstaltungen, 
Kredite oder Stiftungsmittel. 
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Ein weiteres Paradox (vgl. Stötzer 2020) 
im Selbstverständnis der Planung ist an-
zuführen: Während laut BauGB § 3 Satz 
1 die „Öffentlichkeit [...] frühzeitig über 
Ziele und den Zweck der Planung [...] 
öffentlich zu unterrichten ist", ist die Öf-
fentlichkeit laut Duden ein „als Gesamt-
heit gesehener Bereich von Menschen, in 
dem etwas allgemein bekannt und allen 
zugänglich ist“ (Bibliographisches Institut 
GmbH 2022). Planungsvorhaben werden 
jedoch grundsätzlich aufgrund der Be-
schaffenheit der kommunalen Verwaltung 
und repräsentativen Demokratie zunächst 
vorab formuliert und beschlossen, bevor 
diese der Öffentlichkeit bekannt oder zu-
gänglich – also öffentlich sind. Es bleibt 

also eine entscheidende Frage, wie allgemein bekannte 
und zugängliche Vorhaben hergestellt werden können und 
die Öffentlichkeit darüber als Öffentlichkeit vorab besteht. 
Wann und wie werden selbstinitiierte zivilgesellschaftliche 
Projekte als Beitrag zur Stadtentwicklung anerkannt? 

Die Koproduktion von Stadt auf Augenhöhe stellt damit eine 
erhebliche Herausforderung von Planung dar. Gerade des-
halb sind ein differenziertes Verständnis von Beteiligung in 
der Stadtplanung und die Anforderungen von partizipativen 
und ko-produktiven Prozessen besonders relevant und ein 
wichtiger Baustein im Verständnis und in der Gestaltung 
von Stadtentwicklungsprozessen.

Während beim Haus der Statistik klar ist, dass die Pilotpro-
jekte auf diesem Feld Pionierarbeit leisten, existieren viele 
Projekte, die ohne eine solche Auszeichnung versuchen, 
stadtgestaltend selbst tätig zu werden. Interessanterwei-
se gilt es dann, Formen des Protests zu unterscheiden. Die 
klassischen Nimby- und Verhindererprojekte auf der einen 
Seite und solche, die ein gesellschaftliches Interesse nicht 
im Handeln oder den Entscheidungen der gewählten Poli-
tikerinnen und Politiker erkennen können. Hierzu halte ich 
einen zu betrachtenden Unterschied für genauso wichtig, 
wie die Unterscheidung von partizipatorisch zu partizipativ: 
Es geht um einen Moment, den Harvey als den „positiven 
Moment“ (1996, S. 236) beschreibt. Dieser tritt ein, wenn 
das partikulare Interesse einer Gruppe verlassen und dar-
um gestritten wird, wie die Stadt als Ganzes sein soll. Dies 
ist ein weiteres entscheidendes Qualitätsmerkmal für ko-
produktive Prozesse. Ko-produktive Prozesse der Stadtge-
staltung müssen so gestaltet sein, dass sie es ermöglichen, 
diese gemeinsame Vorstellung zu erreichen. Dafür braucht 
es Zeit, Zugänglichkeit, Diversität, aktives Aufsuchen, ver-
schiedene Sprachen und kreative Ausdrucksmöglich-
keiten, Plattformen des Austauschs, in die Tiefe gehende 
Fragebögen sowie ein gleichwertiges Nebeneinander von 
quantitativer wie qualitativer Auswertung der Beiträge. Zu-

Koproduktion

Eine noch weitergehende Bedeutung hat hingegen der Be-
griff Koproduktion. Koproduktion umfasst in meinem Ver-
ständnis die gemeinsame Raumproduktion – und ist zu je-
der Projektphase möglich. Häufig wird Koproduktion jedoch 
auf die Prozesse des Co-Designs reduziert. Die Silbe „Co“ 
wird allzu gern verwendet, um Gestaltungsprozesse mit 
Laien auf Augenhöhe zu qualifizieren, gleichzeitig zeigt sich 
eine zunehmende Indifferenz in der Verwendung der Silbe 
„Co“ (vgl. Schneider 2018). Die Bedeutung der Silbe „Co“ 
lässt sich jedoch viel besser im Rückgriff auf die Concept 
Art mit Timm Ulrichs erklären. In der Concept Art „geht [es] 
[...] um die Beteiligung des Kunst-Rezipienten als ‚Mit-Den-
ker, Mit-Spieler, Mit-Realisator, Mit-Autor [...] intellektuel-
lem Partner‘ (Timm Ulrichs)“ (Ohff 1971, S. 50). Koprodu-
zent zu sein, bedeutet, die Autorenschaft zu teilen, Mitautor 
zu werden, ja, Mitproduzent der Kunst zu sein. 

In diesem Sinne ist auch die Unterscheidung von partizi-
pativen und partizipatorischen Prozessen relevant. Diesen 
wesentlichen Qualitätsunterschied – nicht nur von Beteili-
gungsprozessen, sondern auch in Hinblick auf Koproduktion 
– leitet Silke Feldhoff von der semantischen Unterscheidung 
der Adjektive partizipativ und partizipatorisch ab. „Im Ergeb-
nis meint ‚partizipatorisch‘ das intendierte, vorerst lediglich 
potenzielle Ermöglichen aktiver Teilhabe und sozialer Be-
ziehungen, beschreibt die Zielsetzung einer Arbeit. ‚Parti-
zipativ‘ hingegen meint eine aktive Teilhabe, die tatsächlich 
stattgefunden hat, beschreibt also das Ergebnis einer Aktion, 
eines Projekts.“ (Feldhoff 2009, S. 21 f.). Das bedeutet, dass 
partizipatorische Projekte auch ohne tatsächliche Beteili-
gung und Teilhabe erfolgreich stattfinden können, partizipa-
tive Projekte kommen jedoch ohne Beteiligung und Teilhabe 
nicht zu einem Ergebnis und somit nicht zustande. In dieser 
Unterscheidung wird deutlich, dass Beteiligungsprozesse in 
der Stadtplanung per se nicht partizipativ sind. 

Bürgergesellschaft
Kooperation und Koproduktion in der Stadtentwicklung

Abb. 4: Finanzierung der Projekte (Quelle: Seminar Informelle Planungspraxis, WiSe 2020/21)
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gleich müssen die Originalbeiträge einsehbar und mit den 
zugespitzten Ergebnissen verknüpft bleiben. Hier ist ein 
Originalzitat aussagekräftiger als eine glatt geschliffene 
Translation (vgl. Planbude o.J.; Tribble 2021). Gemeinwohl-
orientierte Initiativen, die nicht nur ihr Partikularinteresse 
vertreten, können die lokalen Augen, Ohren und Stimmen 
aktivieren, sammeln und für Verwaltung sicht- und hörbar 
machen. Umgedreht können sie über Fachplanungen infor-
mieren und kommunizieren und so moderierend in Prozes-
sen wirken. Für diese Kompetenz brauchen sie Anerken-
nung und Ressourcen sowie Verbindlichkeit für ihr Handeln.

Quellen:
Arbter, Kerstin (2012): Praxisbuch Partizipation: Gemeinsam die Stadt entwi-
ckeln. Magistrat der Stadt Wien (Hg.): Werkstattberichte Stadtentwicklung, MA 
18 – Stadtentwicklung und Stadtplanung, Wien, Nr. 127.

Arnstein, Sherry R. (1969): A Ladder of Citizen Participation. Journal of the 
American Institute of Planners, 35(4), S. 216–224.

BBSR im BBR (Hg.) (2014): Informeller Urbanismus. Informationen zur Raum-
entwicklung, Heft 2, 2014. Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung. 

Benighaus, Christina/Wachinger, Gisela/Renn, Ortwin (2016): Bürgerbeteili-
gung. Konzepte und Lösungswege für die Praxis. Wolfgang Metzner Verlag.

Univ.-Prof. Dr.-Ing. Renée Tribble 
Professur für Städtebau, Bauleitplanung und 
Prozessgestaltung, Fakultät Raumplanung, 
Technische Universität Dortmund

Foto: Uwe Grützner, TU Dortmund
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Nachrichten
Fachliteratur

Vanessa Weber, Gesa Ziemer 

Die Digitale Stadt 
Kuratierte Daten für urbane  
Kollaborationen

336 Seiten, 22,00 x 28,00 cm, 550 Abb., 
194 Seiten, transcript Verlag Bielefeld, 
2022

ISBN 978-3-8376-6474-4 
29,00 Euro

Städte sind heute zu Big-Data-Produ-
zentinnen geworden. Neue Technolo-
gien können diese Daten miteinander 
verknüpfen, was enormes Potenzial 
für die Stadtentwicklung birgt. Doch 
wie lassen sich diese Daten kuratie-
ren, damit sowohl die Bürgerinnen und 
Bürger als auch die Expertinnen und 
Experten der Stadtentwicklung besser 
zusammenarbeiten können? Vanessa 
Weber und Gesa Ziemer unterziehen 
den technisch getriebenen Smart-Ci-
ty-Diskurs einer kritischen Analyse 
und stellen dabei den konkreten Nut-
zen für die Menschen ins Zentrum 
ihrer Überlegungen. Sie beschreiben 
Praktiken des „City Science Labs“ an 
der HafenCity Hamburg, in dem daten-
basierte Werkzeuge zur Entschei-
dungsfindung in urbanen Reallaboren 
erprobt und angewendet werden, und 
diskutieren konkrete Beispiele.

n-ails e. V. (Hrsg.)

Women in Architecture Berlin 
Facetten weiblicher Baukultur

Buch (Taschenbuch), 176 Seiten, jovis 
Verlag, Berlin 2022

ISBN 978-3-86859-763-9 
29,00 Euro

Frauen in der Architektur sicht- und 
hörbar zu machen, ihnen eine Bühne 
zu geben, ihre Leistungen zu zeigen – 
das war das Anliegen des Women in 
Architecture Berlin Festivals 2021. In-
stitutionen, Verbände und Initiativen im 
Bereich der Baukultur waren aufgefor-
dert, teilzunehmen. 70 Jahre nach dem 
Tod von Emilie Winkelmann, der ersten 
erfolgreichen deutschen Architektin, 
sollte Bilanz gezogen werden: Wer sind 
die starken Frauen von heute? Werden 
sie wahrgenommen? Wie steht es um 
die Gleichstellung in der Baukultur und 
den Umbau des Berufsbilds? Die Pu-
blikation zeigt auf, was Institutionen 
aus Politik, Lehre und Wirtschaft, was 
Führungsebenen und Mitarbeitende so-
wie Hochschulleitungen, Professorin-
nen und Professoren tun können oder 
schon getan haben, damit es vorangeht 
auf der Baustelle Gleichstellung. 

Allianz der freien Straße (Hrsg.)

Manifest der freien Straße  
Broschur, 21 × 29,7 cm, 160 Seiten, 90 
farb. Abb., jovis Verlag, Berlin 2022

ISBN 978-3-86859-774-5 
38,00 Euro

Seit über 70 Jahren dominiert das pri-
vate Auto den öffentlichen Raum deut-
scher Städte. Mit dem Manifest der 
freien Straße stellt eine kreativ-wis-
senschaftliche Allianz dieses Dogma 
grundsätzlich infrage und thematisiert 
vergessene und unerkannte Qualitäten 
und Möglichkeiten der Straßennut-
zung. Damit nimmt sie eine kommuna-
le Raumressource in den Blick, die wir 
in Zeiten von Klimawandel, Digitalisie-
rung und sozialer Ungleichheit drin-
gend anders zu nutzen lernen müssen.

Mit Bildern, Comics, Grafiken und kna-
ckigen wissenschaftlichen Erkennt-
nissen weist das Manifest der freien 
Straße den Weg in eine chancenrei-
che Zukunft und zeigt: Straßen sollten 
mehr sein, als bloß ein Raum, um von 
A nach B zu kommen.
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denen Daten aus Kommunen und Kreisen einiger Länder 
sein, denn der Datenschutz für die öffentliche Verwaltung 
ist über die Landesdatenschutzgesetze geregelt und kann 
dementsprechend unterschiedlich ausfallen bzw. ausgelegt 
werden.  

Letztendlich zeigt die Vielfalt der vorhandenen Themen, 
welches Potenzial offene Daten hinsichtlich der Kombina-
tionsmöglichkeiten haben. Um Innovationen besser voran-
zutreiben, ist es jedoch notwendig, datenschutzkonforme 
Daten vollständig in Bezug auf die zu untersuchende Raum-
einheit und in Echtzeit generieren zu können. Das erfordert 
in vielen Bereichen der Verwaltung ein Umdenken der Ar-
beitsabläufe und eine Anpassung veralteter Strukturen. 

Quellen: 
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/moderne-verwaltung/open-government/
open-data/open-data-node.html; Bundesministerium des Innern und für Hei-
mat, 2022

https://www.govdata.de/ 

https://www.egovernment.de/was-ist-bzw-was-bezweckt-das-2-open-data-
gesetz-a-1019259/

WohnungsMarktEntwicklung
Verfügbarkeit von offenen Daten in Deutschland

Die ersten Überlegungen zur Offenlegung und Transpa-
renz von öffentlichen Daten gab es bereits in den ersten 
2000er Jahren. Der einfache Zugang und die kostenfreie 
Nutzung öffentlicher Daten war zunächst im ersten (2017) 
und ist in aktueller Fassung im zweiten (2021) Open-Data- 
Gesetz vonseiten der Bundesregierung geregelt. Hiermit 
folgt Deutschland den vorangegangenen Richtlinien der EU, 
Daten des öffentlichen Sektors für nichtkommerzielle und 
kommerzielle Nutzer zur Verfügung zu stellen. 

Als zentrale Plattform für Open Data wurde bereits 2013 
das Datenportal GovData geschaffen und soll als zentra-
le Anlaufstelle für alle offenen Daten aus regionaler und 
kommunaler Ebene dienen. Das Portal selbst stellt ledig-
lich die standardisierten Metadaten der einzelnen Quellen 
zur Verfügung und macht sie zentral auffindbar. Die Daten 
selbst liegen bei den einzelnen Herausgebern. Die Teilnah-
me an der Plattform seitens der Bundesländer ist freiwillig, 
wird jedoch im Rahmen des zweiten Open-Data-Gesetzes 
empfohlen. Nach anfänglich acht teilnehmenden Bundes-
ländern lassen sich nun immerhin Daten aus 14 der 16 
Bundesländer finden und abrufen. Dabei ist die Menge der 
angebotenen Daten sehr unterschiedlich (s. Abb. 1).

Die meisten Datensätze gibt es für Schleswig-Holstein und 
Hamburg. Das hat mit großer Wahrscheinlichkeit damit zu 
tun, dass die Verantwortlichkeit für das GovData-Portal 
bis zum 31. Dezember 2022 in Hamburg lag und das Sta-
tistikamt Nord für beide Bundesländer verantwortlich ist. 
Saarland und Sachsen-Anhalt stellen keine Daten für das 
GovData-Portal zur Verfügung. In beiden Bundesländern 
scheint es einige Defizite oder Hemmnisse in der Offenle-
gung der Daten über ein solches Portal zu geben. 

Gerade in Bezug auf den einfachen Zugang zu Daten hätte 
eine zentrale Plattform mehr Vorteile, als ein dezentrali-
siertes System. Ein oft kritisiertes Problem der Bereit-
stellung der Daten liegt in den personellen Ressourcen 
innerhalb der Verwaltung. Zu wenig Personal, gerade in 
kleineren Verwaltungseinheiten, ist oft nicht 
in der Lage, diese Aufgaben zusätzlich zu 
bewerkstelligen. Weil es keine Strafen bei 
Nichtbereitstellung gibt, ist der Druck, Open 
Data zur Verfügung zu stellen, entsprechend 
niedrig. Auch datenschutzrechtliche Aspek-
te könnten ein Grund für die nichtvorhan-

Robert Kretschmann

Aktueller Stand der Verfügbarkeit  
von offenen (Verwaltungs-)Daten  
in Deutschland 

Abb. 1: Anzahl Datensätze im Open-Data-Portal GovData am 1. Januar 2023 nach Bundesländern
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